
Für viele klingt es wie ein 
Traum. Oder wie etwas gera-
dezu Unanständiges: Einfach 
mal eine Auszeit von all dem 
Stress, all der beruflichen 
Routine nehmen! Und das 
ohne sich Sorgen machen zu 
müssen, wie man finanziell 
über die Runden kommt. 
Gesetzlich garantierte Sab-
baticals könnten genau dies 
ermöglichen. In einer Zeit, 
wo der Stress zunimmt, wo 
stressbedingte Erkrankungen 
zunehmen, ist dies umso wich-
tiger. Ein Sabbatical ermög-
licht es Menschen, auch mal 
aus dem Hamsterrad auszu-
steigen, einer stressbedingten 
Krankheit vorzubeugen.

Im Zuge des technischen 
Fortschritts verändert sich 
die Erwerbsarbeitswelt in 
wachsender Geschwindigkeit. 
Das stellt an die Beschäftigten 
Anforderungen, sich beständig 
weiter zu bilden oder auch mal 
neu zu orientieren. Eine Ge-
sellschaft, in der Sabbaticals 
zur Kultur gehören, erleichtert 
dies.

Aus verschiedenen Studien 
wissen wir, dass die Wünsche 
der Menschen der Wirklichkeit 
in dieser Frage voraus eilen. 
„Eine temporäre Auszeit aus 
dem Beruf, für einige Monate 
oder sogar ein ganzes Jahr, ist 
für viele Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer in Deutsch-
land interessant. Verschie-
dene Studien belegen, dass 
sich rund die Hälfte der 
Beschäftigten in Deutschland 
eine solche Auszeit wünscht.“ 
Dies ist nachzulesen in der 
Sabbatical-Studie des Wis-
senschaftszentrums Berlin 
für Sozialforschung und der 
Rosa-Luxemburg-Stiftung. Die 
Gründe sind unterschiedlich: 
Die Weltreise ist nur einer von 
vielen. Im Vordergrund stehen 
Kinderbetreuung, Pflege, 
Weiterbildung, berufliche 
Umorientierung oder einfach 
nur eine längere Erholung. 

Verschiedene Gründe verhin-
dern ein Sabbatical, oft ist es 
das fehlende Geld. Weitere 
sind der Einspruch ihres 
Arbeitgebers, die familiäre 

Situation oder die Angst vor 
einem Karriereknick. Derzeit 
sind Sabbaticals nur möglich, 
wenn individuelle Anspar- und 
Finanzierungsmodelle mit dem 
Arbeitgeber geregelt werden. 
Sie kommen einem viel zu 
kleinen Personenkreis zugute. 
Dabei leiden große Teile 
der Beschäftigten darunter, 
dass Arbeitszeiten länger, 
intensiver und belastender 
werden und in vielen Beru-
fen die Grenze zur Freizeit 
verblasst. Folglich drohen 
gesundheitliche Gefahren und 
Erwerbsunfähigkeit. Und dann 
soll auch noch das Rentenein-
trittsalter steigen …

Gesetzlich garantierte Sab-
baticals sollen ein Instrument 
der Arbeitszeitverkürzung und 
der besseren individuellen 
Vereinbarung von Erwerbs-
arbeit und unterschiedlichen 
Wünschen nach Erholung, 
Umorientierung und Bildung 
sein. Im Wahlprogramm der 
LINKEN steht: „Beschäftigte 
sollen zweimal in ihrem 
Berufsleben die Möglichkeit 
haben, für ein Jahr auszustei-
gen (Sabbatjahr). Damit ver-
bunden ist ein Rückkehrrecht 
auf den gleichen oder einen 
gleichwertigen Arbeitsplatz. 
Die Sabbatzeiten können 
auch als kleinere Auszeiten 
von drei bis sechs Monaten 
genommen werden.“ Während 
des Sabbaticals sollte es eine 
steuerfinanzierte Absicherung 
geben. Die Nettomindesthöhe 
ist analog der Höhe der Min-
destsicherung anzusetzen, die 
Nettomaximalhöhe soll 1.800 
Euro betragen – dazwischen 
65 % vom letzten Netto (ähn-
lich wie beim Elterngeld). 

Selbstverständlich ist eine 
Sabbatical-Politik eingebettet 
in arbeits-, tarif-, familien- und 
sozialpolitische Strategien wie 
z. B. die Erhöhung der unteren 
und mittleren Löhne, gleicher 
Lohn für Frauen, Zurückdrän-
gung der Arbeitsverdichtung 
und Arbeit unter Stress, Aus-
bau der sozialen Infrastruktur 
und Dienstleistungen usw. 
Lasst uns darüber diskutieren!

• Katja Kipping
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Beim Thema Wohnen schlagen die Wel-
len hoch. Der Sündenfall liegt Jahre 
zurück: Damals verscherbelten Städ-
te und Gemeinden bundesweit – auch 
in Sachsen – kommunalen Wohnraum 
an private Investoren. Unverständlich 
bleibt, wie die Parteien (seinerzeit in 
Dresden auch ein Teil der PDS) einer 
Privatisierung zustimmen konnten. Mie-
terverbände hatten sofort darauf hin-
gewiesen, dass „Sozialchartas“ nichts 
wert seien. Per E-Mail befragte Ralf 
Richter das Vorstandsmitglied des Ver-
bandes Sächsischer Wohnungsgenos-
senschaften e. V., Dr. Axel Viehweger.

Der Verband Sächsischer Woh-
nungsgenossenschaften hat mit 
einer Studie zur Bezahlbarkeit 
des Wohnens für Aufmerksamkeit 
gesorgt. Was war das Ziel? 
Wer kann sich welche Miete leisten? Die 
Frage wird häufig gestellt. Die Antwort 
ist schwierig. Sie hängt von Faktoren wie 
dem Einkommen, der Zahl der im Haus-
halt lebenden Personen, der Wohnungs-
größe oder den Neben- und Betriebs-
kosten ab. Vor diesem Hintergrund hat 
sich der Verband bereits 2016 damit be-
schäftigt, wie man die Bezahlbarkeit des 
Wohnens in Sachsen messen kann. Für 
zahlreiche Personengruppen wurde die 
maximal finanzierbare Miete berech-
net. Diese Untersuchung wurde jetzt um 
zwölf Fallgruppen erweitert. Der Fokus 
der Neuauflage liegt auf Familien und 
Alleinstehenden mit Kindern. Eine zen-
trale Frage war, ob sich die Leistungs-
fähigkeit der Familien hinsichtlich der 
Wohnkosten mit zunehmender Kinder-
zahl verschlechtert. Dazu wurde die glei-
che Einkommenssituation der Eltern mit 
verschiedenen Kinderzahlen verglichen, 
beispielsweise Haushalte mit einem 
niedrigen Vollzeiteinkommen und einem 
niedrigen Teilzeiteinkommen. Die Befun-
de zeigen, dass die maximal finanzier-
baren Mieten pro Kind um 0,30 bis 0,60 
EUR/m2 sinken. Vielen Dank den Fami-
lienverbänden, die uns darauf aufmerk-
sam gemacht haben. Wir haben übrigens 
bei alledem ausschließlich offizielle Zah-
len verwendet. 

Im Diskurs spielt seit 2015 – aber 
auch schon vorher, als Russland-
deutsche aufgenommen wurden – 
eine Rolle, dass Neuankömmlinge 
teils in „Blocksiedlungen“ unter-
gebracht werden. War Integration 
ein Thema?
Auf Empfänger von Transferleistungen 
sowie staatlicher Unterstützung wurde 
in den Fallgruppenberechnungen nicht 
näher eingegangen, da hier die Regelun-
gen der Kosten der Unterkunft greifen. 
Die Kosten für angemessenen Wohn-
raum werden übernommen. Unsere Er-
fahrungen mit den von Ihnen erwähnten 
„Russlanddeutschen“, aber auch den 
vietnamesischen Werksarbeitern oder 
den neu ankommenden Syrern etc. sind: 
keine Blocksiedlungen! Dezentrale Un-
terbringung fördert das Ankommen, das 
Sich-heimisch-fühlen. Viele früher ange-
kommene Ausländer fühlen sich deshalb 
auch heute wohl in unseren Genossen-
schaften. Von den neu angekommenen 
Ausländern ist kaum noch jemand da. 
Sie sind weitergewandert zu ihren Groß-
familien in die alten Bundesländer.

In Ihrer Studie liest man durch-
weg über Mieter, nicht über Ge-

nossenschafter. Genossenschaf-
ter sind Miteigentümer, und 
während in Mietwohnungen viele 
„Investoren“ reines Gewinninte-
resse haben, sollten Genossen-
schaften den Interessen der Ge-
nossenschafter verpflichtet sein. 
Wieso blieb das außen vor?
Politik macht beim Thema Wohnen meist 
keinen Unterschied zu den Rechtsfor-
men. Ein Beispiel: Die Mieten müssen 
sinken. Wohnungsunternehmen größer 
als 3.000 Wohnungen sollen vergesell-
schaftet werden. Deshalb sind wir gene-
rell an diese Fragen herangegangen. Wir 
sind sehr dafür, dass die Mieten im Neu-
bau sinken müssen. Dafür muss man 
nur die Bauvorschriften ändern. Wo ist 
das Problem? Mit Enteignung dagegen 
entsteht kein neuer Wohnraum und die 
Mieten sinken auch nicht. Dafür bräuch-
te man nochmals eine Förderung, sub-
jekt-/objektbezogen. Diese kann man 
uns ja gleich geben, ohne den Umweg 
über eine kommunale Wohnungsverwal-
tung. Neubaumieten bei 8 Euro wären 
unser Ziel. Aber wenn Sie sich nur 4,50 
Euro leisten können, nützt Ihnen das 
auch nichts. Also lassen Sie uns über 
höheres Kindergeld, höheres Wohngeld, 
höhere Renten reden. Die Forderung 
„Mieten runter“ genügt nicht. Unsere 
Untersuchung bezieht sich auch nicht 
nur auf die Mitglieder von Wohnungsge-
nossenschaften, sondern allgemein auf 
die Bezahlbarkeit der Miete in Sachsen. 
Der Freistaat hat kein Mietenproblem, 
sondern ein Einkommensproblem. Lang-
fristig angelegte Wirtschaftspolitik kann 
dazu beitragen, Regionen außerhalb der 
Ballungszentren zu stärken. Somit könn-
ten Abrissförderungen auf der einen und 
Neubauförderung auf der anderen Sei-
te zum Teil reduziert werden. Es gibt bei 
den Wohnungsgenossenschaften auch 
in Leipzig, Dresden oder Chemnitz noch 
leerstehende Wohnungen, die bezugs-
fertig und bezahlbar sind. Allerdings 
wird von der jeweiligen Stadt nichts für 
besagte Stadtteile getan. Es ist Sache 
der Kommune, alle Stadtteile im Quar-

tiersmanagement aufzuwerten. Zur Stär-
kung des ländlichen Raums bedarf es 
vor allem einer Stärkung der Ankerstäd-
te, die für ihre Region wichtige Funkti-
onen erfüllen. Ein Kernelement ist ein 
besserer öffentlicher Nahverkehr.

Stichwort altersgerechter Woh-
nungsumbau: Haben die Genos-
senschaften den Bedarf erhoben? 
In Sachsen ist heute jeder vierte Einwoh-
ner 65 Jahre alt und älter, 2020 wird es 
jeder dritte sein. Dadurch ergeben sich 
neue Herausforderungen an die Wohn-
qualität, an Dienstleistungen und Unter-
stützungsformen. Die Wohnungsbran-
che übernimmt hier die Funktion eines 
„Sozialbarometers“, da sie als eine der 
ersten Branchen die Folgen des demo-
grafischen Wandels bewältigen muss. 
Es steigt nicht nur der Anteil der Pflege-
bedürftigen an der Gesamtbevölkerung, 
sondern auch die Anzahl aller Men-
schen, die jemals in ihrem Leben ge-
pflegt werden mussten. Es wird immer 
mehr ältere Mitglieder und immer mehr 
ältere allein lebende Mitglieder geben. 
Die Genossenschaft wird zur Ersatzfa-
milie. Die Mitglieder wollen in ihrer Woh-
nung alt werden, dort leben, so lange 
es irgendwie geht. Service- und Mitglie-
derorientierung heißt also: passender 
Wohnraum für Jung und Alt, generatio-
nenübergreifendes Wohnen, bei Bedarf 
ambulante Pflege, Beteiligung und Mit-
wirkung der Mitglieder, Ersatzfamilie 
sein durch Vertrauen und Sicherheit so-
wie eine unentgeltliche Nachbarschafts-
hilfe oder die Unterstützung durch die 
Kümmerer. Eine Vielzahl an positiven 
Beispielen finden Sie unter www.zuhau-
se-in-sachsen.de. 

Sie setzen derzeit den Bedarf für 
barrierearme Modernisierung 
auf 25.000 bis 50.000 Euro pro 
Wohnung an und kommen auf ei-
ne Mieterhöhung von drei Euro 
pro Quadratmeter. Genossen-
schaftlich gedacht würden Ge-
nossenschafter gemeinsam in Ei-

genleistung die Arbeitsstunden 
aufbringen und auch die Baustoffe 
organisieren.
Die Eigenleistung der Mitglieder hat 
früher, auch lange vor DDR-Zeiten, gut 
funktioniert. Heute können und dürfen 
Mehrfamilienhäuser nur von Profis ge-
baut oder saniert werden. Setzt man 
den Wert für eine komplexe Moderni-
sierung eher im unteren Bereich bei 
25.000 Euro an und überträgt die Kos-
ten auf eine 60-m2-Wohnung, ergibt sich 
eine Mieterhöhung von etwa 2,78 EUR/
m2. Ausgehend vom durchschnittlichen 
Mietniveau von 4,82 EUR/m2 kalt ergäbe 
sich eine Miete von 8,62 EUR, die deut-
lich oberhalb der Grenze von 6,50 Eu-
ro liegt, die wir als absolute Obergrenze 
der Nettokaltmiete für den Großteil der 
Bevölkerung sehen. Folglich bedarf es 
vor allem staatlicher Fördermöglichkei-
ten oder Einkommenserhöhungen, um 
die Differenz abzufedern. 

Anstelle des Umbaus bestehender 
Wohnungen entwickeln sich ins-
besondere in Großstädten mehr 
Senioren-WGs. Wie richten sich 
die Genossenschaften darauf ein?
Der VSWG beschäftigt sich seit 2009 
mit diesem Thema im Rahmen des Kon-
zeptes „Alter leben“. Kernstück ist die 
„Mitalternde Wohnung“. Sie kombiniert 
wirtschaftlich vertretbare bautechni-
sche Maßnahmen zur Reduktion von 
Barrieren, technische Unterstützungs-
systeme zur Assistenz im Wohnalltag so-
wie Dienstleistungen. Einen Fokus auf 
Senioren-WGs gibt es nicht. Denn in der 
Genossenschaft trifft man sich sowie-
so in der Gemeinschaft. Anders sieht es 
aus, wenn Senioren stärker pflegebe-
dürftig sind. Dann arbeiten wir, z. B. bei 
Demenz-WGs, mit den Profis der Pflege 
zusammen.

Stets wird geklagt, weil die Ener-
giepreise steigen. Wer Luftbilder 
sieht, ist überrascht, wie weni-
ge Plattenbauten oder Eigenhei-
me mit Solarenergie Warmwasser 
herstellen. Hinken Sachsens Ge-
bäudeeigentümer mit der Ener-
gieselbstversorgung hinterher?
Wir würden liebend gern mehr machen. 
Uns stehen aber Steuergesetze, Ener-
giegesetze, insbesondere zu Mieter-
strom, entgegen. Leider sieht der Bund 
bei der Gesetzgebung nur das kleine 
Einfamilienhaus und nicht unsere Mehr-
familienhäuser. Aber wir stellen uns 
auch dieser Thematik. Hinter unserem 
Projekt WINNER („Wohnungswirtschaft-
lich Integrierte Netzneutrale Elektromo-
bilität in Quartier und Region“) verbirgt 
sich ein kombinierter Ansatz: Auf einem 
Gebäude der Chemnitzer Siedlungsge-
meinschaft eG wird mit einer Photovol-
taikanlage Strom erzeugt. Der wird zum 
einen an die Mieter abgegeben und zum 
anderen genutzt, um Elektrofahrzeu-
ge anzutreiben, die in erster Linie von 
wohnungswirtschaftlichen Dienstleis-
tern genutzt werden. Langfristig sollen 
auch die Mitglieder profitieren, weil es 
möglich wird, Fahrzeuge im Quartier zu 
laden oder auszuleihen. Auch Mieter-
strommodelle, die im Projekt entstan-
den sind, werden die Umwelt entlasten. 
Mieterstrom ist zudem günstiger als der 
Strom aus dem öffentlichen Netz. Davon 
profitieren das Mitglied und die Genos-
senschaft. Mehr Infos finden Sie unter 
www.winner-projekt.de.

Links! im Gespräch

Genossenschaften für  
bezahlbaren Wohnraum 
Genossenschaftsverbands-Vorstand Dr. Axel 
Viehweger über eine zentrale soziale Frage
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Erstmals seit 15 Jahren gibt es in 
Sachsen wieder einen Volksantrag: 
Das breite parteiübergreifende 
Bündnis „Gemeinschaftsschule in 
Sachsen – Länger gemeinsam Lernen“ 
sammelt Unterschriften für eine Än-
derung des Schulgesetzes sowie des 
Gesetzes über die Schulen in freier 
Trägerschaft. Die Gemeinschafts-
schule, die in zahlreichen Bundes-
ländern bereits etabliert ist, soll als 
zusätzliche Schulart auch in Sachsen 
möglich werden. Die Mehrheit der 
Bevölkerung wünscht sich die Option 
längeres gemeinsames Lernen. Damit 
der Gesetzentwurf in den Landtag 
kommt, sind 40.000 Unterschriften 
nötig – reichlich 32.000 waren Anfang 
April zusammengekommen. Hunderte 
weitere liegen bei den Kommunen 
zur Bestätigung. Der Endspurt ist 
eingeläutet – allen Sammlerinnen und 
Sammlern gebührt schon jetzt großer 
Dank! 

In der Staatsregierung hofft man 
offenbar immer noch auf ein Scheitern 
des Projekts. Sachsens Kultusminister 
Christian Piwarz (CDU) ätzte bei der 
Diskussionsveranstaltung „Tacheles“ 
im Dresdner Hygienemuseum am 1. 
April 2019: „Mit Mann und Maus ist 
gesammelt worden, in den Medien 
gab es fast ausschließlich positive 
Resonanz. Viele haben behauptet, bis 
Weihnachten haben wir die 40000 
Unterschriften.“ Burkhard Naumann, 
Koordinator des Bündnisses, reagierte 

umgehend: „Wir können es nicht nach-
vollziehen, dass der Kultusminister ei-
ner aus der Bevölkerung kommenden 
Initiative so abschätzig gegenübertritt. 
Offenbar ist ihm Parteipolitik wich-
tiger als eine Sachdebatte über gute 
Schulen. Das finden wir sehr schade, 
denn bildungspolitische Diskussionen 
in Sachsen sollten sich nicht nur um 
den hausgemachten Lehrkräftemangel 
drehen, sondern vor allem darum, 
wie an unseren Schulen gelernt und 
gelehrt wird.“

Man habe den Großteil des Weges 
geschafft – dass es doch länger 

dauere, liege auch an den veralteten 
Regeln sowie den hohen Hürden der 
sächsischen Volksgesetzgebung. 
„Die Ehrenamtlichen haben es hier 
wesentlich schwerer als in Bayern, 
wo ein Volksbegehren zur Artenviel-
falt schnell viele Unterstützerinnen 
und Unterstützer gefunden hat.“ So 
könne in Sachsen für die Samm-
lung nicht auf staatliche Stellen wie 
Rathäuser zurückgegriffen werden. 
Außerdem muss das Bündnis jede 
Unterschrift durch die Kommunen 
aufwändig bestätigen lassen. Leider 
sind immer noch nicht allen Ge-
meindeverwaltungen die rechtlichen 

Rahmenbedingungen bekannt. Nach 
wie vor werden eigentlich gültige 
Unterschriften als ungültig gestri-
chen, weil die Unterzeichnerin oder 
der Unterzeichner in einer anderen 
Kommune wohnt. Dabei ist es ei-
gentlich vorgesehen, dass Listen, auf 
denen Bürgerinnen und Bürgern aus 
unterschiedlichen Kommunen unter-
schrieben haben, von einer Kommune 
zur nächsten weitergegeben werden. 
„Doch auch das müssen in Sachsen 
die Sammlerinnen und Sammler 
erledigen“, so Naumann. Von der 
Möglichkeit, Unterschriften online zu 
sammeln, wagen wir nicht einmal zu 
träumen.“

Das Bündnis ist sich sicher, die 
40.000 Unterschriften in den 
kommenden Wochen zusammen zu 
bekommen. Der Rest soll vor allem 
bei einer weiteren sachsenweiten Ak-
tionswoche vom 29. April bis 5. Mai 
zusammenkommen. Geben wir also 
nochmal Gas – dann ist es bald ge-
schafft! Und nicht vergessen: Nur die 
offiziellen Bögen werden anerkannt, 
diese dürfen nicht verändert werden 
– es ist beispielsweise schon vorge-
kommen, dass das erste Blatt mit 
den Unterschriften abgetrennt wurde, 
was allerdings den kompletten Bogen 
ungültig macht. Material und weitere 
Informationen gibt es unter www.
gemeinschaftsschule-in-sachsen.de.

• Kevin Reißig 

Männer (und natürlich auch viele 
Frauen) doktern immer wieder an der 
Sprache herum. Sie verkaufen und 
kaufen „Sande“, sie haben „Bedarfe“. 
Welch merkwürdige Pluralbildungen. 
Die Wörter sind eigentlich sogenannte 
„singularetantums“, also Wörter, die 
nur im Singular vorkommen, so wie 
auch „Durst“ oder „Jugend“. Wer es 
aber braucht, verändert sie. Am An-
fang klingt es komisch. Man gewöhnt 
sich freilich daran. Mit Grammatik 
und Orthografie gehen Menschen oft 
ziemlich eigensinnig um. Warum auch 
nicht? Man ist cool und nicht so starr 
festgelegt. Konsequente Kleinschrei-
bung ist doch so simpel. Was gehen 
mich Leser und Leserinnen an und die 
Kommasetzung und Groß- und Klein-
schreibung als den Satz strukturieren-
de Lesehilfe? 

Kürzlich bekam ich eine Mitteilung zu 
Änderungen bei „Windows“ (natürlich 
nicht bei meinen Fenstern, sondern 
in meinem Computer, wo das Wort als 
metaphorischer Eigenname für ein 
Programm gilt). Ich versuchte alles – 
in der digitalen Welt schon etwas her-
umgekommen – zu verstehen. Es ging 

aber nur holprig voran. Folgende Wör-
ter im Text behinderten mich: snip-
ping tool, Disk Cleanup-Tool, Storage 
Sense, Screenshots, Features, Front 
smoothing, Clear Type, Schriftenglät-
tung. Bis auf eines waren es Anglizis-
men. Das störte mich nicht, und viele 
andere wohl auch nicht. Für das Ver-
stehen gibt es Lexika. Die Sache ver-
hält sich im Grunde wie mit dem Wein. 
Wein und Weinbau brachten die Rö-
mer zu den Germanen und sie brach-
ten, wie das schon immer und überall 
so üblich war, ihre Wörter mit. Die Ger-
manen glichen diese ihren Sprachen 
an, gaben sie aber nicht vollends auf. 
Deshalb haben wir heute noch den 
Winzer (eben von „vinum“) oder die 
Torkel. Letztere ist die Weinpresse. La-
teinisch hieß sie eben „torculum“, was 
auf das Drehen beim Pressen verweist 
und sich auch in „torkeln“ wiederfin-
det. Alles also normal! Es entstanden 
übrigens auch einheimische Wörter in 
germanischen Dialekten. Das brauch-
te freilich Zeit. Diese Zeit hat die Digi-
talisierung noch nicht, also bespricht 
man sie meist englisch, denn aus die-
sem Sprachraum kommt das meiste 
her. Es gilt für die Digitalisierung ganz 

aktuell, was Marx uns in seinem Werk 
„Grundrisse der Kritik der politischen 
Ökonomie“ verallgemeinernd auf-
deckt: nämlich, dass sich im Akt der 
Reproduktion so ziemlich alles ändert; 
die objektiven Bedingungen der Pro-
duktion, die Produzenten selbst, Vor-
stellungen und Verkehrsweisen, Be-
dürfnisse. Und es entsteht eine neue 

Sprache für all das Neue. Eine solche 
neue Sprache braucht es, um sich 
exakt und möglichst ohne Missver-
ständnisse unter den neuen Bedingun-
gen austauschen zu können. Es geht 
um Genauigkeit und es entsteht auch 
manchmal Ungewöhnliches:

Andere erfinden deshalb „Schrauben-
dreher“ und „Gliedermaßstab“ (der 
Genauigkeit halber). Schließlich ken-
nen sie sich aus und beherrschen die-
se komplizierten Werkzeuge. Es hat 
sich ihre Welt geändert, weshalb es 

zum Beispiel den „Anlagenbauer für 
Sanitär-, Heizungs- und Klimatechnik“ 
gibt (der Genauigkeit halber für den 
unpräzisen „Klempner“; man ist doch 
wer). Nur wenn es um Frauen geht, 
die ihre angestrebte beziehungswei-
se auch schon erreichte Stellung in 
der Gesellschaft in der Sprache ver-
ankert sehen wollen, die wollen, dass 
sie auch explizit genannt werden, 
wenn sie gemeint oder mit-gemeint 
sind (der Genauigkeit halber), die das 
generische (angeblich geschlechts-
neutrale) Maskulinum durch echte ge-
schlechtsneutrale Wörter ersetzt wis-
sen wollen (der Genauigkeit halber), 
da werden Männer (und auch manche 
Frau im Gefolge) hellhörig. Jetzt entde-
cken sie das Beständige in der Spra-
che als hohes Gut. Jetzt wissen sie, 
dass das alles nicht so geht, wie diese 
radikalen Frauen (und auch manche 
Männer) denken. Und dass der gene-
rische Gebrauch von Maskulina in der 
Vorstellung meist männliche Exemp-
lare der besprochenen Personen her-
vorruft – wer sagt denn sowas? Zu viel 
Genauigkeit und Ungewohntes zerstö-
ren doch den Sprech- und Redefluss. 
Bindestriche, Klammern, Rufzeichen, 
Fragezeichen? Ja! Sternchen? Nein! 
Männer! Bewahrt Euch aus der Ritter-
zeit „staete“ („Beständigkeit“), „ere“ 
und „muot“. Nicht so wichtig ist die 
„maze“ („Bescheidenheit“). Ihr seid 
Männer und verdient alle ein schœnez 
wîp, stæt und dêmüete - unveränder-
lich und demütig. 

Die dritte Seite

Von der Genauigkeit 
in der Sprache

Endspurt zum Volksantrag
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Besonders mies dran – trotz guter Arbeit
Susanne Schaper ist immer wieder schockiert über 
die mickrige Bezahlung der Altenpflege-FachkräfteSozial-Skandal des Monats

Eine aktuelle Studie der Hans-Böckler-
Stiftung zeigt es erneut: Arbeit in der 
Altenpflege wird besonders schlecht 
bezahlt. Die Entgelte variieren stark 
nach Beruf, Region und Art der Pflege-
einrichtung. So beträgt das Median-
einkommen der Altenpflegefachkräfte 
im Median 2.744 Euro. Das heißt: Die 
Hälfte verdient – oft deutlich – weni-
ger, die andere Hälfte etwas mehr. Die-
ser mittlere Lohn liegt bei allen Berufs-
gruppen in Deutschland hingegen bei 
rund 3.200 Euro brutto im Monat für 
eine Vollzeitstelle. In Sachsen sind die 
Beschäftigten noch schlechter dran: 
Hier lag das Median-Einkommen der 
Fachkräfte in der Altenpflege 2017 nur 
bei 2.203 Euro, während es in Bayern 
2.989 Euro betrug. Altenpflegehelfer 
erzielen in Sachsen im Median sogar 
nur 1.691 Euro und somit fast nur die 

Hälfte des in Deutschland erzielten Me-
dianeinkommens. Teilzeitkräfte erhal-
ten logischerweise noch weniger. Da-
mit belegt Sachsen beim Verdienst der 
Pflegefachkräfte vor Sachsen-Anhalt 
den vorletzten Platz. Da muss man sich 
über den Fachkräftemangel in diesem 
Bereich im Freistaat nicht wundern.
 
Das schlimme daran: Die Regierungs-
koalition will dagegen nichts unterneh-
men, wie sie bei der Abstimmung über 
den Entschließungsantrag der LINKEN 
(Drucksache 6/16506) zum Bericht der 
Enquete-Kommission „Sicherstellung 
der Versorgung und Weiterentwicklung 
der Qualität in der Pflege älterer Men-
schen“ gezeigt hat. Stattdessen spielt 
sie auf Zeit, indem sie aus der Enquete-
Kommission abgeleitete Handlungs-
konzepte frühestens zum Ende der Le-

gislaturperiode vorlegen will. Das ist 
unverantwortlich angesichts der aktu-
ellen Personalsituation. 
 
Was den Fachkräftemangel sicher wei-
ter verschärfen wird, ist die beschlos-
sene generalisierte Pflegeausbildung 
– angesichts der Gehaltsunterschiede 
auch zwischen Alten- und Krankenpfle-
ge dürfte klar sein, für welchen Weg 
sich die meisten jungen Auszubilden-
den entscheiden werden. So verdiente 
man 2017 in der Krankenpflege im Me-
dian 2.969 Euro brutto im Monat – über 
700 Euro mehr als in der Altenpflege. 
Die wenigen verbleibenden ausgebilde-
ten Altenpflegefachkräfte werden sich 
dann wohl eher für einen Arbeitsplatz 
in Bayern, wo das Medianeinkommen 
für Pflegefachkräfte 700 Euro über 
dem in Sachsen liegt, oder einem an-

deren West-Bundesland entscheiden, 
wie es heute zum Teil schon der Fall ist.
 
Es ist also höchst Zeit zu handeln. Die 
Staatsregierung muss auf der Bundes-
ebene für faire flächendeckende Tarif-
verträge streiten. Die Einkommen in 
der sächsischen Altenpflege müssen 
mindestens auf das Niveau der Kran-
kenpflege im Westen (3.000 Euro brut-
to für Pflegefachkräfte) angehoben 
werden. Sonst wird sich der Personal-
mangel weiter verschärfen. Damit die 
Mehrkosten nicht auf die Pflegebe-
dürftigen abgewälzt werden, muss die 
Pflegeversicherung zur solidarischen 
Pflege-Vollversicherung ausgebaut 
werden. Denn schon jetzt müssen Pfle-
gebedürftige oder deren Angehörige 
für Kostenerhöhungen von mehreren 
hundert Euro aufkommen.

Rosa Luxemburgs gewaltsamer Tod 
vor 100 Jahren am 15. Januar 1919 
führte in den letzten Monaten zu ei-
nem spürbar gewachsenen Interesse 
an Leben und Werk der großen Den-
kerin und Revolutionärin, deren faszi-
nierende Persönlichkeit immer stär-
ker auch das Bürgertum zu ergreifen 
scheint. Das ist an der opulenten, 
aber diskussionsbedürftigen Biogra-
phie von Ernst Piper zu ersehen. Um-
so richtiger ist es, biographische bzw. 
regionalgeschichtliche Lücken zu fül-
len, die uns die Wissenschaft bislang 
hinterlassen hat.

Diesem Anspruch stellt sich das nun-
mehr 16. Heft der verdienstvollen 
Schriftenreihe der Rosa-Luxemburg-
Stiftung Sachsen. Wie es im Vorwort 
heißt, lag „eine zusammengefasste 
Darstellung alter und neuer Kennt-
nisse zu Rosa Luxemburgs Wirken in 
Dresden […] nicht vor“ (S. 7). Sechs 
Aufsätze, zwei bislang unbeachtete 
zeitgenössische Berichte über Reden 
Rosa Luxemburgs, ein lange vergesse-
nes Gedicht und zahlreiche Abbildun-
gen, sogar ein Foto dokumentieren 
das Bemühen der Autoren und Her-
ausgeber, diese kurze, aber eben doch 
wichtige Schaffensphase Rosas in der 
sächsischen Metropole zu rekonst-
ruieren und zu bewerten. Dabei sind 
nur vier kurze Aufenthalte (polizei-
lich) gesichert, die von Eckhard Mül-
ler und Wilfried Trompelt zusammen-
gestellt wurden. Neben den 39 Tagen 
ihrer Tätigkeit als Chefredakteurin der 
„Sächsischen Arbeiter-Zeitung“ (25. 
September bis 2. November 1898) 
handelt es sich um zwei Reden am 10. 
November 1898 und am 11. Dezem-
ber 1911 sowie um ihre Teilnahme am 
Dresdner Parteitag der SPD (13. Bis 

20. September 1903). Seit November 
1896 befand sie sich überdies im Vi-
sier der sächsischen Polizei und Justiz 
(S. 116-118).

Über ihre 39 Tage als Chefredakteurin 
der „Sächsischen Arbeiter-Zeitung“ 
schrieb auch Annelies Laschitza in ih-
rer bedeutenden Biographie „Im Le-
bensrausch, trotz alledem“. Rolf Zie-

genbein (Dresden) erinnert an diese 
kurze Phase, die dennoch in die An-
fangszeit des Wirkens Rosa Luxem-
burgs in der deutschen Arbeiterbewe-
gung gehörte, war sie doch erst vier 
Monate zuvor aus der Schweiz nach 
Deutschland gekommen. Als der sei-
nerzeitige Chefredakteur des Blattes, 
Ismail L. Helphand („Parvus“) und Ju-
lian Marchlewski („Karski“) als „un-
erwünschte Personen“ aus Sachsen 

ausgewiesen wurden, sprang Rosa 
nach kurzem Überlegen ein, bestärkt 
auch von Bruno Schoenlank, dem 
Chefredakteur der „Leipziger Volks-
zeitung“. Ziegenbeins Beitrag lässt 
uns hineinschauen in die Umbruch- 
und Aufbruchsphase Dresdens um die 
Jahrhundertwende, als sich das Stadt-
bild und die Infrastruktur rasant wan-
delten. Das Parteiblatt wiederum galt 
als umstritten, weil Parvus zur Ver-
mengung politischer Kritik mit persön-
lichen Angriffen neigte. 
Nach einer kurzen Periode der Beruhi-
gung im Blatt entwickelte sich jedoch 
ein Konflikt zwischen Rosa Luxemburg 
und anderen Redakteuren wie Georg 
Gradnauer oder Emil Eichhorn über 
die  Verteilung der Befugnisse der Re-
dakteure bzw. der Kompetenzen der 
Chefredakteurin sowie über die politi-
sche Linie der Zeitung im Konflikt über 
die Ausrichtung der Partei und ihrer 
Presse. In dieser Auseinandersetzung 
sah sich Rosa Luxemburg isoliert und 
trat – nicht ganz freiwillig – am 2. No-
vember 1898 von ihrer Funktion zu-
rück. Aber es waren auch jene 39 
Dresdner Tage, die den Grund für eine 
erstaunliche und wirkungsvolle poli-
tisch-publizistische Karriere legten.

Dazu zählte nicht zuletzt ihr Auftreten 
als Wahlkampfrednerin 1898-1912, 
das Eckhard Müller in seinem umfang-
reichen Aufsatz (S. 37-63) nachzeich-
net. Dabei gehörte die Wahlagitati-
on keineswegs zu ihren bevorzugten 
Tätigkeiten, wie sie selbst bekannte. 
Dieser biographisch strukturierte Bei-
trag bettet ihr Wirken in Dresden und 
in Sachsen in den Gesamtkontext ih-
res Lebens ein und gibt beredten Auf-
schluss über die Wirkung Rosas als 
Rednerin. Ihre unmissverständliche 

Klarheit trug ihr nach einer Rede am 7. 
Juni 1903 in Mülsen St. Micheln (Kreis 
Glauchau-Meerane) die bekannte An-
klage wegen „Majestätsbeleidigung“ 
und eine Verurteilung zu drei Monaten 
Gefängnis ein. Ein unbekanntes Foto 
vom Dresdner Parteitag zeigt sie üb-
rigens mit Parvus gemeinsam (S. 45). 
Dass sich Rosa Luxemburg, Parvus 
und Georg Gradnauer immer wieder 
antisemitischen Hetztiraden ausge-
setzt sahen, rekonstruiert Sven Brajer 
(S. 65-82). Eindeutige Vorläuferbezü-
ge zum Rassenwahn des NS-Regimes 
sind unverkennbar. 

Auf den Titel dieses Heftes rekurriert 
der politische „Stadtrundgang“ von 
Wilfried Trompelt (S. 95-108): „Neu-
stadt – das ist der radikale Teil Dres-
dens“, so hatte es Rosa 1911 an Kost-
ja Zetkin geschrieben. Trompelt führt 
uns durch die Stadtgeschichte der Ar-
beiterbewegung in einer großen Zeit 
und schlägt den Bogen bis in die Epo-
che der DDR. Dieses Heft fasziniert 
einmal mehr, einerseits durch seine 
Bandbreite, andererseits durch Tief-
gang und Anschaulichkeit.

„Neustadt – das ist der radikale Teil“. 
Rosa Luxemburg in Dresden. Rosa-
Rosa-Luxemburg-Forschungsberich-
te, Heft 16. Im Auftrag der RLS Sach-
sen herausgegeben von Klaus Kinner 
und Manfred Neuhaus in Verbindung 
mit Sven Brajer und Wilfried Trompelt. 
132 Seiten, 4,50 Euro. ISBN 978–3-
947176-09-0. Bestellungen: info@rosa-
lux-sachsen.de, Tel: 0341-9608531

Online unter: www.sachsen.rosalux.
de/publikation/id/39871/neustadt-
das-ist-der-radikale-teil-rosa-luxem-
burg-in-dresden

„Neustadt – das ist der radikale Teil“
Holger Czitrich-Stahl rezensiert den aktuellen Rosa-Luxemburg-Forschungsbericht
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Am 21. März wird der Welt-Down-Syn-
drom-Tag begangen. Warum an diesem 
Tag? Es ist der 21.03. – beim Down-Syn-
drom, das auch Trisomie 21 genannt 
wird, ist das 21. Chromosom 3-fach vor-
handen. Vielerorts finden an diesem Tag 
Veranstaltungen statt, die aufmerksam 
machen sollen. Das Down-Syndrom ist 
eines der verbreitetsten angeborenen 
Syndrome. Man findet es überall auf der 
Welt sowie in allen ethnischen Gruppen 
und Bevölkerungsschichten. Insgesamt 
leben etwa fünf Millionen Menschen da-
mit, und alle drei Minuten kommt ein Ba-
by mit Down-Syndrom zur Welt. 

Damit Menschen mit Down-Syndrom 
teilhaben können, brauchen sie ande-
re Menschen, die ihnen etwas zutrauen, 
die sich trauen, sie kennenzulernen oder 
sie überhaupt zu bekommen. Schwan-
gere, bei denen im Rahmen der vorge-
burtlichen Diagnostik festgestellt wird, 
dass ihr Baby das Down-Syndrom hat, 

werden häufig zu wenig darüber aufge-
klärt und wenn überhaupt, dann nur an 
den Defiziten orientiert. Das und mögli-
cherweise sozialer Druck bringen Frau-
en häufig dazu, sich gegen ihr Baby mit 
Down-Syndrom zu entscheiden und die 
Schwangerschaft abzubrechen.

Im Jahr 1866 beschrieb der engli-
sche Arzt John Langdon Down 
erstmals Menschen mit den ty-
pischen Merkmalen und er-
kannte diese als Syndrom. 
Somit unterschied er die-
se Menschen von anderen 
Menschen mit geistigen 
Behinderungen. Auch die 
Lernfähigkeit von Kindern 
mit Down-Syndrom fiel 
ihm damals schon auf. 
Kinder mit dem Down-
Syndrom wurden früher 
allerdings kaum geför-
dert und meist zu Hau-

se „versteckt“. Man beschäftigte sie 
zum Beispiel mit Essen. Da sie aber ei-
nen langsameren Stoffwechsel haben, 
brauchen sie weniger Kalorien. Gleich-
zeitig haben sie kein Sättigungsgefühl, 
was sie schnell ein paar Kilos zu viel 
haben lässt. Ihre Muskeln sind schwä-
cher ausgeprägt. Somit müssen sie sich 

mehr anstrengen, um körperli-
che Leistungen zu erbringen 

als ihre Mitmenschen mit 
46 Chromosomen, was 
sie schneller erschöpft 
sein lässt.

Menschen mit Down-
Syndrom können sehr 
empathisch sein. Im Un-

terschied zu ihrer kog-
nitiven Intelligenz ist 
ihre emotionale Intel-
ligenz häufig sogar 
höher als bei ande-
ren Menschen. Je-

der von uns hat bestimmt schon einmal 
miterleben dürfen, wie sich ein Mensch 
mit Down-Syndrom freuen kann. Die-
se Freude kommt aus tiefstem Herzen 
und ist absolut ehrlich. Menschen mit 
Down-Syndrom spüren es aber auch, 
wenn sie abgelehnt oder abgewertet 
werden, was sie zutiefst traurig macht. 
Egal ob es um positive oder negative 
Gefühle geht: Menschen mit Down-Syn-
drom können ihre Gefühle zeigen und 
fragen sich nicht, was andere davon hal-
ten und darüber denken. Wir können 
viel von ihnen lernen.

Egal wie Du bist: „Leave no one behind“, 
also „Lasst niemanden zurück“, lautete 
das diesjährige Motto zum Welt-Down-
Syndrom-Tag. Ein Motto, das wir jeden 
Tag leben sollten. Jeder Mensch, mit 
welcher Behinderung auch immer, ge-
hört dazu. Jeden Tag. Immer.

• Kathleen Noack

Jour fixe international: Die Leipziger 
Buchmesse und ein Arrangement mit 
dem Eulenspiegel-Verlag machen die 
Novität möglich. Im Café Kleine Träu-
merei begrüßt der 43. unkonventionel-
le Gesprächskreis der RLS Sachsen 
den österreichischen Journalisten und 
Autor Burkhart List (Jahrgang 1949). 
Ein Wiener im Kaffeehaus, eigentlich 
maßgeschneidert, befindet Moderator 
Michael Zock. Nicht ohne Hintersinn 
entlockt er dem Gast dann ein knap-
pes Selbstporträt, ehe es in medias res 
geht. So lernt die Jour-fixe-Gemeinde 
rasch einen investigativen Journalis-
ten kennen, der sich fernab jeglicher 
Kaffeehausromantik als linker Über-
zeugungstäter couragiert und ausdau-
ernd um ein brisantes Thema verdient 
gemacht hat, das in der bundesdeut-
schen Öffentlichkeit immer noch ein 
Randdasein fristet: die verschwunde-
ne Beutekunst des Zweiten Weltkriegs 
und wie braune Netzwerke noch heute 
funktionieren, um den größten Raub-
kunstskandal der modernen Geschich-
te im Dunkeln zu halten.

Die Dimensionen des größten 
Kunstraubs aller Zeiten hatte Stefan 
Koldehoff bereits 2009 in seinem Band 
„Die Bilder sind unter uns. Das Ge-
schäft mit der NS-Raubkunst“ aufge-
zeigt: Mehr als 600.000 Kunstschätze 
wurden zwischen 1933 und 1945 jüdi-
schen Familien, Galeristen und Samm-
lern gestohlen oder weit unter Wert 
versteigert. Über 70 Jahre später ist 
der Handel mit NS-Raubkunst mehr 
denn je ein lukratives Geschäft. Staat-
liche Museen, private Sammler, Auk-
tionshäuser und Kuratoren mischen 
kräftig mit. Sie müssen nicht befürch-
ten, die Artefakte ihren Eigentümern 
oder rechtmäßigen Erben zurückgeben 
zu müssen. Die Richtlinien der Bundes-
regierung zum Umgang mit solchen 
Kunstwerken haben keinen rechtsver-
bindlichen Charakter.

In diesem Kontext stellt Burkhart List 
nun sein im Herbst 2018 in der Eulen-
spiegel-Verlagsgruppe Buchverlage 
Berlin erschienenes Buch „Die Affäre 

Deutsch“ vor. Darin hat er 20 Jahre in-
tensiver Auseinandersetzung mit dem 
düsteren Kapitel deutscher Kultur- und 
Politikgeschichte dokumentiert. Mo-
derator Zock, der dem Publikum die 
Lektüre des 500-Seiten-Wälzers vor-
aus hat („Aufregend wie ein Politthril-
ler!“), ist sich mit Blick auf die „Leipzig 
liest“-Standorte an diesem 21. März 
völlig sicher: „Hier bei Jour fixe wird der 
spannendste Stoff verhandelt.“ Aber 
der hat es in sich. „Ja, der ist sehr kom-
plex“, stellt der Autor das interessierte 
Publikum auf die vieldimensionale Ge-
schichte um Hans Deutsch ein, jenen 
israelischen Anwalt, der sich im Auftrag 
seiner Mandanten um Entschädigung 
für ihre geraubten und verschwunde-
nen Artefakte stark gemacht hatte 

und wegen seiner Erfolge vom „Spie-
gel“ einst zum Mister Wiedergutma-
chung ernannt worden war. Zocks Fra-
ge-Antwort-Modus mit dem Autor hilft, 
den facettenreichen Vorgang über alle 
Details hinweg in die grundsätzlichen 
Strukturen und Methoden des Raub-
kunstgeschäfts einzuordnen. Schlüs-
selszenen aus dem 2005 gedrehten 
Film „Deutschland gegen Deutsch“ ver-
anschaulichen darüber hinaus manches 
Ereignis, das auch im Buch reflektiert 
wird. Nicht zuletzt trägt auch Verle-
ger Matthias Oehme dazu bei, die Bot-
schaft des Druckwerks zu pointieren. In 
bewegenden Worten schildert er, was 
ihn erwog, das von den Mainstream-
Häusern abgelehnte Manuskript in sein 
Verlagsprogramm aufzunehmen.

Die Geschichte des Hans Deutsch, so 
viel sei potenziellen Buchkäufern ver-
raten, geht nicht gut aus. Von der bun-
desdeutschen Justiz und den Netz-
werken aus alten Nazis und neuen 
Rechten diskreditiert und letztlich 
mundtot gemacht, bleibt sein Anlie-
gen unabgegolten. Wie schwer es ist, 
das Werk des 2002 verstorbenen An-
walts fortzusetzen und die Wahrheit 
über das kriminelle Kartell, das die wi-
derrechtlich an sich gebrachten Kunst-
schätze nicht zurückgeben will, ans 
Tageslicht zu bringen, hat Burkhart 
List am eigenen Leib erfahren. Immer 
wieder wurden ihm bei seinen Recher-
chen Steine in den Weg gelegt, exis-
tenzielle Drohungen inklusive. Dass es 
ihm dennoch gelungen ist, zahlreiche 
Gespräche mit verschiedenen Beteilig-
ten zu führen und Tausende einschlä-
gige Dokumente aus neun Ländern 
und 20 Archiven auszuwerten, verleiht 
seinem Buch hohe Authentizität. Es 
spricht für den Mut des Autors, dass 
er bei seinen Recherchen nicht vor 
ministeriellen Amtsstuben kapitulier-
te. Die Verstrickungen bis in höchste 
Führungsetagen bewegt den Modera-
tor zu der abschließenden Frage, ob 
die Affäre Deutsch nicht auch eine Af-
färe Deutschland sei. Nein, eine Affä-
re BRD, präzisiert der Autor. Die ak-
tuelle gesellschaftliche Entwicklung 
in Deutschland, aber auch in seinem 
Heimatland Österreich, lasse jedoch 
keinen Zweifel daran, welche Gefahr 
von den alten und neuen Netzwerken 
rechtspopulistischer Gesinnungsge-
nossen ausgehe.

Die nachdenkliche Diskussion ist von 
der einhelligen Meinung bestimmt, 
dass der Raubkunstskandal mit seinen 
vielfältigen Implikationen noch längst 
nicht vollständig offengelegt sei und 
weiterer Aufklärung bedürfe. Burkhart 
List erntet warmherzig-respektvolle 
Worte des Dankes und der Anerken-
nung. Erfreut über die problembe-
wusste Resonanz auf seine Buchvor-
stellung, revanchiert sich der Gast 
nach Wiener Art: „Ich komme gern 
wieder nach Leipzig.“

Hintergrund

Affäre Deutsch
Leipziger Jour fixe blickt mit Burkhard List 
(Wien) hinter die Kulissen des NS-Raub-
kunstskandals. Von Wulf Skaun

Gedanken zum Welt-Down-Syndrom-Tag

Juli 1944, Warschau: Deutsche Soldaten beladen Lastwagen mit polnischen 
Kunstwerken.



Links! 4/2019 Seite 6

Der Landesparteitag der LINKEN hat 
uns beauftragt, ein Konzept zu öffentli-
cher Sicherheit aus linker Perspektive 
zu erarbeiten. Hier veröffentlichen wir in 
Auszügen wesentliche Passagen dieses 
Konzepts, das wir der Landesvorsitzen-
den Antje Feiks übergeben haben und 
das somit zur Diskussion steht.

Öffentliche Sicherheit gibt es nur in ei-
ner Gesellschaft, die jede Form von 
Kriminalität zurückdrängt, aber gleich-
zeitig jedem Menschen seine Frei-
heitsrechte garantiert. Alles staatliche 
Handeln muss diese Freiheitsrechte 
achten. Unsere Sicherheitspolitik legt 
Wert darauf, dass alle hier lebenden 
Menschen ein aktiver Teil der Gesell-
schaft sein und am sozialen Leben teil-
haben können. Soziale und persönliche 
Sicherheit sind untrennbar verbunden.

Öffentliche Sicherheit lässt sich nur 
schaffen, wenn die Ursachen von Straf-
taten ebenso konsequent erforscht 
werden wie die Bedingungen, die sie 
begünstigen. Wir wollen Sicherheit für 
alle Menschen, in Anerkennung ihrer 
Einzigartigkeit und unabhängig von ih-
rem Geschlecht, ihrer ethnischen oder 
sozialen Herkunft, ihrem Einkommen, 
Alter, ihrer Gesundheit, ihrem kulturel-
len Hintergrund, religiösem Bekenntnis 
oder ihrer sexuellen Orientierung.

Freiheit garantieren – Menschen- 
und Bürgerrechte gelten für alle!

Der Rechtsstaat muss zuallererst die 
Grund- und Freiheitsrechte garantie-
ren. Sie müssen vor Eingriffen Dritter, 
insbesondere auch vor Eingriffen des 
Staates geschützt werden. Für uns ist 
es keine Alternative, Grundfreiheiten 
und Grundrechte preiszugeben, um 
„absolute“ Sicherheit zu gewährleisten. 
Die gibt es ohnehin nicht.

DIE LINKE Sachsen wendet sich gegen 
alle Erscheinungsformen eines grup-
penbezogenen Generalverdachts: Ra-
cial Profiling, also ein auf Stereotypen 
und äußerlichen Merkmalen basieren-
des Agieren von Polizei-, Sicherheits-, 
Einwanderungs-, Zoll- oder gar Jus-
tizbehörden lehnen wir ab. Sachsen 
braucht ein Landes-Antidiskriminie-
rungsgesetz sowie ein Partizipations- 
und ein Integrationsgesetz.

Bürgerinnen und Bürger unter 
Generalverdacht

Mit ihrem Polizeivollzugsdienstgesetz 
und dem Polizeibehördengesetz ver-
lagern CDU und SPD Befugnisse ins 
Vorfeld konkreter Gefahren sowie ver-
meintlicher Vorbereitungshandlungen 
zu Straftaten. So geraten alle Bürge-
rinnen und Bürger unter Generalver-
dacht. Wir leisten Widerstand gegen 
diesen Eingriff in die Grund- und Frei-
heitsrechte und streben ein Normen-
kontrollverfahren vor dem Sächsischen 
Verfassungsgerichtshof an. Staatliche 
Sicherheitspolitik muss durch eine ak-
tive Zivilgesellschaft flankiert werden, 
die ermutigt und nicht diffamiert wird. 

Zur sicherheitspolitischen  
Situation

Entgegen der landläufigen Auffassung 
nimmt die Kriminalität in Sachsen ten-

denziell ab. Über einen Vergleichs-
zeitraum von mehr als 20 Jahren ist 
anhand der festgestellten und ange-
zeigten Delikte ein deutlicher Rück-
gang zu verzeichnen. Das subjektive 
Sicherheitsempfinden deckt sich nicht 
zwangsläufig mit der durch Fakten un-
tersetzten objektiven Sicherheitsla-
ge. Es wäre jedoch falsch, wenn wir die 
Angst unser Leben bestimmen ließen. 
Deshalb dringen wir auf eine nüchterne 
Bewertung der Lage.

Wir werden es nicht zulassen, dass 
Personen- und Religionsgruppen un-
ter Generalverdacht gestellt werden. 
Wir wenden uns dagegen, dass die Re-
gierenden eine durch bundesdeutsche 
Politik mitverursachte abstrakte Ter-
rorgefahr zum Anlass nehmen, um Frei-
heitsrechte kollektiv zu beschneiden. 

Wie wir öffentliche Sicherheit 
schaffen wollen

Weshalb Menschen sich strafbar ma-
chen, ist mit Blick auf den Einzelfall 
erklärbar. Erfolgreiche Kriminalitäts-
bekämpfung muss deshalb an den Ur-
sachen ansetzen. Dazu können soziale 
Umstände, Perspektivlosigkeit, Vorprä-
gungen durch Sozialisation, psychische 
Erkrankungen, Suchtprobleme und 
weitere Faktoren gehören. Nicht alle 
lassen sich durch staatliches Handeln 
beeinflussen. Dennoch muss Sicher-
heitspolitik vor allem darauf bedacht 
sein, die Ursachen und begünstigenden 
Bedingungen für strafbares Handeln zu 
beseitigen, um Kriminalität zu verhin-
dern, bevor sie entsteht.

Kommunale Präventionsräte als Träger 
dieser Arbeit sollten mit Landesmitteln 
bezuschusst werden. Ein Präventions-
preis könnte gute Beispiele würdigen. 
Die Zusammenarbeit von Polizei, Ju-
gendhilfe, Zivilgesellschaft und Quar-
tiersmanagement kann integrative Kon-
zepte der Gewaltprävention befördern. 
Eine landesweite Präventionsstrategie 

sollte flexibel auf unterschiedliche Er-
wartungen eingehen. Zur Prävention 
gehört es auch, sich mit Opferpers-
pektiven zu beschäftigen. Insbesonde-
re der Schutz von Mädchen und Frau-
en vor (auch häuslicher) Gewalt ist ein 
wesentliches Anliegen. Frauen(schutz)
häuser und Anlaufstellen für Opfer se-
xualisierter Gewalt müssen flächende-
ckend etabliert werden.

Kriminalität zielgenau  
bekämpfen

Das Gewaltmonopol ist im demokrati-
schen Rechtsstaat Polizei, Verwaltung 
und Justiz übertragen. Diese dürfen es 
nur unter strenger Bindung an das Ge-
setz und nur zu Zwecken ausüben, die 
vom Volk gewünscht und gebilligt sind. 
Straftaten müssen schneller und kon-
sequenter geahndet werden, ohne da-
bei in justizielle Grundrechte oder Ver-
fahrensgarantien einzugreifen.

Wir lehnen eine flächendeckende an-
lasslose Videoüberwachung ebenso ab 
wie die Einführung von automatisierter 
Gesichtserkennungs- und Trackings-
oftware. Diese Instrumente greifen tief 
in Grundrechte ein, ohne Straftaten 
wirklich verhindern zu können – in der 
Regel wird Kriminalität nur verdrängt. 
Anstelle anonymer Überwachungstech-
nologien sollen mehr Polizistinnen und 
Polizisten für die Bürgerinnen und Bür-
ger vor Ort ansprechbar sein. Auto-, 
Fuß- und Fahrradstreifen in den urba-
nen Zentren, in Mittel- und Kleinstäd-
ten sowie mehr Bürgerpolizistinnen 
und -polizisten vor Ort brauchen mehr 
Personal für den Vollzugsdienst und 
Qualifizierung. Die Polizeiausbildung 
muss in hoher Qualität sichergestellt 
werden. Damit die Polizeidirektionen 
und die Reviere verstärkt werden kön-
nen, sollte die Bereitschaftspolizei in-
tegriert werden und einen bürgernahen 
Habitus annehmen. An die Stelle öf-
fentlichkeitswirksamer Massenkontrol-
len und Kleindealer-Razzien, die wenig 

mehr bringen als schöne Fotos für den 
Innenminister, soll sich die Ermittlungs-
arbeit gezielt gegen schwere kriminelle 
Bedrohungen wie Organisierte Krimi-
nalität oder Menschenhandel richten. 
Auch Wirtschafts-, Steuer- und Cyber-
kriminalität stellen erhebliche Gefah-
ren dar.

Für eine bürgernahe und demo-
kratisch kontrollierte Polizei

Die Polizei ist ein Spiegelbild der Ge-
sellschaft. Es gibt zweifellos „Einzel-
fälle“ von fremdenfeindlich geprägten 
Handlungen und Äußerungen durch 
Vollzugsbeamtinnen und -beamte. Da-
mit die Polizei sicher auf den Schutz 
des Rechtsstaats und der Grundrechte 
orientiert bleibt, muss konzentriert und 
kontinuierlich gegen verfassungsfeind-
liche, rassistische und menschenver-
achtende Einstellungen vorgegangen 
werden. Deshalb sollte die Ausbildung 
umstrukturiert werden. In der Aus- und 
Fortbildung sowie durch eine bessere 
Führungsarbeit sollte der Abschottung 
und Verselbstständigung einzelner Ab-
teilungen, etwa des Spezialeinsatzkom-
mandos, entgegengewirkt werden. Um 
das Vertrauen in die Polizei und inner-
halb der Polizei zu stärken, streiten wir 
für eine „Unabhängige Ombudsstelle 
der Polizei beim Sächsischen Landtag“.

Die Versammlungsfreiheit ist ein ho-
hes Verfassungsgut. (Versammlungs)
Behörden und Polizei haben zuallererst 
das Recht auf Versammlungsfreiheit 
zu garantieren. Dem sind alle Verwal-
tungsmaßnahmen unterzuordnen.

Öffentliche Sicherheit ist nicht 
nur Sache der Polizei

Im Bereich der allgemeinen Gefah-
renabwehr sind neben der Polizei die 
kommunalen Verwaltungen (Bau-, Ver-
kehrs-, Versammlungsbehörde u. a.), 
die klassischen Ordnungsbehörden so-
wie die Rettungsdienste, der Katastro-
phenschutz und die Berufs- und Frei-
willigen Feuerwehren tätig. Gerade die 
„Blaulicht-Bereiche“ brauchen best-
mögliche Bedingungen. Die Einsatz-
kräfte müssen leistungsfähig, motiviert 
und bestmöglich ausgerüstet sein.

Das Trennungsgebot zwischen nach-
richtendienstlicher Tätigkeit und poli-
zeilicher Arbeit ist für uns unumstöß-
lich. Dies bedeutet auch, dass wir 
sowohl eine „Vergeheimdienstlichung“ 
der Polizei ablehnen als auch repressi-
ve Maßnahmen wie Berufsverbote bei 
Mitgliedschaft in als extremistisch ein-
gestuften Organisationen. Es bleibt uns 
ein zentrales Anliegen, das Landesamt 
für Verfassungsschutz aufzulösen. Bis 
dahin treten wir für eine wirksame par-
lamentarische Kontrolle ein.

Strafvollzug soll die Sicherheit 
erhöhen

Damit Kriminalität erfolgreich be-
kämpft und ihr vorgebeugt werden 
kann, müssen Straftäterinnen und 
Straftäter schnell und rechtssicher 
verfolgt und bestraft werden. Wer-
den dabei Freiheitsstrafen verhängt, 
braucht es einen wirkungsvollen, strikt 
auf Resozialisierung orientierten Straf-
vollzug.

Hintergrund
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Sicher leben in 
Freiheit
Klaus Bartl und Enrico Stange legen ein  
Konzept zur öffentlichen Sicherheit vor
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Revolution in der 
Peripherie 

Betrachtet man die ägyptische Revo-
lution des Jahres 2011 mit dem me-
thodischen Instrumentarium, das Karl 
Marx im „Achtzehnten Brumaire des 
Louis Bonaparte“ entfaltet, um die Fe-
bruarrevolution 1848 und den Staats-
streich von Napoleons Neffen 1851 zu 
analysieren, tun sich erstaunliche Pa-
rallelen auf. Ein zentraler Unterschied 
ist aber: Frankreich war schon damals 
ein Land des kapitalistischen Zent-
rums, Ägypten ist ein Land der abhän-
gigen Peripherie. Aber wichtiger noch: 
Die internationale Sphäre spielte 2011 
eine völlig andere Rolle als zu Marx’ 
Zeiten. Oder, anders formuliert: Die 
Bedeutung von „Zentrum“ und „Peri-
pherie“ hat sich strukturell gravierend 
verändert.

Ausgehend von Marx’ Revolutionsthe-
orie und den Theorien der antikolo-
nialen Bewegung, die den Begriff der 
Peripherie neu besetzten, trägt linke 
Globalisierungskritik, die neue Impe-
rialismusanalyse, entscheidend zum 
Verständnis heutiger Revolutionen bei. 
Sie erklärt die neoliberale Wende, die 
seit den 1970er Jahren eine spezifisch 
neue Art der internationalen Vernet-
zung geschaffen hat. Zentrale Merk-
male dieser neoliberalen Wende sind 
die drei Wirtschaftsmaximen Libera-
lisierung des Weltmarkts durch Frei-
handelsabkommen, Deregulierung der 
Binnenmärkte, einschließlich des Ar-
beitsmarkts, und Privatisierung.

Privatisierung meint dabei nicht nur Ei-
gentümerwechsel, sondern Kommer-
zialisierung von Branchen, die nicht 
dem Profitstreben unterlagen, wie bei-
spielsweise Wasserversorgung und 
Pflegesektor. Oder aber, wie in Ägyp-
ten, dessen Agrarproduktion bis in die 
1970er Jahre staatlich organisiert war, 
die Versorgung mit Grundnahrungsmit-
teln. Für Konzerne, die auf einem de-
regulierten Weltmarkt agieren, ist es 
nicht mehr notwendig, Kredite in die 
Peripherie zu vergeben, um als Gläubi-
ger indirekten Einfluss zu erhalten (Po-
litik des Schuldenimperialismus). Mit-
tels ausländischer Direktinvestitionen 
werden Unternehmen heute im Aus-
land selbst aktiv. So u. a. in Griechen-
land, wo im Rahmen der Bedingungen 
für die „Hilfszahlungen“ die profita-
belsten Flughäfen privatisiert und an 
den deutschen Investor Fraport verge-
ben wurden.

In Ägypten hatte diese Marktöffnung 
unmittelbare Auswirkungen auf die 
Klassenstruktur. Antikoloniale Theo-
rien sprechen von der Kompradoren-
klasse, die nur in peripheren Staaten 
existierte und deren Aufgabe haupt-
sächlich darin bestand, Zugang zum 
inländischen Markt und seinen Res-
sourcen zu verschaffen. Angetrieben 
von persönlichen Belohnungen, hatte 
sie keinerlei Anreize, die landeseige-
ne Wirtschaft aufzubauen oder zu er-
halten. Das Mubarak-Regime ist die-
ser Klasse zuzuordnen. 2011 war die 
Privatisierung und der damit einher-
gehenden Kontrollverlust staatlicher 
Institutionen so weit fortgeschritten, 
dass die transnationalen Unternehmen 
Mubarak, also die Kompradorenklas-
se, nicht mehr benötigten, sie waren 
ja längst selbst im Inland unternehme-
risch aktiv.

Auch ägyptische Unternehmen pro-
fitierten zunächst von neoliberalen 
Reformen und unterhielten zumeist 
selbst eine enge Beziehung zum Aus-
land, sahen sich aber durch ausländi-
sche Direktinvestitionen zunehmend 
gefährdet. 2011 wandten sich dann 
Teile dieser neuen Unternehmerklas-
se gegen Mubarak. Beispielsweise 
Naguib Sawiris, ein Medien- und Te-
lekommunikationsunternehmer, der 
in acht arabischen Staaten die Inter-
netinfrastruktur bereitstellt. Er enga-
gierte sich für Rechtsstaatlichkeit und 
freie Marktwirtschaft und saß nach 
Mubaraks Rücktritt im Rat der Wei-
sen, der die Übergangsregierung steu-
erte.

Ausgelöst wurde die Revolution je-
doch nicht von Unternehmern, son-
dern von Arbeitern und Arbeiterin-
nen. Seit etwa 2000 stieg die Zahl der 
Streiks in Ägypten massiv an. Sie sind 
dort grundsätzlich wild und illegal, es 
gibt keine gewerkschaftliche Inter-
essenvertretung. Streiks sind daher 
auch grundsätzlich politisch, da sie 
sich immer der Gewalt der Polizei und 
damit des Regimes ausgesetzt sehen. 
2006 wurde landesweit für einen ein-
heitlichen Mindestlohn gestreikt – ein 
Indiz für die politische Dimension und 
die Vernetzung des Proletariats, die 

weit über lokale Arbeitskämpfe hin-
ausging. Zum klassischen Proletari-
at gesellte sich das sogenannte Pre-
kariat, die oft hochqualifizierten aber 
ökonomisch abgehängten Städter. 
Die weit verbreitete Annahme, diese 
Gruppe sei neu und dürfe nicht mit 
dem Proletariat zusammengefasst 
werden, ist eine sehr deutsche Idee. 
Das Prekariat zeichnet sich vor allem 
durch den Verlust von Arbeitsplatz-
sicherheit und Arbeitslosenversiche-
rung oder ähnlichem aus – das alles 
sind keine neuen, sondern eher sehr 
alte Phänomene. Was in den letzten 
Jahrzehnten in Deutschland als „typi-
sche“ Beschäftigung bezeichnet wur-
de – Vollzeit, unbefristet, tariflich be-
zahlt – ist historisch absolut atypisch.

Das klassische Proletariat zeichnet 
sich auch durch sein entscheidendes 
Machtpotential aus: Es kann streiken. 
Wie streikt nun eine prekäre Akademi-
kerin im Dienstleistungssektor? Ägyp-
ten und Tunesien, aber auch Madrid 
und New York haben 2011 gezeigt: 
Sie besetzen Plätze. Logistik und Inf-
rastruktur sind in knapp kalkulierten 
internationalen Just-in-Time-Prozes-
sen zentrale Produktionsmittel. 2011 
schlossen in Kairo die Banken, Steuer-
ämter zogen Steuern nicht ein, öffent-
liche Verkehrsmittel und Taxis fuhren 

tagelang nicht. Der Suezkanal war ei-
nige Zeit gesperrt. Im neoliberalen 
Zeitalter, in dem alles, was wir als öf-
fentliche Sphäre betrachten, kommer-
zialisiert ist, wird die Stadt selbst zum 
Unternehmen. Streik bedeutet, sie 
stillzulegen.

Die Revolution in Ägypten trug sowohl 
Züge einer politischen als auch einer 
sozialen Revolution, formulierte so-
wohl politische Forderungen nach Ab-
setzung des Machthabers und mehr 
Demokratie, als auch, von den Arbei-
terinnen und Arbeitern getragen, so-
ziale Forderungen nach Umverteilung 
und grundlegender Änderung des 
Wirtschaftens. Wichtigster Grund für 
ihr Scheitern war das Fehlen einer re-
volutionären Massenorganisation. Die 
Live-Kommunikation über soziale Me-
dien ermöglichte zwar eine beeindru-
ckende Mobilisierung, war aber nicht 
langfristig tragfähig. Industriearbeiter, 
kleinbürgerliche Islamisten, westlich 
orientierte Unternehmer und urba-
nes Prekariat kamen für einen kraft-
vollen Moment zusammen, erreichten 
ihr erstes Ziel: Mubarak muss weg! 
Und trennten sich wieder. Denn das 
neue Bürgertum hat andere materiel-
le Interessen als die Arbeiterinnen der 
Textilfabriken. Es wurde so mit dem 
Moment des Rücktritts zur Konterre-
volution – auch hier eine Parallele zu 
Louis Bonaparte.

Unterstützt wurde die Konterrevoluti-
on auch von internationalen Medien. 
Sie fokussierten auf liberale Forderun-
gen nach Wahlen und Rechtsstaatlich-
keit und blendeten nahezu vollstän-
dig die ökonomischen Grundlagen 
der Wut aus. Dieses Framing half der 
ägyptischen Bourgeoisie, die Revoluti-
on als Erfolg – und damit für beendet 
– zu erklären.

Marx’ klassische Revolutionstheorie 
ist auch heute für das Verständnis von 
Klassen, Revolution und Konterrevo-
lution grundlegend. Allerdings müs-
sen einige Klassen in ihrer Funktion 
neu verstanden werden. Die nationa-
len und internationalen Beziehungs-
geflechte zwischen ihnen haben sich 
strukturell geändert. Der globale Auf-
stieg der Rechten, eine sich immer 
bedrohlicher ankündigende Klimaka-
tastrophe, offen sichtbare obszöne 
Vermögens- und Lebenschancenun-
gleichheit, aber auch wilde Proteste 
und die Repolitisierung des Streikbe-
griffs zeigen: Die Revolution ist nicht 
nur Vergangenheit, sondern sehr 
wahrscheinlich auch Zukunft. Und als 
linke Sozialwissenschaftler sollten wir 
schleunigst versuchen, sie auf der Hö-
he unserer Zeit zu verstehen.

Die Rosa-Luxemburg-Stiftung Sachsen 
verlieh den wissenschaftlichen Förder-
preis 2019 an Bettina Barthel für die 
Dissertation „Postkoloniale Perspek-
tiven auf dezentrale und erneuerba-
re Energien. Ethnografische Analysen 
zweier deutsch-tansanischer Part-
nerschaften der Technikentwicklung“ 
und an Judith Daniel für die Masterar-
beit „Revolution in der Peripherie. Eine 
Neubetrachtung der marxistischen Re-
volutionstheorie unter den Bedingun-
gen des Neoliberalismus anhand der 
Ereignisse in Ägypten 2011ff.“  

Judith Daniel über die Revolution in Ägypten
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Am 4. April 1949 unterzeichneten die 
Außenminister von Belgien, Dänemark, 
Frankreich, Großbritannien, Island, Ita-
lien, Kanada, Luxemburg, der Nieder-
lande, Norwegen, Portugal und der USA 
in Washington den Nordatlantikpakt 
(North Atlantic Treaty Organisation). 
Das NATO-Militärbündnis, dem sich 
später weitere Staaten anschlossen, 
war ein Produkt und Instrument des 
Kalten Krieges, das sich insbesonde-
re gegen die Sowjetunion richtete. Im 
März 1947 hatte US-Präsident Truman 
die nach ihm benannte Doktrin verkün-
det, die Strategie der „Eindämmung“ 
der im Ergebnis des Zweiten Weltkrie-
ges gewachsenen internationalen Auto-
rität und Macht der Sowjetunion. „Wir 
müssen die Führung der Welt überneh-
men“, propagierte Truman.

Damit wurde seitens der USA, Groß-
britanniens und Frankreichs endgültig 
die in der Antihitlerkoalition heraus-
gebildete Gemeinsamkeit, der Geist 
des Potsdamer Abkommens, verlas-
sen. Oberster Befehlshaber der NATO-
Truppen in Europa wurde US-General 
Eisenhower. – Die westlichen Besat-
zungszonen wurden durch ein Besat-

zungsstatut von Beginn an in die NA-
TO eingebunden, denn zu dieser Zeit 
befand sich die Bildung des westdeut-
schen Separatstaates, der Bundesre-
publik Deutschland, noch in der Vorbe-
reitungsphase.

Mit dem am 5. Mai 1955 erfolgten Ein-
tritt der BRD in die NATO und der Ein-
beziehung der NATO-Mitgliedsstaaten 
in die atomare Aufrüstung der USA 
verschärften sich die internationalen 
Spannungen erheblich, trat der Kal-
te Krieg in eine neue Etappe. Erst in 
dieser Situation erfolgte am 14. Mai 
1955 der Abschluss des Warschau-
er Vertrages durch die UdSSR und die 
verbündeten europäischen sozialisti-
schen Staaten. In der Folgezeit unter-
breiteten die Unterzeichnerstaaten 
dieses Vertrages wiederholt Vorschlä-
ge zur Minderung der internationalen 
Spannungen und zum Abschluss eines 
Nichtangriffspaktes zwischen der War-
schauer-Vertrags-Organisation und der 
NATO – bekanntlich vergebens.

Der Jahrzehnte währende Kalte Krieg 
war durch das Nebeneinanderbeste-
hen von NATO und Warschauer-Ver-

trags-Organisation gekennzeichnet. 
Auf diese Weise bestand ein annä-
herndes militärstrategisches Kräfte-
gleichgewicht zwischen den beiden 
damaligen Gesellschaftssystemen, ein 
Gleichgewicht des Schreckens gegen-
über einem die Menschheitsexistenz 
bedrohenden atomaren Inferno. Im 
Wettstreit zwischen kapitalistischem 
und sozialistischem Wirtschaftssys-
tem verfügte Ersteres über die weit-
aus größeren ökonomischen und wis-
senschaftlich-technischen Potenzen. 
So kam es zum Wegbrechen des soge-
nannten realen Sozialismus, zum Zer-
fall der Sowjetunion und dem grund-
legenden Wandel in den einstigen 
europäischen sozialistischen Ländern.

Mit dem Ende des Kalten Krieges verlor 
eigentlich auch die NATO ihre Existenz-
berechtigung. Doch vorrangig auf Be-
treiben der USA wurde die NATO sogar 
noch weiter ausgebaut, um auch in der 
Folgezeit die Vorherrschaft der USA zu 
sichern. Entgegen den Zwei-plus-Vier-
Vereinbarungen von 1990 mit der Zu-
sicherung gegenüber der damals noch 
bestehenden Sowjetunion, keine Aus-
dehnung der NATO über die Oder-Nei-

ße-Staatsgrenze hinaus vorzunehmen, 
wurden die meisten ost- und südost-
europäischen Länder in das westlich 
militärische Bündnissystem eingeglie-
dert. Damit wurde die NATO bis an die 
Grenzen Russlands ausgedehnt, wo-
durch sich Russland einer ernsthaf-
ten Bedrohung gegenüber sieht. Die 
daraus resultierenden Spannungen – 
NATO-Verbände, darunter auch Bun-
deswehrkontingente, sind in den balti-
schen Ländern, in Polen und Rumänien 
stationiert – verursachen eine mit dem 
Kalten Krieg vergleichbare internati-
onale Situation. Doch die Zeiten ei-
ner imperialen Führungsrolle der USA 
sind abgelaufen. Das 21. Jahrhundert 
wird gekennzeichnet durch eine multi-
polare Welt mit solchen strategischen 
Schwergewichten wie China, Japan, 
Indien, Brasilien neben den USA und 
Russland. Eine gemeinsam agierende 
Europäische Union könnte und müsste 
hier ein wichtiger Akteur sein.

• Winfried Steffen
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Blumenzauber
Auf der Palette
Des jungen Malers Frühling

Herz-akrobatisch

Auf Frühlingssonnenstrahl
Liebe wandelt

Vergebens

Wenn du weißt
Der Tag kommt
An dem Du gehst
Bleib!

• Janina Niemann-Rich 

Hinsichtlich Demokratie

Neoliberale genauso wie
Neonazis Rechtsdenkende:
Neolithiker des Heute

Weberknecht

Spinne mit sehr langen Beinen
EU-Weber: Knecht
Des Wischiwaschi und der 
Selbstdarstellung
Als Ausgleich-Politiker

Ihn kritisieren Bürger
Die Sprechblasen und kurzbeinigen 
Lügen
Spinnefeind sind

Bilanz

Einziges Plus der EU:
Größerenteils durch sie
Westeuropa ein Biotop
Für die Friedenstaube

Bilanz wird zur Lanze
Bei Gründung einer EU-Armee

• Jürgen Riedel

Lyrisches

Seit siebzig Jahren besteht die NATO

Zwischen Normalfall und Fremdenangst
Es war der Startschuss einer Vorle-
sungsreihe der Cottbuser Universität, 
die unter dem Motto „Open BTU“ ste-
hen soll. Als erste Referentin konnte 
die brandenburgische Sozialministerin 
Susanna Karawanskij (LINKE) begrüßt 
werden. Migration ist eine historische 
Konstante in der Geschichtsschreibung 
der Menschheit, wie auch durch die Ar-
chäologie und andere Wissenschaften 
belegt wird – so hieß es unter ande-
rem im Einladungstext. Die Ministerin 
nahm den Ball auf und die Zuhörer mit 
zu einem Ausflug in die Ur-und Frühge-
schichte der Migration. Die Lausitz hat-
te demnach sogar mit den Burgundern 
und dem Nibelungenlied zu tun. Will 
sagen, Migration ist kein neues Phäno-
men der momentanen Tagespolitik, sie 
war vielmehr immer Teil der Mensch-
heitsgeschichte.

Das müssen Deutschtümler, rechte wie 
linke Nationalisten erst einmal verkraf-
ten. Und schon war die Ministerin mit 
ukrainischem Migrationshintergrund 
beim gegenwärtigen Migrationsthema, 
das nach ihren Worten nie problemfrei 
war und ist. Zur Sprache kamen bei Ka-
rawanskij auch die Fluchtursachen: So-
lange Europa seine Müllhalden nach Af-
rika exportiert, solange der Kontinent 
expansive Landwirtschaftspolitik be-
treibt und solange er Waffen in Krisen-
regionen exportiert, solange werden 
nur neue Fluchtursachen produziert. 

Ferner analysierte die Politikwissen-
schaftlerin, dass wir über einen Kul-
turkampf und über sehr verschiedene 
gesellschaftspolitische Vorstellungen 
reden müssen. Viele heutige Probleme 
wären ihres Erachtens Folge einer in 
den achtziger Jahren des letzten Jahr-
hundert verfehlten Integrationspolitik. 

Das muss besser werden. In ihrem Ver-
antwortungsbereich und in der rot-ro-
ten Landespolitik ist der ministeriellen 
Meinung nach vergleichsweise frühzei-
tig auf die migrationspolitischen Prob-
lemlagen reagiert worden; mit Sprach-
kursen, Ausbildung, Wohnungen, dabei 
möglichst ohne Ghettosierung. Hohe 
Würdigung durch die Rednerin erfuhr 
das Ehrenamt. Aber nicht alles kön-
ne von ehrenamtlich Tätigen geleistet 
werden. Hier ist Politik gefordert. Vom 
Bund forderte die frühere sächsische 
Bundestagsabgeordnete zum Beispiel 
ein Einwanderungs- und Integrations-
gesetz. Es bedarf eines vernünftigen 
gesetzlichen Rahmens und einer soli-
den Finanzierung. Auf Unverständnis 
stieß das Ansinnen des Bundesfinanz-
ministers Olaf Scholz (SPD), die finan-
zielle Unterstützung der Kommunen für 
die Flüchtlingsarbeit zu kürzen.

So bekommt man das Problem des eu-
ropaweiten Rechtspopulismus nicht 
in den Griff. Karawanskij konstatierte: 
die „Flüchtlingskrise“ habe bestehende 

Konflikte erst aufbrechen lassen. Viel-
fach war ein Mangel an interkultureller 
Begegnung die Ursache für diese Ent-
wicklung. Wo es die wenigsten Auslän-
der oder eben gar keine Moschee gebe, 
dort seien die Angst vor dem Fremden 
beziehungsweise die Ablehnung des Is-
lam am größten.

Abschließend äußerte die Politikerin, 
Deutschland müsse sich auf Dauer da-
rauf einstellen, dass es weiterhin Zu-
wanderung erleben werde. Es gehe nun 
darum, ob man die Zuwanderung dem 
Selbstlauf überlässt oder ob man sie 
aktiv gestalten will. Sie als Gestalterin 
plädierte dafür, schon aus wirtschaft-
lichen und demografischen Gründen, 
die „neuen Menschen“, die in dieses 
Land kommen, als Bereicherung und 
als Chance zu begreifen. Das nicht, 
ohne die damit verbundenen Sorgen, 
Ängste, Unsicherheiten und Fragen 
ernst zu nehmen. Was wäre das sonst 
auch für eine Politik?
 
• René Lindenau
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Bereits im Februar 1915 kam Rosa Lu-
xemburg für ein Jahr ins Gefängnis, 
verurteilt wegen einer Rede vor Kriegs-
beginn, mit der sie zur Kriegsdienst- 
und Befehlsverweigerungg aufgerufen 
hatte. Nur wenige Wochen wieder frei, 
wird im Juli 1916 „Schutzhaft“ über sie 
verhängt, die sie in Berlin, Wronke und 
Breslau verbringen muss, von wo aus 
sie einen vielfältigen Briefwechsel mit 
ihren Freunden und Vertrauten führt. 
Der vorliegende Band enthält ihre aus 
dieser Zeit zum Teil sehr privaten Brie-
fe an ihre Freundin Sophia, die zweite 
Frau Karl Liebknechts. Erstmalig 1920 
veröffentlicht und danach jeweils ge-
ringfügig erweitert, hat nunmehr der 
Karl Dietz Verlag die durch die Rosa-
Luxemburg-Stiftung geförderte 19. 
Auflage, die eine leichte Ergänzung er-
fahren hat, herausgegeben.

Ihr einziger Kartengruß aus der Frei-
heit, verfasst in einer Leipziger Parkan-
lage, stammt vom 7. Juli 1916 und ist 
der Gefängnispost vorangestellt. Am 
10. Juli 1916 erfolgt ihre Verhaftung in 
Berlin und Einlieferung in das dortige 
Frauengefängnis in der Barnimstraße. 
Als sie erfährt, dass Karl Liebknecht, 
der am 1. Mai 1916 auf dem Potsda-
mer Platz zur Beendigung des Krieges 
und zum Sturz der Regierung aufgeru-
fen hatte, deshalb am 23. August 1916 
zu vier Jahren und einem Monat Zucht-
haus verurteilt worden ist, schreibt 
sie am Tag darauf: „Die Sache trifft 
mich schwer“ und bedauert zutiefst, 
jetzt nicht bei Sophia sein zu können. 
Ihre Sorge um Sophias gesundheitli-
chen und seelischen Zustand steigt ins 
Unermessliche, als am 4. November 
1916 das Urteil des Oberkriegsgerich-
tes bestätigt und Karl Liebknecht am 
8. Dezember 1916 ins Zuchthaus Luc-
ka eingeliefert wird. Als sie kurz darauf 
erfährt, dass Sophias Bruder gefallen 
ist, schreibt sie, nunmehr in Wronke in-
haftiert: „... bin ganz erschüttert von 
diesem Schlag, der sie wieder traf“.

Ihre Briefe strahlen in überwältigen-
dem Maße Herzenswärme aus. Stets 
habe sie das Gefühl, Sophia sei ein-
sam, und sie müsste um sie sein, um 
sie aufzuheitern. „Wie schade um die 
Monate und Jahre“, schreibt sie im No-
vember 1917, „die jetzt vergehen und 
in denen wir zusammen so viel schö-
ne Stunden verleben könnten, trotz all 
dem Schrecklichen, was in der Welt 

vorgeht.“ All ihre Briefe zeugen davon, 
dass Rosa Luxemburg – bei allen An-
fängen von Verzweiflung in selbst aus-
wegloser Lage – anderen noch Trost 

zuspricht. Ihre Weihnachtspost 1917 
enthält die bewegenden abschließen-
den Worte: „Sonjuscha, Liebste, sei-
en Sie trotz alledem ruhig und heiter. 

So ist das Leben, und so muss man 
es nehmen, tapfer, unverzagt und lä-
chelnd – trotz alledem.“

Sie ermuntert Sophia zum Lesen, be-
richtet über ihren Gefängnisalltag, 
über ihre Freude an der Natur, in der 
sie kein Ausruhen findet. „Im Gegen-
teil, ich finde auch in der Natur auf 
Schritt und Tritt soviel Grausames, daß 
ich sehr leide.“ Mitunter kommentiert 
sie trotz der Zensur aktuelle politische 
Ereignisse. Hinsichtlich der Pressemel-
dungen über den Verlauf der Oktober-
revolution 1917 in Russland mahnt sie, 
gelassen zu bleiben. „Es ist einfach ein 
erbitterter Parteikampf, der ja in der 
Beleuchtung bürgerlicher Zeitungskor-
respondenten stets wie ein losgelas-
sener Irrsinn und eine Hölle aussieht.“ 
Daher, so schreibt sie: „Kopf hoch, fest 
und ruhig bleiben, ... nur nicht gleich 
immer das Schlimmste erwarten.“

Ihre Zuversicht fasste sie am 12. Mai 
1918 in die Worte: „Geduld und Mut! 
Wir werden noch leben und Großes er-
leben. Jetzt sehen wir vorerst, wie ei-
ne ganze alte Welt versinkt – jeden 
Tag ein Stück, ein neuer Abrutsch, ein 
Riesensturz... Und das Komischste ist, 
dass die meisten es gar nicht merken 
und glauben, noch auf festem Boden 
zu wandeln.“

Schließlich ist ihr, wie sie an Sophia 
am 18. Oktober 1918 schreibt, ange-
sichts des Umschwungs der Lage ein 
Besuch ihrer Freunde unter Aufsicht, 
„zur Unmöglichkeit geworden“. Die Ge-
sprächsaufsicht verhindere darüber 
zu reden, „was mich wirklich interes-
siert“, so dass sie daher „lieber auf je-
den Besuch verzichte, bis wir uns als 
freie Menschen sehen. Lange kann es 
ja nicht mehr dauern.“

Mit Ausbruch der Revolution im No-
vember 1918 öffnen sich auch für 
Rosa Luxemburg in Breslau die Ge-
fängnistore. Kurze Zeit später, am 15. 
Januar 1919, wurde sie mit Karl Lieb-
knecht von Regierungstruppen festge-
nommen und brutal ermordet.

Rosa Luxemburg: Briefe aus dem Ge-
fängnis. 19. ergänzte Auflage 2019. 
Gefördert durch die Rosa-Luxemburg-
Stiftung. Karl Dietz Verlag Berlin. 136 
Seiten, 12,00 Euro. ISBN 978-3-320-
02359-1

Geboren am 31. August 1904 in Straß-
burg/Elsass und seit 1926 Mitglied 
der KPD, wird Karl Jakobi am 21. Au-
gust 1941 vom faschistischen Volks-
gerichtshof zu lebenslanger Haft 
verurteilt. Zunächst im Zuchthaus 

Brandenburg und danach ab Dezember 
1943 im KZ Sachsenhausen inhaftiert, 

wird er im Frühjahr 1945 wie Tausen-
de auf den Todesmarsch der KZ-Häft-
linge getrieben. Unter dramatischen 
Umständen erfolgt seine Befreiung im 
letzten Augenblick.

Das Leben von Karl Jakobi als Kommu-
nist ist bis zu seiner Verurteilung durch 
seine Tätigkeit als hauptamtlicher Par-
teifunktionär und als aktiver Antifa-
schist gekennzeichnet. Er ist längere 
Zeit in Karlsruhe Agitpropsekretär der 
KPD, unterbrochen durch den Besuch 

der Leninschule der Kommunistischen 
Internationale in Moskau. Danach wird 
er von Februar 1932 bis März 1933 
Redakteur der „Arbeiter-Zeitung“ in 
Mannheim. Am 2. April 1933 wird er 
verhaftet und in das KZ Kislau einge-
liefert, mit anschließender Untersu-
chungshaft in Mannheim. 

Nach seiner Freilassung ist Jakobi als 
Leiter der illegalen KPD-Bezirksleitung 
Hessen/Frankfurt im antifaschisti-
schen Widerstand aktiv. Ende 1934 
emigriert er über die Schweiz nach 
Frankreich und von dort aus nach Spa-
nien, wo er im Bürgerkrieg dem „Hans-
Beimler-Bataillon“ als Leutnant ange-
hört. Später in Frankreich interniert, 
wird er von der Vichy-Regierung an die 
faschistische deutsche Justitz ausge-

liefert und von dieser verurteilt.
Nach der Befreiung vom Faschismus 
hat Jakobi vor allem als Redakteur bzw. 
Chefredakteur verschiedener Zeitun-
gen wesentlichen Anteil an dem antifa-
schistisch-demokratischen Neuaufbau 
und an der revolutionär-demokrati-
schen Entwicklung in der sowjetischen 
Besatzungszone. Nach der Gründung 
der DDR ist er von 1951 bis 1953 als 
Hochschullehrer am Institut für Pub-
lizistik der Universität Leipzig und an-
schließend als ADN-Korrespondent in 
Belgrad tätig. Ab 1961 arbeitet er als 
Redakteur der Zeitschrift „Dokumenta-
tion der Zeit“.

Am 3. April 1974 verstirbt Karl Jakobi.

• Prof. Dr. Kurt Schneider

Geschichte

„Kopf hoch, 
fest und ruhig 
bleiben!“

Vor 55 Jahren verstorben:
Karl Jakobi

Prof. Dr. Kurt Schneider über bewegende 
private Briefe Rosa Luxemburgs an  
Sophia Liebknecht
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Leipzig, 8. April, 19 Uhr
n  Vortrag und Diskussion
Leipzig: Exilsitz der türkischen 
Kommunistischen Partei 1957-
1989 
Mit Nelli Tügel (Journalistin, neues 
deutschland). Eine Kooperation der AG 
Kurdistan und RLS Sachsen.
Universität Leipzig, Uni-Campus,  
Augustusplatz 10, Leipzig 
Hörsaal wird noch auf www.sachsen.ro-
salux.de bekannt gegeben

Der Exil-Hauptsitz der Kommunisti-
schen Partei der Türkei war von 1957 
bis 1989 in Leipzig, von hier aus organi-
sierte sie ihre Struktur in der Türkei und 
Westdeutschland. Der Streik von 1973 
in den Kölner Fordwerken mit rund 
8.000 Streikenden, organisiert von 
Arbeitnehmer*innen aus der Türkei, gilt 
als einer der ersten wilden Streiks in 
Deutschland. 

Leipzig, 11. April, 18 Uhr
n  Vortrag und Diskussion     
„Die kulturelle Potenz war  
gewaltig“
REIHE: Jour Fixe - Ein unkonventioneller 
Gesprächskreis. Mit Prof. Dr. Gerd Diet-
rich (Historiker), Moderation: Dr. Kars-
ten Krampitz und Dr. Ursula Wohlfeld.
Horns Erben, Arndtstraße 33, Leipzig

Prof. Dr. Gerd Dietrich präsentiert sei-
ne dreibändige Kulturgeschichte, die 
bisher größte zusammenhängende Dar-
stellung der DDR.

Plauen, 11. April, 18.00 Uhr
n  Vortrag und Diskussion
Die Hüftbewegung - Was uns zu 
Menschen machte*
Mit Daniel Kulla (Autor und Musiker)
Eine Kooperation des Kulturraum  
Kanapee und RLS Sachsen.
Kulturraum Kanapee, Fiedlerstraße 11, 
Plauen

Kulla möchte, unterstützt von Bewegt-
bild und Ton, die Evolution unserer Spe-
zies als noch nicht restlos aufgeklärt 
in Erinnerung rufen, die Abhängigkeit 
unseres Welt- wie Selbstbilds von der 
herrschaftlichen Verfasstheit unse-
rer Gesellschaften aufzeigen und da-
zu ermutigen, die Bewegung der Hüfte 
zu verfolgen, zu beobachten, wie das 
Gehirn diese Bewegung die ganze Zeit 
schrittweise vorausgeplant, zu steuern 
und auszunutzen versucht – und wie 
wenig selbstverständlich das alles ist.

Plauen, 13. April, 18 Uhr
n  Vortrag und Diskussion
1918-23 – REVOLUTION in 
Deutschland*
Mit Daniel Kulla (Autor und Musiker).
Eine Kooperation des Projekt Schul-
denberg und RLS Sachsen.
Infoladen Plauen, Projekt Schuldenberg, 
Thiergartner Str. 4, Plauen

Dresden, 17. April, 19 Uhr
n  Vortrag und Diskussion
Die Weltwirtschaft zwischen 
Freihandel und Protektionismus
Mit Dr. Jürgen Leibiger (Volkswirt)
WIR-AG, Martin-Luther-Straße 21, 
01099 Dresden

Chemnitz, 24. April, 18.30 Uhr
n  Vortrag und Diskussion
Fakten und Fake-News zum glo-
balen  und regionalen Klimawan-
del*
Mit Wilfried Küchler (Diplom-Meteoro-
loge).
All In - Inklusiv ausgerichtetes Bürger-
haus, Rosenhof 14, Chemnitz

Leipzig, 26.-27. April
n  Tagung
Offenheit als Programm. Gründe 
und Abgründe
Mit Christoph Türcke, Claus-Steffen 
Mahnkopf, Josef Haslinger, Micha
Braun, Steven Black, Gesa Foken, 
Christina Natlacen, Monika Mühlpfordt,
Susan Winter, Marthe Krüger, Maria L. 
Felixmüller, Mario C. Schmidt, Martin
Mettin, Sascha Macht, Dagmara Kraus-
Cavaillès, Antje Mettin, Sebastian
Tränkle, Panja Lange, Micha Böhme, 
Martin Dornis, Thomas Friedrich,
Christian Driesen und Julika Achtzig 
Eine Tagung der Hochschule für Mu-
sik und Theater Leipzig „Felix Mendels-
sohn Bartholdy“, des Deutschen Lite-
raturinstituts Leipzig, der Hochschule 
für Grafik und Buchkunst Leipzig, das 
Centre for Competence for Theatre, der 
RLS Sachsen und der Stadt Leipzig.
Vortragssaal der Universitätsbibliothek 
Leipzig, Beethovenstraße 6, Leipzig; Fo-
yer des Deutschen Literaturinstituts 
Leipzig, Wächterstraße 34, Leipzig und 
Probesaal der Hochschule für Musik 
und Theater Leipzig »Felix Mendelssohn 
Bartholdy«, Grassistraße 8, Leipzig

Zur Unterstützung der Tagungskoordi-
nation bitten wir um formlose Anmel-
dung unter: tagung@foken-gesa.de
Das vollständige Programm finden Sie 
unter www.sachsen.rosalux.de

„Hauptsache offen!“ ist eines der maß-
geblichen Schlagwörter der Gegen-
wartskunst. Gemeint ist eine beson-
dere Öffnung zum Betrachter sowie 
Forderungen nach Prozesshaftigkeit, 
Form- und Absichtslosigkeit. Auffallend 
ist die Parallele zur ökonomischen und 
gesellschaftlichen Forderung nach Fle-
xibilität, nach einem Offenhalten von 
Entscheidungen, Handlungen und Be-
ziehungen. Die zeitgenössische Offen-
heitsästhetik in Kunst und Gesellschaft 
steht in Tradition avantgardistischer 
Öffnungen und läuft zugleich Gefahr, 
zur Offenheitsideologie zu werden. Die-
ses Phänomen kritisch und interdiszip-
linär zu beleuchten, ist Zielsetzung der 
Tagung.

Dresden, 27. April, 10-17 Uhr
n  Workshop
Strategische Öffentlichkeits- 
arbeit
REIHE: Junge Rosa. Mit Heiko Hilker 
(Dresdner Institut für Medien, Bildung 
und Beratung), Peter Stawowy (Journa-
list, FLURFUNK) und Susann Scholz-
Karas (RLS Sachsen).
WIR-AG, Martin-Luther-Straße 21, 
Dresden

Bitte meldet euch bis zum 15. April un-
ter dresden@rosalux-sachsen.de an. 
Teilnahmebeitrag: 10 €, ermäßigt 5 € 

(inkl. Pausenversorgung). Generell gilt: 
Teilnahmebeiträge dürfen keine Barrie-
re für die Teilnahme darstellen.

Leipzig, 30. April, 18 Uhr
n  Vortrag und Diskussion
Geschichte, Gefahren, Konflikte 
und Krisenszenarien in der EU
REIHE: Philosophische Dienstagsge-
sellschaft. Mit Dr. Monika Runge (Phi-
losophin), Moderation: Dr. Konstanze 
Caysa.
RLS Sachsen, Demmeringstr. 32, Leipzig

Dresden, 3. Mai, 12.30 Uhr
n  Vortrag und Diskussion
Sea-Watch - zivile Seenotrettung 
im Mittelmeer
REIHE: RedBagLunch. Mit Diego Weber 
(ehemaliges Crewmitglied).
WIR-AG, Martin-Luther-Straße 21,  
Dresden

Chemnitz, 6. Mai, 21 Uhr
n  Film und Gespräch
Die Architekten*
REIHE: L///OST///TRACES - Verlorene 
Spuren - Filme der DEFA 1980-1990. Ei-
ne Veranstaltung der Rosa-Luxemburg-
Stiftung Sachsen in Kooperation mit 
dem AJZ Chemnitz.
Mediencafé m54, AJZ Chemnitz, Chem-
nitztalstraße 54, Chemnitz

Urbane Konflikte um die Gestaltung 
der Großstadt, Debatten um Subversi-
onsstrategien im Pop, die Verteidigung 
nichtheteronomative Lebensentwür-
fe, die Blüte der Hackerkultur - alle-
samt Themengebiete, die das heutige 
politische Denken und die öffentlichen 
Debatten mitbestimmen. Nicht nur 
Spuren dieser Debatten finden sich in-
teressanterweise in den späten Pro-
duktionen der DDR-Filmfirma DEFA. 
Ende der 80er Jahre spielten sich in der 
Kultur- und Filmszene vorrevolutionäre 
Prozesse ab - kein kulturpolitisch initi-
iertes Tauwetter wie Anfang der 60er 
oder 70er Jahre, sondern ganz offen-
bar Teil weltweiter kultureller und wirt-
schaftlicher Transformationsprozesse. 

Leipzig, 6. Mai, 19 Uhr
n  Vortrag und Diskussion
Zum Zionismus und seiner real-
politischen Perspektive
Mit Einat Wilf (ehemalige Abgeordnete 
der Knesset). Eine Veranstaltung in Ko-
operation mit der RLS Sachsen.
Conne Island, Koburger Str. 3, Leipzig

Einat Wilf war Knesset Abgeordnete 
für die Independence und Labour-Par-
ty und beschäftigt sich mit dem Kon-
zept des Zionismus und möglichen re-
alpolitischen Perspektiven. Während 
aus internationaler Sicht von „Nah-
Ostexpert*innen“ ein dauerhafter Frie-
den in der Region oft nicht mit israeli-
scher Souveränität vereinbar ist, setzt 
Wilf dem eine Weiterentwicklung der 
politischen Idee des Zionismus entge-
gen. Im Vortrag wird sie Möglichkeiten 
aufzeigen, wie eine friedliche Überein-
kunft erreicht werden kann.

Dresden, 15. Mai, 19 Uhr
n  Vortrag und Diskussion
Emanzipatorische Technologie-
politik. Was ist das?
Mit Dr. Georg Jochum.
WIR-AG, Martin-Luther-Straße 21, Dres-
den

Eine emanzipatorische Technikpolitik 
zielt darauf ab, die gegenwärtige Un-
terordnung der Technik unter ökono-
mische Interessen zu überwinden und 
die Technikentwicklung der freien Ent-
faltung der Menschen zugutekommen 
zu lassen. Emanzipation wird dabei 
in einem weiten Sinne als Abbau von 
Herrschaftsverhältnissen verstanden. 
Im Zentrum des Vortrags stehen digi-
tale Technologien, die als Steuerungs-
technologien anzusehen sind. Aktuell 
deutet sich die Herausbildung eines 
digitalen Despotismus an – die neuen 
Steuerungstechnologien können aber 
auch gesellschaftlich angeeignet wer-
den und so die Herausbildung von de-
mokratischeren und nachhaltigeren 
Wirtschafts- und Gesellschaftsformen 
befördern.
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Man findet das Buch mittlerweile in 
vielen Bibliotheken an prominenter 
Stelle: „Kriminelles aus Sachsen“. Re-
gionalgeschichtliches ist en vogue, aus 
verschiedenen Gründen stärker als in 
anderen Bundesländern – und Krimis 
gehen immer. Insofern ist es kein Wun-
der, dass ein Buch mit diesem Titel 
zahlreiche Leser findet. Aber ist ein er-
folgreiches Buch auch ein gutes Buch?

Der in Dresden geborene Autor Diet-
mar Sehn hat Geschichten aus 300 
Jahren zusammengetragen und ver-
sucht, sie in acht Rubriken unter-
zubringen. Diese heißen u.a. „Von 
Scharfrichter und Hinrichtungsstel-
len“, „Betrüger und Hochstapler“, „Be-
kannte Haftanstalten – Bekannte Häft-
linge“, „Sagenhaftes“, „Aufständige 
und Rebellen“ (das Buch hätte wirklich 
besser lektoriert werden können – es 
steht tatsächlich „Aufständige“ da und 

nicht „Aufständische“), „Brandstifter 
und Totschläger“...

Wenn man weiß, dass das Werk kei-
ne 120 Seiten umfasst, aber nahezu 
50 – ja was eigentlich: Geschichten, 
Anekdoten, Sagen, Geschichtssplit-
ter enthält, dann bleiben für den ein-
zelnen Fall durchschnittlich keine drei 
Seiten. Bevor man also begonnen hat, 
sich mit einem Fall zu beschäftigen, ist 
der Autor längst beim nächsten, wenn 
nicht beim übernächsten. So bleibt al-
les Oberfläche. Doch auch eine Ober-
fläche kann schön sein, schillern und 
glitzern, leuchten und funkeln. Doch 
leider hat man nicht wirklich den Ein-
druck, dass die sprachlichen Bilder 
den Leser zu fesseln vermögen.

Dietmar Sehn schreibt zwar im Vor-
wort, wie er auf das Sammelsurium ge-
kommen ist (Recherche in Archiven, 

Zeitungen, Museen). Letztlich aber 
vermisst man ein Quellenverzeichnis. 
Dabei sind zu vielen Fällen, die Sehn 

aufzählt, Bücher, wenn nicht Opern ge-
schrieben worden. Zum Beispiel zur 
unerhörten Geschichte des Serien-
mörders Karl Denke – eines schlesi-
schen Kannibalen, der sein Unwesen 
in Münsterberg trieb. Fast alle Details 
findet man bei Wikipedia – dort gibt es 
einen Link zum Bericht „Der vergesse-
ne Kannibale – ,Vater‘ Denke“ mit zahl-
reichen Abbildungen und Fotos des 
Kriminalbiologen Dr. Mark Benecke. 
Dietmar Sehn hat die Kannibalenge-
schichte in seine Sammlung aufge-
nommen, obwohl sie nicht in Sachsen 
spielt – allerdings sollen einige von 
Denkes Opfern aus Sachsen stammen. 

Unbedingte Empfehlung: Wer „Krimi-
nelles aus Sachsen“ aus dem Taucha-
er Verlag liest, sollte dabei ins Internet 
schauen. Es kostet 14,95 Euro.

• Ralf Richter

Alles sollte frisch sein beim Gastland 
Tschechien auf der Buchmesse. So wie 
heute die Geschichte „Deutschlands“ 
in Politikerreden meist 1949 beginnt – 
und fast nur westdeutsche Geschichte 
meint –, so beginnt die neue tschechi-
sche Geschichte 1990 und blendet aus, 
dass sie 1990 nicht als tschechische, 
sondern als tschechoslowakische Ge-
schichte begann.

Erst am 1. Januar 1993 passiert etwas, 
was sich mit Blick auf die blutigen Krie-
ge der 90er in Jugoslawien und die ge-
waltsamen Proteste in Katalonien im-
mer noch wie ein Wunder ausnimmt: 
Aus einem Staat mitten in Europa wur-
den ohne großes Aufheben, ohne Ge-
walt und verbale Flammenwerferei zwei 
– obwohl die Bevölkerung dagegen war. 
Weder bei den Tschechen noch bei den 
Slowaken gab es eine Mehrheit für ei-
ne Staatstrennung. Auf der Buchmesse 
diskutierten die in der Schweiz leben-
de slowakische Schriftstellerin Irena 
Brezná, die tschechische Schriftstel-
lerin Radka Denemarková und der frü-
here tschechoslowakische und späte-
re tschechische Diplomat Tomás Kafka 
„Die Sezession – Tschechien und die 
Slowakei“. Über allem liegt der Schat-
ten des Katalonien- und des Brexit-
konfliktes und es herrscht Einigkeit: 
So friedlich, wie man sich seinerzeit 
trennte, würde das in der heutigen Eu-
ropa-Atmosphäre nicht mehr vonstat-
tengehen. Damals gab es zwei, die sich 
trennen und kleine Könige werden woll-
ten in Prag und in Bratislava. Der eine 
hieß Vaclav Klaus und der andere Vla-
dimir Meciar. Beide waren gemäßigte 
Nationalisten. Heute ist der neue star-
ke Mann in Prag ein Slowake: Andrej 
Babiš, der nach Aussage seiner Lands-
frau Irena Brezná ein furchtbares Kau-
derwelsch aus Slowakisch und Tsche-
chisch spricht. In Bratislava aber – und 
darauf ist die slowakische Schriftstel-

lerin besonders stolz – wird es mit Zu-
zana Čaputová wohl bald nach den 
korrupten Männern eine europafreund-
liche progressive Staatschefin geben. 

Es ist am Diplomaten Kafka, den Besu-
chern im bis auf den letzten Platz ge-
füllten Café Europa zu erläutern, wie es 
dazu kam, dass 1918 nach dem Zerfall 
Österreich-Ungarns ein gemeinsamer 
Staat entstand: „Wir brauchten uns ge-
genseitig! Sowohl Tschechen und Mäh-
ren als auch Slowaken hatten starke 
Minderheiten, gegen die sie sich erst 
einmal durchsetzen mussten: In Böh-
men waren die Deutschen sehr stark 
und in der Slowakei spielten die Ungarn 
eine zentrale Rolle.“ Was er nicht sagt: 
In beiden Ländern waren die jeweiligen 
Minderheiten zugleich die dominieren-
den Volksgruppen: So wie die Slowa-
kei magyarisch geprägt war, so fühlten 
sich die Deutschen in Böhmen als do-
minierende Schicht. Man darf nicht ver-
gessen, dass Prag damals drei große 
Volksgruppen beherbergte: Deutsche, 
Tschechen und Juden – wobei letzte-
re mehrheitlich Deutsch sprachen und 
nicht zuletzt das zum großen Teil das 
deutsche Kulturbürgertum in Öster-
reich-Ungarn stellten. Man denke nur 
an Egon Erwin Kisch, den rasenden Re-
porter, der seine Karriere beim „Pra-
ger Tagblatt“ begann. In der Slowakei 
war die Magyarisierung so weit fortge-
schritten, dass man kaum Lehrer hat-
te, die nach 1918 Slowakisch unterrich-
ten konnten, so dass viele Lehrer, aber 
auch Fabrikdirektoren aus Böhmen 
geholt wurden, was zu einer gewissen 
tschechischen Dominanz im Staatsge-
bilde Tschechoslowakei beitrug. Von 
diesen Ressentiments wusste man, ne-
benbei bemerkt, auch in Moskau. So 
sorgte man nach dem „Prager Früh-
ling“ dafür, dass der mächtigste Mann 
im Staate wieder ein Slowake wurde: 
Gustav Husak. Dieser Name fällt nicht 

bei der Veranstaltung, aber wer die Slo-
wakei in der DDR-Zeit bereiste, der er-
lebte, wie stolz man in der Slowakei auf 
den eigenen Mann auf dem Hradschin 
war. Immerhin insistierte der Diplomat 
auf der Buchmesse: „Wir brauchten uns 
einige Zeit gegenseitig sehr – Tsche-
chen und Slowaken. Diese Zeit aber war 
in den 90er Jahren abgelaufen.“ Am En-
de gibt es wohl bei den Besucherinnen 
und Besuchern eine große Lust, zwei 
Länder neu zu entdecken. Die Slowa-
kin sagt: Wenn sie heute in Tschechien 
Slowakisch spricht, bekomme sie oft zu 
hören: „Wie schade, dass wir getrennt 

sind!“ Das Ansehen der Slowaken hat 
seit der Trennung bei den Tschechen 
offenbar zugenommen. Nicht geändert 
hat sich, dass die Mehrheit der Slowa-
ken gut Tschechisch versteht, während 

die Mehrheit der Tschechen kein Slo-
wakisch lernt. Wenn man dennoch bei 
der Veranstaltung erlebte, wie sich zwei 
Nationalitäten mit gegenseitiger Aner-
kennung und großem Respekt begeg-
neten, dann tut das unglaublich gut. Wir 
Sachsen sollten uns glücklich schätzen, 
solche tollen Nachbarn zu haben!

Von den Brudervölkern zu Brüdern, die 
sich gegenseitig inspirierten und res-
pektierten – dieses wiederum war in 
der Arena der Leipziger Volkszeitung zu 
erleben. Der große Bruder und Schla-
gersänger Gerd Christian erinnert ge-
meinsam mit dem Buchautor und eins-
tigem Redakteur von Stimme der DDR 
bzw. DT 64 an den Bruder und Aus-
nahmekünstler Holger Biege. „Sag‘ ihr 
auch“, diesen von seinem Bruder Hol-
ger geschriebenen Titel für Gerd Chris-
tian hat wohl jeder noch im Ohr, der die 
DDR bewusst erlebt hat. Heute hört 
man im Internet beide Versionen – wo-
bei er die „politisch-bedenkliche“ aus 
damaliger Sicht ausgerechnet in NVA-
Uniform zu Gast bei Heinz Quermann 
1984 vorträgt. Als beide im Musikfach 
Karriere zu machen gedachten, leg-
te der große Bruder seinen Familien-
namen ab, um seinem kleinen Bruder 
einen Gefallen zu tun, und strich aus 
seinem Vornamen den Bindestrich. So 
wurde aus Gerd-Christian Biege Gerd 
Christian. Als der kleine Bruder dann in 
den Westen verschwand und der große 
darunter im Osten zu leiden hatte, er-
trug er das klaglos. Seine Balladen sind 
Kunstwerke, meint der große Bruder 
über die Meisterstücke des kleines Bru-
ders, und trug sie zuletzt selbst vor, als 
der kleine Bruder nach schwerer Krank-
heit nicht mehr singen konnte. Das 
Buch von Wolfgang Martin, an dem er 
ebenso wie Holgers Frau Cordelia mit-
gewirkt hat, heißt: „Holger Biege – Die 
Biographie“. Es erschien beim Verlag 
Bild und Heimat.

Rezensionen

„Kriminelles aus Sachsen“

Von Brudervölkern und Brüdern
Ralf Richter war wieder auf der Leipziger Buchmesse
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Die Wiedergeburt des deutschen 
Volkslieds, beziehungsweise das 
deutsche Volksmusik-Revival, war 
von Anfang an mit linksorientierten 
Attributen verbunden und fand ein 
beachtliches Echo in der 68er Be-
wegung. Es waren überwiegend Ju-
gendliche, die sich gegen Aufrüstung, 
Atomwaffen und drohende Notstands-
gesetze öffentlich engagierten. Be-
sonders die Liedersammlung „Deut-
sche Volkslieder demokratischen 
Charakters aus sechs Jahrhunderten“ 
von Wolfgang Steinitz bereitete den 
Nährboden für junge Sänger, Gruppen 
oder, wie sie selbst gern genannt wur-
den, Barden.

In den 80ern schwappte die „Folkwel-
le“ auch in die DDR, wobei in diesem 
Fall Lieder mit oft deftigeren Textinhal-
ten bevorzugt wurden als es im Wes-
ten der Fall war. Die meist sozialkriti-
schen Lieder aus längst vergangenen 
Zeiten wie jene der Handwerksgesel-
len mit ihrem tiefsitzenden Groll ge-
gen die Obrigkeit und besonders op-
positionelle Soldatenlieder stießen auf 
große Resonanz.

Dabei war es den Protagonisten je-
doch sehr wichtig, sich vom Darstel-
len althergebrachten Brauchtums, von 
kitschig verpöntem Heimatgesäusel 
und der damit verbundenen „Sehn-
sucht nach gestern“ radikal zu distan-
zieren. Den Liedern wurde förmlich 
der Staub des „Es war einmal“ wegge-
blasen. Zwar wurde auf Gitarre, Man-
doline, Zither, Drehleier, Schalmei, 
Dudelsack, Flöte oder Musiktrommel 
nicht verzichtet, ganz im Gegenteil, oft 
entdeckten die jungen „Folkies“, wie 
sie nun genannt wurden, die alten Ins-
trumente wieder, meist verstaubt auf 
dem Dachboden oder in Opas oder 
Omas Zimmer als Erinnerungsstück an 
vergangene Tage. Auf Kostümierungen 
wurde generell verzichtet, man zeigte 
sich jugendlich-proletarisch mit Woll-
hemd, Jeans und Wollkragenpullover, 
wollte dem wohlgesonnenen Publikum 
schlicht gleich sein. Dass das funktio-
nierte, bewiesen die sehr gut besuch-
ten Folkveranstaltungen.

Zu den bekanntesten Gruppen und So-
listen gehörten damals Scarlett See-
boldt, Almut Walther, Matthias Kieß-
ling, Jörg Kokott von „Wacholder“, 
Thomas Friz und Erich Schmecken-
becher von „Zupfgeigenhansel“ aus 
dem Schwäbischen, „Liederjan“, „Piat-
kowski und Rieck“ aus Norddeutsch-
land, die „Folkländer“, „Brummtopf“ 
und „Lied ehrlich“ DDR, Hannes Wa-
der, Helmut Debus, „Schmelztiegel“ 
bzw. „Fiedel Michel“, alles gestande-
ne „Haudeginnen“und Haudegen jener 
rebellischen Szene der 70er und 80er. 

Doch womit in dieser Zeit niemand 
rechnete, war eine Produktion des 
„Zweitausendeins“ Verlags von 1982. 
„Grüß Gott, mein Bayernland“ heißt 
das Album von den „Biermösl Blosn“, 
die plötzlich wie Phönix aus der Asche 
auftauchten. Hier brachen sämtliche 
Vorurteile ab, die man bis dahin ge-
genüber bayerischer Volksmusik ge-
hegt hatte. Sie schockierten positiv 
die Folkszene, indem sie authentisch 
traditionelle Alpenfolklore darboten 
und dabei bitterböse satirische Tex-

te sangen. Mit virtuoser Akkuratesse 
kippten sie sekundenschnell Altherge-
brachtes um und schlugen blitzschnell 
unterwartete Pirouetten im Satzbau. 
Im Instrumentalstück „Wann der Dudl-
sack kraht“ kommt es zu einem ver-
rückt erscheinenden Rendezvous zwi-
schen schottischer Folklore und einer 
schräg gespielten oberbayerischen 
Basstuba. 

Da taucht ein „Che-Guevara-Landler“ 
auf, ferner ein „Versicherungslied“, in 
dem es heißt: „… gegen Diebstahl, … 
Krankheit, Invalidität … vor Hitze, Dür-
re, Altersnot, … vor Unglück, Schick-
salsschlag und Jammer bewahre uns 
die bayerische Versicherungskammer! 
… Atomanschlag, Schäferhund, d’ Le-
derhosen, mei Atombunker, mei Grill 
… mei G’halt … mei Prämienspar‘n und 
Jungfernkranz bewahre uns, oh bene-
fiziarische Versicherungsassekuranz! 
… Sicherheit durch Atomraketen? Las-
set uns beten! … Bei so vui versicher-
ter Sicherheit samma totsicher in alle 
Ewigkeit, Amen.“ 

Und auch die Bundeswehr kam nicht 
zu kurz: „Wer will unter die Soldaten 
/ der muss haben viel Gefühl … / Be-
sonders in sein‘ Zeigefinger / denn 
er Mensch, das ist sein Ziel.“ Im „Ern-
tedanklied“ heißt es: „Heit zücht ma 
uns’re Hüana, beid‘ ohne Kopf und 
Schwanz. Der Oarsch steht auf zwoa 
Steck, zum Eialegn, da langts …“ 

Bemerkenswert ist der Umstand, dass 
es in der Zeit der Protestbewegungen 
gewiss politisch bedingte Vorurteile 

gab und diverse Schubladen bedient 
wurden. So wurde etwa die bayeri-
sche Volksmusik als Aushängeschild 
der CSU deklariert, als konservatives 
Kulturgut abgewertet, Irish Folk indes 
wie später Deutsch Folk mit den zum 
Teil bereits erwähnten Protagonisten 
als links eingestuft. So war es eben 
nicht verwunderlich, dass die „Blosn“ 
einen Kulturschock in der Szene aus-
lösten. 

Doch auch in der „heilen Welt“ der 
Brauchtumshüter war der Schock 
groß, denn im damaligen „Franz-Josef-
Strauß-Reich“ standen der Katholizis-
mus und die Riten ländlicher Volks-
kunst auf gleicher Ebene und galten 
als unantastbar – bis auf einmal drei 
bayerische Burschen in Sepplhose 
aufkreuzten und es virtuos auf ihren 
original alpinen Instrumenten (Bari-
ton-Tuba, Banjo, Blockflöte, Drehlei-
er, Trompete, Harfe, Mandoline, Du-
delsack, Tuba, Hackbrett, Gitarre, 
diatonische Harmonika) mit jedem 
alteingesessenen Volksmusiker auf-
nahmen. Dazu trugen sie ketzerische 
Texte in original bayerischem Dia-
lekt vor. Diesen beherrschten sie gut, 
denn ihre Wiege stand nun einmal im 
Alpenland.

Michael, Christoph und Hans Well, die 
etwa ab 1975 als „Biermösl Blosn“ 
nicht nur die bayerische Kulturland-
schaft eroberten, stammen aus einer 
ländlichen Großfamilie, bestehend 
aus immerhin fünfzehn Geschwistern. 
Ihr Vater, von Beruf Lehrer, wie auch 
ihre Mutter waren von Anfang an be-

strebt, die Kinder musikalisch zu för-
dern. So erlernte jedes Kind ein Inst-
rument. Gesungen wurden anfänglich 
noch Lieder, die der Vater verfasst 
hatte. Ihm war es auch zu verdanken, 
dass bei kleineren Festlichkeiten ers-
te Auftritte erfolgten, mit denen sie 
in der Nähe ihres Heimatstädtchens 
Günzlhofen sehr erfolgreich waren. 
Das sprach sich herum, und bald 
konnte sich die Familie kaum noch vor 
Auftrittsangeboten retten. Doch nach 
und nach, die Kinder wuchsen heran, 
erwachten auch andere Interessen. 
Die aufkommende Beatmusik der sie 
begleitende, aufrüttelnde Zeitgeist 
erfassten auch die ländlichen Gegen-
den.

In der Mitte der 70er Jahre entstanden 
auch in der Provinz erste Kleinkunst-
bühnen, die den „jungen Wilden“ ei-
ne Plattform boten. So wurde etwa in 
der Gemeinde Hörbach in der gut be-
suchten Dorfkneipe „Zum Sandmeir“ 
alsbald die Veranstaltungsreihe „Hör-
bacher Montagsbrett’l“ ins Leben ge-
rufen. Hier traten bereits gestandene 
Künstler wie Fredl Fesl, einst Vorbild 
der Well-Brüder, zudem Helmut Eckl 
oder Reiner Panitz auf, übrigens ein 
Mitbegründer der damals angesehe-
nen „Mehlprimeln“ – ein befreunde-
tes Ensemble der späteren „Biermösl 
Blosn“. Da die Well-Brüder allmählich 
als Geheimtipp gehandelt wurden, 
blieb auch ein Angebot der Münche-
ner „MUH“ und „Song Parnass“ nicht 
aus – zweier sehr angesagter Folk-
clubs, in denen auch Kabarettisten 
willkommen waren. Hier spürten un-
sere Protagonisten erstmals, dass der 
ländlich-bayerische Dialekt in Verbin-
dung mit etwas sarkastischer Blödelei 
auf große Resonanz stieß. Mit der Zeit 
und erst recht nach ihrer Namensge-
bung „Biermösl Blosn“ (Das Biermö-
sel, hochdeutsch: Beerenmoos, ist ein 
Teil des Haspelmoors im Landkreis 
Fürstenfeldbruck; Blosn (Blase) ist ein 
bairischer Begriff für Clique, Gruppe) 
begannen sie, gezielt politischen In-
halt in ihr Liedgut einzubauen. 

Durch diese clevere Kopplung von Tra-
ditionsbewusstsein, Comedy, Nonsen-
se und Politclownerie erreichte das 
Ensemble einen Kultstatus, der über 
die Grenzen Bayerns hinaus auf die 
Bundesrepublik ausstrahlte. Selbst in 
der DDR wuchs das Interesse, und es 
kam zu einem Gastspiel in einem Leip-
ziger Kabarett, zusammen mit dem be-
kannten Kabarettisten Gerhard Polt. 
Mit ihm entstand eine enge Freund-
schaft, gemeinsam bestritten sie un-
zählige Konzertveranstaltungen, auch 
folgten Auftritte im Fernsehen – wobei 
sich der Bayerische Rundfunk anfäng-
lich enorm sträubte. 

Nach erfolgreichen fünfunddreißig 
Jahren im In- und Ausland kam es zur 
Trennung des Trios, jedoch nicht so 
ganz. Sie machen weiter, nicht „Gott 
sei Dank“, nein, diese Riesenfamilie ist 
weiterhin aktiv, unter anderem in den 
Münchner Kammerspielen, wo mit den 
„Wellküren-Schwestern“ ein musikka-
barettistisches Familientheaterstück 
entstand. Auch sind seit einiger Zeit 
die „Weltbürger aus’m Biermoos“ un-
terwegs, die Wiedergeburtshelfer der 
bayerischen Volksmusik. Weiter so!

Die letzte Seite

Politischer 
Kulturschock
Jens-Paul Wollenberg über die „Biermösl 
Blosn“, die Wiedergeburtshelfer der 
bayerischen Volksmusik
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2010: Gerhart Polt und die Biermösl Blosn im Volkstheater München bei 
der Verleihung des Großen Karl Valentin Preises an Fredl Fesl.
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Marktradikale 
in der 
Defensive
Viel ist in den letzten Jahren vom 
Rechtsruck gesprochen und geschrie-
ben worden. Vielleicht ist manch einem 
und manch einer dabei entgangen, dass 
es an ganz anderer Stelle eine Verän-
derung gab, die uns in die Hände spielt. 
Lange sind wir belächelt, wenn nicht 
gar angefeindet worden, wenn wir uns 
für öffentliches Eigentum und gegen 
den Kapitalismus ausgesprochen ha-
ben. Der allgemeine Trend war ein ande-
rer: Verkaufen, Privatisieren und Invest-
ments hießen die Leitbilder. Bei uns im 
Osten war die Entwicklung besonders 
fatal: Der Treuhand folgte auf dem Fu-
ße der Marktradikalismus der neoliberal 
gewendeten Sozialdemokraten. Doch 
überall gibt es dagegen Gegenwehr: 
Denken wir an die Kampagne gegen die 
Privatisierung von Wasser, an die Protes-
te gegen TTIP und CETA, an die Mieterin-
nen- und Mieterbewegung, an #Unteil-
bar oder auch Fridays for future: Sie alle 
richten sich letztlich gegen Auswüchse 
des Kapitalismus. Erhobene Stimmen 
und Fäuste gegen die unsichtbare Hand 
des Marktes.

Wir werden also weiter darüber reden, 
wie unsere Gemeinwesen – egal, ob das 
Europa oder die eigene Kommune ist – 
sich die Handlungsmacht zurückholen. 
Denn zu entscheiden gibt es in einer De-
mokratie nur dann etwas, wenn es das 
Öffentliche gibt. 

Im kommenden Landtagswahlkampf 
geht es darum, wer unter den Parteien 
sicher durch die Zukunft führt. Das geht 
nur, wenn man Paradigmenwechsel weg 
von der Markthörigkeit vollzieht und das 
Öffentliche in den Mittelpunkt stellt. 
Das sollte eine der zentralen Polarisie-
rungsachsen der Landtagswahl werden: 
Gemeinwohl vs. Eigennutz, Zusammen-
halt vs. Spaltung. Wo wir stehen, wissen 
wir. Zeigen wir es auch.
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Bildungspolitik gehört seit Jahrzehnten 
zu den landespolitischen Themen, an 
denen sich die Gemüter erhitzen und 
bei denen dringend Handlungsbedarf 
besteht. Personalmangel an Kitas 
und Horten, marode Schulgebäude, 
Unterrichtsausfall durch fehlende Lehr-
kräfte, schlechte Lern- und Lehrbedin-
gungen an den sächsischen Hoch-
schulen und die zögerliche Umsetzung 
von Inklusion stehen auf der umfang-
reichen Mängelliste ganz oben.

Dies zeigte nicht zuletzt unsere Mit-
gliederbefragung „Basis ist Boss“ im 
Herbst letzten Jahres. Die These „Wir 
wollen eine inklusive Bildung ohne 
soziale, finanzielle, räumliche und 
bauliche Barrieren – wer sich bilden 
will, muss dies ermöglicht bekommen“ 
hat es auf Platz 7 der Endabstim-
mung geschafft. Im Begleittext heißt 
es: „Jeder Mensch hat ein Recht auf 
gute Bildung. Der Zugang zu Bildung 
darf nicht vom Geldbeutel abhängen. 
Deshalb darf Bildung in Sachsen nichts 
kosten. Konsequent bedeutet das, 
dass wir Gebühren und Beiträge, wie 
z.B. Kita-Gebühren oder Schülerbe-
förderungsbeiträge, abschaffen, die 
Lernmittelfreiheit umfänglich durchset-
zen und Angebote im außerschulischen 
Bereich mittelfristig kostenfrei stellen 
wollen. Die UN-Behindertenrechtskon-
vention muss auch im Bildungsbereich 
umgesetzt werden.“

Dem Wunsch unserer Mitglieder fol-
gend, hat die Redaktionsgruppe diese 
These in den Entwurf des Landtags-
wahlprogrammes aufgenommen, wel-
cher derzeit innerparteilich diskutiert 
wird. Aus den zahlreichen Reaktionen, 
Zuarbeiten und Ergänzungen geht 
deutlich hervor, dass über die Erstel-
lung des Wahlprogrammes hinaus ein 
großes Interesse an der Weiterentwick-
lung gemeinsamer Vorstellungen für 

ein zukunftsfestes Bildungssystem in 
Sachsen besteht. Doch dazu müs-
sen wir mutig sein und endlich eine 
tiefgreifende Neustrukturierung der 
Bildungslandschaft in Angriff nehmen. 
Die flächendeckende Einführung von 
Gemeinschaftsschulen kann nur ein 
erster Schritt sein.

Um uns von unseren politischen Mitbe-
werbern zu unterscheiden, brauchen 
wir innerhalb unserer Partei eine 
breite Bereitschaft, im Bereich Bildung 
neue Wege zu gehen. Es ist dringend 
notwendig, das Bildungssystem den 
Lebensbedingungen der heutigen Zeit 
anzupassen. Informationen sind dank 
des Internets ständig abrufbar und 
im modernen Arbeitsleben werden 
Maschinen immer häufiger die Durch-
führung wiederholbarer Tätigkeiten 
übernehmen. Stattdessen sind Kompe-
tenzen wie Zeit- und Problemmanage-
ment, Kommunikations- und Teamfä-
higkeit, Kreativität und Selbständigkeit 
gefragt. Arbeit wird zukünftig vor allem 
in jenen Bereichen anfallen, die nicht 
berechenbar und deshalb in ihrer 
Einzigartigkeit nicht von Maschinen 
ausführbar sind. Der Mensch wird sich 
ständig fort- und weiterbilden müssen. 
Freude am lebenslangen Lernen ist 
dafür unverzichtbar und sollte von An-
fang an gepflegt und gefördert werden. 
Leider ist an unseren Schulen viel zu 
oft das Gegenteil der Fall: Die Freude 
am Lernen nimmt mit zunehmendem 
Alter der Kinder ab.

Bildungsforscher haben die Gründe 
für diese bedauernswerte Entwicklung 
untersucht und sind zu dem Ergeb-
nis gekommen, dass sich moderne 
Bildungskonzepte viel stärker an den 
Bedürfnissen und Fähigkeiten der 
Kinder orientieren müssen. Nur durch 
individuelle Förderung und Anerken-
nung von persönlicher Vielfalt kann es 

gelingen, nachhaltige Lernergebnisse 
zu erzielen, die letztlich der gesam-
ten Gesellschaft zugutekommen. 
Dazu müssen sowohl Inhalte als auch 
Strukturen unseres Bildungssystems 
generalüberholt werden. Getreu dem 
Motto „Gute Bildung kostet richtig 
Geld, schlechte noch viel mehr“ darf 
die Frage nach der Finanzierung nicht 
mehr das Maß aller Dinge sein.

Wir sollten uns keine Denkverbote 
auferlegen, weil dieses oder jenes 
Thema nicht umsetzbar oder utopisch 
sei. Ich wünsche uns als Partei, dass 
wir zeitnah über Dinge diskutieren, die 
in anderen Ländern längst Alltag sind. 
Dazu gehört unter anderem der Aus-
bau des fächerübergreifenden Unter-
richts, um den komplexen Problemen 
der Wirklichkeit gerecht zu werden. 
Auch Hausaufgaben werden inzwi-
schen als sozial ungerecht beurteilt, 
weil nur leistungsstarke Schüler*innen 
von ihnen profitieren. Sie sollten von 
kompetenten Ansprechpartner*innen 
betreut werden, um allen Kindern die 
gleichen Chancen zu wahren. Schulno-
ten sind ein Versuch, den individuellen 
Lernfortschritt eines Kindes in eine 
Zahl zu pressen und können extrem 
demotivierend sein. Sie sollten auf den 
Prüfstand gestellt und in den Haupt-
fächern gegebenenfalls durch Wortur-
teile ergänzt werden. Das Schulhaus 
als einzig staatlich anerkannter Lernort 
ist ein Eingriff in die individuelle Frei-
heit. Es gilt, sich mit einer allgemeinen 
Bildungspflicht auseinanderzusetzen, 
wie sie in unseren Nachbarländern 
längst Realität ist. Wir sollten uns end-
lich entscheiden, ob wir unsere Bildung 
fit für die Zukunft machen wollen, 
oder ob wir weiter mit kosmetischen 
Eingriffen an einem schwer kranken 
Patienten herumdoktern wollen. Wir 
haben nichts zu verlieren, aber eine 
Welt zu gewinnen!

Entwicklungsland Sachsen
Anne Holowenko über den Bildungsnotstand
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Zum Bonner Parteitag

DIE LINKE im Höhenflug 
mit Triebwerksschaden

Der Bundesparteitag repräsentierte vor 
allem die Meinung einer Führungsriege 
mit Blick auf eine eingebildet mögliche 
Machtbeteiligung im kapitalistischen 
System. Neben einem vom Bundesvor-
stand weichgespülten Europawahlpro-
gramm warb Gregor Gysi für eine wohl-
wollende Beurteilung einer EU, die vor 
zwanzig Jahren das Völkerrecht mit Fü-
ßen trat und die Bombardierung Jugo-
slawiens unterstützte. Die stark vorherr-
schende Skepsis und Kritik zur Politik 
der EU, insbesondere deren Rüstungs-
eifer, wurde marginalisiert, und sonnige 
Zeiten durch eine Regierungsbeteili-
gung werden herbeigeredet. Mit diesen 
Aussichten wird der Wahlkampf für uns 
wohl schwierig, und nach dem eingebil-
deten Höhenflug mit Triebwerksscha-
den kommt der sichere Fall.

Einen Höhepunkt einer basisverachten-
den Führungsarbeit stellte der Boykott 
der Anträge zu Russland und Venezuela 
dar. Hier wurden zwei Schwerpunkte in 
der Debatte an der Basis in Gutsherren-
art beiseitegeschoben. Einer der Guts-
herren, Rico Gebhardt, Vorsitzender der 
LINKEN-Fraktion im Landtag, am 25. Fe-
bruar im „Tagesspiegel“: „Was ich ver-
hindern konnte, war, dass der Antrag zu 
Venezuela behandelt wird.“ Gebhardt 
hatte zum Zeitpunkt der Behandlung der 
Anträge die Tagungsleitung inne. Dieser 
Satz beweist, dass die Nichtbehandlung 
der Anträge eben nicht aus Zeitmangel 
erfolgte. Einen solchen Fraktionsvorsit-
zenden brauchen wir nicht, aber wenn 
schon in Landesgremien der LINKEN 
über eine Koalition mit der CDU ernst-
haft diskutiert wird, dann sagt das nicht 
nur über den Vorsitzenden viel aus. 

Übrigens haben sich auch Vertreter der 
thüringischen Parteiführung nicht ge-
rade durch konsequente linke Stand-
punkte hervorgetan. Und Brandenburg? 
Neueste Meldung: Die LINKEN stimmen 
der Aufstockung des Verfassungsschut-
zes zu. Es besteht die Gefahr, dass die 
Partei die Entwicklungstreppe nach un-
ten poltert, um in den Niederungen der 
bürgerlichen Demokratie an den Macht-
spielchen und Pöstchen eine Teilhabe 
zu erbetteln. Man kommt ins Grübeln – 
wem kann ich vertrauen und wo werde 
ich mein Kreuz machen?
• Raimon Brete, Jonny Michel

Habe nichts verhindert

Am Freitag zu Beginn des Bundespar-
teitages wurde bei der Behandlung des 
Zeitplanes beantragt, dass die son-
stigen Anträge vorgezogen werden sol-
len, bevor das Europawahlprogramm 
beschlossen wird. Dazu gab es wie auf 
unseren Parteitagen üblich eine Ge-
gen- und eine Für-Rede. Dabei wurde 
ausdrücklich darauf hingewiesen, dass 
es sich insbesondere um einen Antrag 
zu Russland und einen Antrag zu Vene-
zuela handelt, die behandelt werden 
sollten. Das hat der Bundesparteitag 
mit großer Mehrheit abgelehnt. Also 

war es meine Aufgabe, als amtierender 
Versammlungsleiter den Willen der 
Mehrheit umzusetzen. Egal was ich per-
sönlich von Entscheidungen halte, ist 
das nun mal die Aufgabe des Versamm-
lungsleiters. Zudem hat es eine spon-
tane Aktion auf der Bühne gegeben, die 
in keinem Ablauf vorgesehen war. Trotz-
dem habe ich diese zugelassen – mit ei-
ner kleinen Ansprache dazu.  
 
Nach dem Ende der Debatte zum Wahl-
programm am Samstagabend wurde 
nochmals beantragt, wenigstens den 
Antrag zu Russland und zu Venezuela 
zu behandeln. Das wurde wiederum mit 
großer Mehrheit abgelehnt, so dass ich 
mich in meiner Entscheidung bestärkt 
sehe, dass ich am frühen Samstagnach-
mittag zwar die Aktion zugelassen, aber 
den Antrag zu Venezuela nicht aufge-
rufen habe, wie von der Rednerin ge-
wünscht wurde. Also ich habe gar nichts 
verhindert, sondern die Mehrheitsmei-
nung des Parteitages respektiert und 
zusätzlich diese spontane Aktion zuge-
lassen. Für einseitige Medienberichte 
kann ich nichts.
• Rico Gebhardt, MdL

Das Frauenschutzhaus im 
Erzgebirge

Als ich zur Schule ging, hatten Verben 
noch die Bezeichnung Tätigkeitswort. 
Und man konnte aufzählen: telefo-
nieren, nachfragen, schreiben usw. 
Leider geistert immer noch eine ge-
wisse Unsicherheit umher, wie unsere 
Kreisrät*innen sich zum Frauenschutz-
haus im Erzgebirgskreis positioniert ha-
ben. Ganz einfach, es gab eine Vorla-
ge im Kreis- und Finanzausschuss mit 
dem Beschlussvorschlag Ablehnung der 
Petition des Landesfrauenrates für ein 
Frauenschutzhaus (Frauenschutzein-
richtung). Diesem Beschlussantrag ha-
ben unsere beiden Kreisrät*innen nicht 
zugestimmt – sie haben sich demzufol-
ge für die Petition ausgesprochen und 
damit den von unserer Fraktion bereits 
seit Jahren beschrittenen Weg nicht 
verlassen. Heftig kursieren die unter-
schiedlichsten Standpunkte durch die 
verschiedenen Kanäle, und  auch in der 
Links! Ausgabe März 2019 kann man 
auf der Seite des Kreisverbandes kei-
ne klarstellenden Worte hinsichtlich der 
Position der Kreistagsfraktion lesen; un-
sere Positionierung wird einfach offen 
gelassen. Man könnte überspitzt auch 
formulieren, diese ist nicht von Bedeu-
tung. Ansonsten hätte man ja eine ge-
meinsame Position veröffentlichen kön-
nen, sollen; oder noch besser wäre so 
richtig angebracht gewesen. Um auf 
meinen ersten Satz zurückzukommen: 
Die Verfasser*innen hätten ja mal die 

Tätigkeit Telefonieren ausüben können 
und die betreffenden Kreisrät*innen fra-
gen. Geht aber nicht. Und auf die Fra-
ge: Warum nicht erst nachgefragt wurde 
bei den eigenen Leuten? Keine Antwort. 
Wie heißt es doch in einem alten Arbei-
terlied:  „… und nicht vergessen, die So-
lidarität  …“ 
• Dr. Barbara Drechsel

Zu „Marx nicht nur zur Dekoration in der 
Bibliothek“ / „Widersprüche in der LIN-
KEN“, Sachsens Linke! 3/2019, S. 2, 9 

Inhaltlich diskutieren

Es freut mich, dass René Lindenau und 
Rita Kring sich über das Todesjahr von 
Marx und seine Kapitalismusanalyse ei-
nig sind. Ich kann verstehen, dass René 
Lindenau sich angegriffen fühlt und des-
halb auf kein Argument von Rita Kring 
eingeht. Dass Rita Kring sich ausdrück-
lich gegen die „gegenseitigen Beleidi-
gungen von Genoss*innen“ ausspricht, 
verkehrt er so ins Gegenteil („aben-
teuerlich“, „bösartig“, „neue Sound in 
der Partei?“, „unverschämt“). Auch ich 
bin von den Mainstreammedien beein-
flusst. Deshalb bin ich froh, wenn ich 
darauf aufmerksam gemacht werde, 
falls ich ihre Behauptungen ungeprüft 
übernehme. Und wenn ich etwas anders 
sehe, antworte ich mit Argumenten. 
Die vorgestellten Aussagen finde ich 
im Gegensatz zu den von Rita Kring er-
wähnten Fakten häufig in den Mainstre-
ammedien. Führungspositionen in einer 
Partei beweist nicht die antikapitalis-
tische Einstellung, wie die Geschichte 
der SPD zeigt. Es muss sich auch in den 
Texten und Handlungen zeigen. Darauf 
freue ich mich. Dies gilt analog für die 
Auseinandersetzung von Stefan Hart-
mann mit Ralf Becker in „Widersprüche 
in der LINKEN“. Bei Stefan Hartmann 
frage ich mich, wie er seine Befürwor-
tung von Pluralität mit seinen Angriffen 
auf Ralf Becker vereinbaren kann. Ralf 
Becker hat sich, durchaus polemisch, 
mit Aussagen von Axel Troost inhaltlich 
auseinandergesetzt. Auf den Inhalt geht 
auch Stefan Hartmann nicht ein. Statt-
dessen wäre für ihn „diese wichtige 
politische Debatte beendet“. Warum 
werden in der LINKEN ausgerechnet 
diejenigen ohne jedes Argument ange-
griffen, die sich gegen Kapitalismus und 
Neoliberalismus aussprechen?
• Uwe Schnabel, Coswig

Zu „Aufstehen in Dresden kommt nicht 
auf die Beine“, Links! 03/2019, S. 6

aufstehen Dresden  
arbeitet!

Mit Befremden habe ich den Artikel ge-
lesen. Ich bin überrascht, mit welchen 
alten und dazu noch unvollständigen In-
formationen Ralf Richter einen Artikel 
über aufstehen Dresden und Umland 
veröffentlicht. Unsere Treffen im Piano-
salon sind für Menschen gedacht, die 
gern aktiv bei uns mitmachen möchten. 
Sie sind weder Diskussionsräume, um 
die Politik der Partei DIE LINKE auszu-
werten, noch findet hier die echte Ak-
tiven-Arbeit statt. Sich also nur mit dem 
Besuch einer solchen Veranstaltung, 

dazu noch mit einigen kritischen Nach-
fragen von Teilnehmern, ein Bild zu ma-
chen und dies als Fakt darzustellen – 
ist wohl eher auf dem Niveau von BILD. 
Auch der Vorwurf „Aufstehen wird kaum 
etwas unternehmen, um das linke La-
ger zu retten“ ist schon bemerkenswert, 
wenn man bedenkt, dass aufstehen von 
einem einflussreichen Flügel der Partei 
DIE LINKE in Dresden/Sachsen igno-
riert bzw. auch offen und versteckt ab-
gelehnt wird. aufstehen Dresden und 
Umland hat auch nicht als Ziel, Parteien 
zu retten. Ich bin dafür angetreten, die 
Gesellschaft und die Politik im Sinne 
des Gründungsaufrufes zu verändern. 
Klar sind wir alle ehrenamtlich tätig, und 
deshalb dauern viele Sachen vielleicht 
etwas länger. Aber dass wir nicht zu se-
hen seien, nur weil Medien uns oft gern 
totschweigen bzw. wenn sie berichten, 
dann auf diesem Niveau wie bei Ihnen, 
heißt ja nicht, dass dies der Wahrheit 
entspricht. Das müsste DIE LINKE doch 
eigentlich wissen? Ich empfinde es je-
doch als traurig für unsere Gesellschaft, 
wenn ausgerechnet LINKE die Chance 
von aufstehen nicht verstehen will oder 
kann. Haben Sie sich schon einmal die 
Frage gestellt, wie politisch und links 
Interessierte motiviert werden sollen, 
DIE LINKE zu wählen, wenn sie das bis-
her nicht getan haben, sie parteilos sind 
und von der Partei DIE LINKE angefein-
det werden? Und was ist mit denen, die 
Parteien zwar ablehnen, jedoch links 
sind und die Gesellschaft außerhalb von 
Parteien wieder sozialer und friedlicher 
machen möchten?
Aber vielleicht kann sich Ihr Autor in Zu-
kunft besser informieren, indem er ab 
Mitte März unsere Website www.aufste-
hen-dresden-umland.de nutzt und auch 
dort direkt einmal nachfragt. 
• Doris Schröder

Leserbriefe
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Gesellschaft und Partei verändern sich. 
Dem müssen wir auch in finanzieller 
Hinsicht Rechnung tragen. Zumindest 
auf inhaltlicher Ebene haben wir als 
Partei neue Formate probiert und alte 
Zöpfe abgeschnitten. „Basis ist Boss“ 
und die Basis ist nicht nur bei den The-
men sondern auch finanziell ein Schatz, 
den es zu hegen und zu pflegen gilt. 

Die Diskussion um Veränderungen im 
Gefüge unserer Parteifinanzen wird 
schon lange mehr oder weniger hart, 
zumeist unter unterschiedlichen Prä-
missen geführt. Worst-Case-Szenarien, 
wonach wir kurz vor der Handlungs-

unfähigkeit standen, sind (zum Glück) 
nicht eingetreten – ein Verdienst der 
Zahlungsmoral unserer Mitglieder, aber 
auch der klugen Steuerung unseres 
Landesschatzmeisters. Der Finanzbei-
rat Sachsen sieht es ungeachtet (oder 
gerade wegen) der aktuell (noch) guten 
Lage als seine Aufgabe, das Thema Fi-
nanzen trotz der Wahlkämpfe wieder in 
den Fokus zu rücken. Jetzt haben wir 
noch Handlungsspielräume, uns auf die 
unvermeidbare Situation des Verlus-
tes einer ganzen Generation verdienter 
Genoss*innen einzustellen. Wir sollten 
als Partei den Mut haben, die Wahlen in 
diesem Jahr zu nutzen, unsere Struktur 

in den Kreisen der Zeit, den Erforder-
nissen aber auch unseren Ressourcen 
anzupassen. Lange ging die Strategie 
der kleinen Reförmchen in unserem Fi-
nanzgefüge gut – doch wie lange geht 
das noch? Wir sind es der Generation, 
die unsere Partei dorthin gebracht hat, 
wo sie jetzt steht, schuldig, das alles 
nicht leichtfertig auf Spiel zu setzen. 
Der Finanzbeirat steht daher bereit, er-
neut in die Diskussion einzutreten. Fol-
gende Fragen sollten im Mittelpunkt 
stehen:

n Wie können wir Wahlkämpfe in der 
Zukunft noch flächendeckend realisie-
ren und finanzieren?
n Welchen Anteil können/müssen 
Mandatsträger*innen in finanzieller 
Hinsicht und infrastrukturell leisten?
n Wie können die Mittel unserer Par-
tei aufgabengerecht zwischen Landes- 
und Kreisebene verteilt werden?
n Wie können wir uns personell besser 

aufstellen, um den Wegfall ehrenamtli-
cher Strukturen zu kompensieren?
n Wie können wir unsere Bürostruktur 
erhalten oder anpassen, um flächende-
ckend vertreten zu sein, die Mittel aber 
für politische Arbeit und nicht für Mie-
ten auszugeben?
n Welche neuen Instrumente können 
uns bei diesen Fragen und Aufgaben 
helfen?

Der Finanzbeirat und die AG Finanzen 
haben dies bereits diskutiert, konkrete 
Anpassungen folgten aber bisher nicht. 
Wir müssen und werden daher noch in 
diesem Jahr einen Vorschlag machen, 
wie bereits vorgestellte Konzepte aber 
neue Ideen gerade vor dem Hinter-
grund der Wahlergebnisse unsere Par-
tei auf allen Ebenen finanziell und somit 
auch politisch handlungsfähig erhalten 
werden. Dazu werden wir rechtzeitig 
das Gespräch mit dem Landesvorstand 
und den Kreisvorsitzenden suchen.

Politisch und finanziell ein festes Fundament!
Tilo Hellmann im Namen des Finanzbeirats über nötige Diskussionen zu den Parteifinanzen
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Susann Schöniger, WK 13/ERZ 1
 
Als Stadträtin mit einem LINKEN Bür-
germeister wirke ich für eine mensch-
liche und solidarische Stadt. Ich habe 
als Mitglied des Ortsvorstandes Stoll-
berg und Umgebung den 1. Mai und 
den 1. September gestaltet und organi-
siert. Als Mitinitiatorin der LAG selbst-
bestimmte Behindertenpolitik habe ich 
mich im Kreisvorstand für behinderten-
politische Belange stark gemacht. 
Die Teilhabe aller ist mir wichtig. Es 
gibt zu wenig barrierefreien sozialen 
Wohnraum, Schulen und Kitas. Nötig 
sind mehr Ärzte, Pflegepersonal und 
wohnortnahe barrierefreie Arztpraxen. 
Die Kommunen brauchen mehr Gestal-
tungsspielraum. Ökologie ist wichtig. 
Was ist zu tun, damit etwas geht, muss 
der zentrale Maßstab des politischen 
Handelns sein.
DIE LINKE steht für Teilhabe, Inklusion 
und Chancengleichheit aller. Wir zeigen 
die Wurzeln für Elend, Umweltvernich-
tung, Krieg und Ungerechtigkeit auf und 
benennen praktikable Lösungen. 
Meine Hobby sind Romane lesen, 
Schach spielen sowie Campingurlaub.

Rico Gebhardt, WK 14/ERZ 2
 
Ich bin gebürtiger Erzgebirger, was au-
ßerhalb der Region auffällt, wenn ich 
den Mund aufmache. Hier lernte ich al-
les von der Pike auf. Meinen Beruf: An-
gefangen als Koch, schließlich Filial-
leiter im Fischgroßhandel. Die Politik: 
Als Kreis- und Stadtrat, Bürgermeister-
Kandidat, nun bin ich Vorsitzender der 
größten Oppositionsfraktion im Sächsi-
schen Landtag. Ich weiß aus Erfahrung, 
dass es so nicht weitergehen kann, 
denn wir wollen nicht weitere 30 Jahre 
Lohnungleichheit und Rentenunrecht. 
Das Erzgebirge ist durch die Abwande-
rung junger Leute gebeutelt; auch mein 
ältester Sohn und meine Schwieger-
tochter sind gegangen. Wenn ich mei-
ne drei kleinen Kinder sehe, kommt mir 
automatisch die wichtigste Frage in den 
Sinn: Wie wollen wir morgen leben? Das 
Land braucht eine Investitions-Offensi-

ve in Infrastruktur und eine Charmeof-
fensive, um Menschen zur Rückkehr 
oder zum Herkommen zu bewegen. We-
niger Kapitalismus, mehr demokrati-
schen Sozialismus heißt meine Devise! 
 
Holger Zimmer, WK 15 ERZ 3
 
Ich bin 52 Jahre alt, verheiratet und in 
der Perle des Erzgebirges Schwarzen-
berg zu Hause. Von Beruf bin ich Dip-
lominformatiker und nach mehr als 20 
Jahren in einem internationalen IT-Kon-
zern nun als freiberuflicher IT-Berater 
und Projektmanager tätig. Im Erzge-
birge haben mir 2017 die Genossinnen 
und Genossen das Vertrauen als Kreis-
vorsitzender ausgesprochen. Gleich-
zeitig bin ich Vorsitzender der Regi-
on Aue/Schwarzenberg innerhalb des 
Kreisverbandes und Mitglied verschie-
dener AGs im Kreis.
Inhaltlich ist mir wichtig, dass wir uns 
die Themen Bildung, innere Sicherheit, 
Ehrenamt, Inklusion, Gesundheit und 
Pflege auf die Fahnen schreiben. Ganz 

besonders liegt mir das Thema Ehren-
amt am Herzen. Viele Dienste der öf-
fentlichen Daseinsfürsorge hat der 
Freistaat in die Hände ehrenamtlicher 
Helfer gelegt. Diese erfüllen ihre Auf-
gaben mit Hingabe. Gleichzeitig hat 
sich der Freistaat aus der Finanzierung 
größtenteils zurückgezogen. Hier gibt 
es erheblichen Nachholbedarf bei der 
Unterstützung der Vereine. Außerdem 
ist mir das Thema ärztliche Versorgung 
in der Fläche wichtig.
 
Antje Feiks, WK 16/ERZ 4

Ich kandidiere im WK 16 im Erzgebir-
ge als Direktkandidatin. Das Erzgebir-
ge betreffend finde ich es wichtig, dass 
wir Fragen des Strukturwandels stär-
ker diskutieren. Es geht schlicht und 
ergreifend darum, wie man den Men-
schen in Zeiten von Globalisierung Si-
cherheit verschafft, um gut zu leben, 
sich zu entfalten. Was passiert, wenn 
sich die Beschäftigungsstruktur än-
dert, was passiert mit Einzelnen, wenn 

sie keinen Job mehr haben? Wo liegen 
Perspektiven? Dass wir LINKEN Mittel 
der Umverteilung nutzen wollen, um je-
ne zu stärken, die finanziell schwächer 
aufgestellt sind, ist klar. Wir wollen eine 
Umkehrung im Verhältnis Bürger*innen 
und Staat. Menschen sind keine 
Bittsteller*innen. Wir wollen das Ge-
meinwesen stärken. Das heißt für uns, 
dass Infrastruktur in die Hand von Kom-
munen oder Land gehören. Dann gibt 
es auch wieder gesellschaftliche Debat-
ten und Entscheidungen, z.B. über die 
Möglichkeit des kostenfreien Zugangs 
für alle – im Ergebnis mehr Demokratie. 

Kathleen Noack, WK 17/ERZ 5
 
Ich bin 37 Jahre alt, lebe in Zschopau 
und arbeite in der Stadtverwaltung 
Chemnitz. Ich engagiere mich als Stadt-
rätin, Mitglied des Kreisvorstandes und 
leite die AG Soziales. Im Landesver-
band bin ich ehrenamtlich Inklusions-
beauftragte.
Im Landtag möchte ich mich für Inklu-
sion und die Belange von Senior*innen 
einsetzen. Inklusion ist in allen Alters-
gruppen und Lebensbereichen von Be-
deutung. Es beginnt in Kindertagesstät-
ten und Schulen mit inklusiver Bildung 
und reicht bis ins Seniorenzentrum. 
Jede*r soll ein selbstbestimmtes Leben 
führen können. Wichtig ist Inklusion 
auch im Alter. Senior*innen mit und oh-
ne Behinderung brauchen Barrierefrei-
heit in allen Lebensbereichen sowie ei-
ne gesicherte und solidarische Rente. 
Für alle Altersgruppen ist die Gesund-
heitsversorgung von immenser Bedeu-
tung. Ebenso wichtig ist eine qualitativ 
gute und bezahlbare Altenpflege, die 
weder auf Ersparnisse der zu Pflegen-
den zurückgreift noch ihre Angehörigen 
zur Kasse bittet.
Der Ausbau des öffentlichen Perso-
nennahverkehrs ist für alle bedeutsam, 
auch für Menschen mit Behinderungen 
und für Senior*innen. Deshalb sollen 
Bahnen, Busse, Bahnsteige und Halte-
stellen barrierefrei werden. Jede*r soll 
alle Wege im Alltag ohne Auto bewälti-
gen können.

DIE LINKE. Kreisverband Erzgebirge

Unsere Direktkandidat*innen stellen sich vor

9. April 2019
18 Uhr, Ratssaal, Zschopauer Altes Rat-
haus: Die Fraktion DIE LINKE im Stadt-
rat Zschopau lädt zum Bürgergespräch.

Veranstaltungen zum 1. Mai

n Zschopau mit Kathleen Noack,  
Direktkandidatin Wahlkreis 17 / 
ERZ 5   
10 bis 13 Uhr Familienfest der LINKEN 
auf dem Schlosshof vom „Schloss  Wil-
deck“ mit der Band „Harvest“, Spielen 
für Klein und Groß, Tombola und Büche-
recke. Fürs leibliche Wohl ist gesorgt.
n Schwarzenberg mit Holger Zim-
mer, Direktkandidat Wahlkreis 15 / 
ERZ 3 
10 bis 13 Uhr an der Ritter-Georg-Klau-
se, für Kinderbetreuung und das leibli-
che Wohl ist gesorgt.

n Annaberg-Buchholz, DGB-Famili-
enfest u. a. mit Antje Feiks, Direkt-
kandidatin Wahlkreis 16 / ERZ 4
10 bis 17 Uhr auf dem Markt, Infostand 
und Bastel- und Spielstraße der LINKEN
n Aue-Bad Schlema, Familienfest
10 bis 13 Uhr auf dem Markt mit Info-
stand der LINKEN im Stadtrat Aue-Bad 
Schlema und dem Oberbürgermeister-
kandidaten Andreas Rössel

1. Mai im Ortsverband Stollberg
DIE LINKE. Ortsverband Stollberg und 
Umgebung lädt anlässlich des 1. Mai
in die Gaststätte „Zur Tenne“, Zum Ver-
einshaus 14, 09399 Niederwürschnitz 
ein. Die Veranstaltung steht unter der 
Überschrift „Der 1. Mai: Kampf- und/
oder Feiertag“. Moderation: Landtags-
kandidatin Susann Schöniger. 
• Dr. Barbara Drechsel

2. Mai 2019
18:30 Uhr Buchlesung mit der Bundes-
tagsvizepräsidentin Petra Pau im Rats-
saal des Zschopauer Alten Rathauses 

3. Mai 2019
18 Uhr, „Neues Konsulat“ in Annaberg-
Buchholz, Buchholzer Straße 57: Dis-
kussion mit Frank Tempel zu „Drogen-
politik – Verstand statt Handschellen“

4. Mai 2019
Global Marihuana March 2019 in Anna-
berg-Buchholz, ab 15 Uhr, Treffpunkt 
Kätplatz

5. Mai 2019
10 bis 13 Uhr öffentliche Vorstellung 
der Kandidat*innen für die Stadtrats-
wahl, Mehrgenerationenhaus Zwönitz, 
Gustav-Adolf-Zeidler-Straße 3

8. Mai 2019
10 bis 16 Uhr „Gedenk-Tour“ im Altkreis 
Aue-Schwarzenberg
17 Uhr Gedenkveranstaltung am Ehren-
mal Nennigmühle zu Ehren des 75. Jah-
restages der Befreiung

15. Mai 2019
Infostand zur Kommunalwahl, 10 bis 13 
Uhr. Wochenmarkt Zwönitz

17. Mai 2019
Anlässlich seiner „Frühjahrstour“ be-
sucht der Fraktionsvorsitzende der 
LINKEN im Sächsischen Landtag, Rico 
Gebhardt, von 10 bis 20 Uhr Aue-Bad 
Schlema

16 Uhr Bürgergespräche am Infostand, 
Johanngeorgenstadt, Ladenstraße der 
Mittelstadt 

Termine

v. l. n. r. Susann Schöniger, Holger Zimmer, Kathleen Noack, Antje Feiks,  
Rico Gebhardt
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Der Ortsverband der LINKEN in 
Glauchau hat sich in einer Gesamtmit-
gliederversammlung auf eine Kandi-
dierendenliste zur diesjährigen Stadt-
ratswahl festgelegt. Sie schickt neun 
Bewerberinnen und Bewerber ins Ren-
nen um die Sitze im Glauchauer Stadt-
parlament. Neben bereits amtieren-
den und erfahrenen Stadträten setzt 
die Partei auch auf neue, in der Stadt 
aber durchaus bekannte Namen und 
Gesichter.

Zur Wahl stellen sich 2019: Andre-
as Salzwedel, Brigitte Moser, Eric 
Schramm, Anna-Gina Hahn, Roland 
Schröder, Thomas Berger, Michael 
Berger, Mike Hirsch und Heiko Vogel-
sang. Interessant dürfte der Umstand 
sein, dass damit drei Generationen zur 
Wahl antreten.

Schwerpunkte werden für die LIN-
KE eine soziale familien- und kinder-
freundliche Stadt sein. 

Das beinhaltet sowohl aktiven Um-
weltschutz als auch die Stärkung des 
Mittelstandes und des Wirtschafts-
standortes Glauchau, damit die Stadt 
lebens- und liebenswert bleibt.

DIE LINKE setzt dabei auf mehr Trans-
parenz im Stadtrat und eine stärkere 
Bürgerbeteiligung. 

Eckpunkte des unter dem Motto „Mit 
Euch, für Eure Kinder und Enkel – für 
Glauchau“ stehenden Wahlprogramms 
sind: 

n Nutzen-für-Alle-Prinzip und das Ge-
nerationenübergreifend 

n Erhalt der Kultur- und Freizeitland-
schaft 

n Unterstützung der Kinder- und Ju-
gendeinrichtungen 

n Nachhaltigkeit für die kommenden 
Generationen – weitere Beförderung 
der Kampagne „Fairtrade Town“ und 
mittelfristiger Erwerb des Titels

n Aktiver Umweltschutz 

n Demokratische Mitbestimmung al-
ler Bevölkerungsschichten

n Vereinsförderung und Förderung 
des Ehrenamtes

n Wirtschaftsförderung und Digitali-
sierung.

Kommt zu den Zwickauer Demokratietagen!

DIE LINKE. Kreisverband Zwickau

 

Weitere Termine
17. April 2019, 18 Uhr: 
Mitgliederversammlung BO Wil-
kau-Haßlau. Kleingartenanlage Am 
Schmelzbach (B93/Griesheimer 
Str.). Gast: Stefan Liebich, MdB, 
zur Außenpolitik

6. Mai 2019, 18 Uhr:
Lesung „Querbeet“ mit Franz So-
dann. politiKKontor, Bahnhof- 
straße 5, Kirchberg

Kurs auf die Wahl in Glauchau
DIE LINKE schickt neun Kandidierende ins Rennen

  

Offene Fragen  
diskutiert

Bei unserer Zusammenkunft im 
März hatten wir Stefan Hartmann 
zu Gast. Er ist Mitglied des Bundes-
vorstandes unserer Partei und ge-
hört zum Beraterteam von Dietmar 
Bartsch. Wann hast Du schon ein-
mal dieses Glück! 

Von ihm erfuhren wir aus erster 
Hand, wie unsere Partei gegenwär-
tig ihre Tätigkeit gestaltet. Für uns 
wohltuend, dass er nicht konträ-
re Probleme breit getreten hat. Er 
machte deutlich, dass in einer le-
bendigen Partei unterschiedliche 
Standpunkte ausdiskutiert werden 
müssen, um gemeinsames Handeln 
zu festigen. Das ist gegenwärtig vor 
allem auch mit Blick auf die Euro-
pawahl und die Vorbereitung der 
Wahlen auf Landesebene, im Kreis 
und in den Orten zu sehen. Er legte 
Argumente besonders zu drei As-
pekten dar: Einheitliches Europa, 
Flüchtlinge, Migration - Gestaltung 
der Wirtschaft, Soziale Sicherheit - 
Entwicklung in den Territorien. Die-
se Themen bestimmten auch den 
Inhalt unserer Diskussion.

Natürlich befürworten wir ein ein-
heitliches Europa. Unser Stand-
punkt: Europa beginnt vor Ort! Die 
Sicht auf dieses Thema wird ge-
genwärtig in hohem Maße durch 
die Eingliederung von Ausländern/
Flüchtlingen bestimmt. Deshalb 
können wir stolz sein, dass eini-
gen unserer Mitglieder anerkann-
te Beiträge bei der Eingliederung 
von Flüchtlingen in unseren Orten 
gelungen sind. Wir stehen aber im-
mer wieder vor der Aufgabe, bei 
den Diskussionen in den Orten Ver-
ständnis für die „neuen Bürger“ 
durchzusetzen, von Emigranten aus 
Ländern, deren Verhältnisse wir nur 
oberflächlich kennen. Das, was uns 
bekannt ist, erfahren wir durch eine 
tendenziöse Presse. Der Einfluss 
auch durch den deutschen Beitrag 
bei den kriegerischen Auseinander-
setzungen vor Ort, die anhaltende 
Ausbeutung der Menschen durch 
immer noch koloniale Bedingungen 
wird kaum in die offizielle Diskussi-
on gebracht. 

Das „einheitliche Europa“ erscheint 
uns immer noch als ein Wunsch-
bild, zu wenig als einheitliches Fun-
dament. Welchen Einfluss haben 
wir auf die wirtschaftliche Entwick-
lung, auf die soziale Absicherung? 
Offensichtlich sind auch die politi-
schen Parteien und Strömungen zu 
unterschiedlich in ihren Ansichten, 
den Stellungen zueinander.

Die nächste Zusammenkunft un-
serer Basisgruppe wird sich mit 
dem Thema Außenpolitik beschäf-
tigen. Zu Gast ist der Bundestags-
abgeordnete Stefan Liebich (siehe 
Terminhinweis rechts).

• Heinz Fischer, Basisgruppe 
 Wilkau-Hasslau

Vom 29. April bis zum 11. Mai 2019 
finden die diesjährigen Zwickauer De-
mokratietage statt. Auf die folgenden 
Veranstaltungen möchten wir beson-
ders hinweisen:

Eröffnungsveranstaltung mit 
Christian Wolff, ehem. Pfarrer 
der Leipziger Thomaskirche
29. April 2019, 18 Uhr, Ort: Lutherkir-
che, Brunnen-/Ecke Spiegelstraße, 
Zwickau

Facebook & CO. – Sargnägel der 
Demokratie? Zwickau und die di-
gitale Revolution
2. Mai 2019, 19 Uhr, Martin-Luther-
King-Zentrum, Stadtgutstraße 23, 
Werdau

Zwikkolör – Das Fest
4. Mai 2019, 14 – 18:30 Uhr, Haupt-
markt Zwickau

„Lügenpresse“? – Welchen Me-
dien können wir heute noch ver-
trauen?

7. Mai 2019, 18 Uhr, Alter Gasometer, 
BarTerre

Alle Veranstaltungen der Demokratie-
tage finden sich auf der Homepage des 
Demokratiebündnisses: www.zwickau-
er-demokratie-buendnis.de
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Meißner Porzellan genießt Weltruhm, 
nicht minder bekannt ist Meißen für sei-
ne Keramikindustrie. Früher galt es als 
Statussymbol, einen Ofen mit Meißner 
Kacheln zu haben. Und diese stehen 
immer noch und werden gepflegt, wie 
das „Meissner“ im Schrank.

Wie der Presse zu entnehmen war, 
verlässt nun nach der „Neue Porzellan-
manufaktur Meissen - NPM“ GmbH mit 
„Meissen Keramik“ innerhalb kurzer 
Zeit ein weiterer wichtiger Produzent 
die Stadt. Was bleibt vom einstigen 
Glanz der Porzellan- und Keramikstadt 
Meißen? Der Schritt des polnischen 
Mutterkonzerns Cersanit ist nicht nur 
ein Schock für die Mitarbeiter*innen, 
sondern für die ganze Region. Wir 
müssen eine Spätfolge des Ausverkaufs 
unserer sächsischen Wirtschaft nach 
der Wiedervereinigung erleben. Einst 
weltbekannte Standorte wurden häpp-
chenweise verscherbelt und landeten 
wie in diesem Fall irgendwann bei 
ausländischen Investoren. Die Werks-

schließung ist ein Resultat dessen, dass 
weder die Stadt noch der Freistaat es 
vermocht haben, steuernd einzugreifen. 
Sich mit Lorbeeren zu schmücken ist 
leicht, man muss aber auch etwas dafür 
tun. Meißen in Verbindung mit Porzellan 
und Keramik birgt ein riesiges Potenzial. 
Sachsen hätte damit werben und sich 
nicht als Land der Lohndrücker profi-
lieren sollen. Die Belegschaft, aber vor 
allem auch der Wirtschaftsstandort ste-
hen nun im wahrsten Sinne des Wortes 

vor einem Scherbenhaufen – in Sach-
sens Politik wird aber wieder niemand 
dafür Verantwortung übernehmen. In 
der Wirtschaftspolitik muss es zu einer 
Kehrtwende kommen! Das Wohlergehen 
einer Region darf nicht kurzfristiger 
Gewinnmaximierung geopfert werden. 
Vor allem die CDU stellt sich als die 
Wirtschaftsversteherpartei dar, hat aber 
durch kurzsichtige kapitalhörige Politik 
mehr Unternehmen auf dem Gewissen 
als es andere je vermocht hätten.
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Schleichender Ausverkauf 
Tilo Hellmann über das Aus für „Meissen Keramik“

DIE LINKE. Kreisverband Meißen

„Gehört Sachsen noch zu Deutschland?“
Frank Richter lud Ende März erneut 
zur Buchpremiere nach Meißen. Nach 
„Hört endlich zu!“ legt er eine brand-
neue Analyse vor: „Gehört Sachsen 
noch zu Deutschland?“ Ein Haupt-
begriff ist „Orientierungsnotstand“. 
Richter hat ihn nicht er-, sondern nur 
gefunden – in einer Sonntagsrede des 
Sozialphilosophen Oskar Negt. Und 
dieser Orientierungsnotstand findet 
sich als Ursache für vieles, was hier im 
Argen liegt. Nicht, weil die Rechtspo-
pulisten so gut wären, finden sie den 
Zuspruch, der uns Sorgen macht. 
Nein, die etablierten Parteien – unsere 
eingeschlossen – scheinen es nicht 
einmal zu versuchen, den Orientie-
rung Suchenden eine Perspektive 
zu zeigen. Dem wohlfeilen Rückgriff 
auf den Nationalismus – ein Blick 

zurück statt nach vorne – wird nichts 
Wesentliches entgegengesetzt. Unter 
der Überschrift: „Honeckers Asche 
oder: Warum tickt der Osten anders?“ 
finden sich Abschnitte wie „Betrogene 
Verlierer“, „Die Wölfe waren schon da“ 
oder „Die Opfer und der Widerstand“. 
Keine Rezepte liefert der Autor. Nur 
die Aufforderung, die Dinge zu sehen, 
wie sie sind. Und Widersprüche nicht 
in Konfrontation enden zu lassen, 
sondern den Widersprüchen das 
konstruktive Potenzial abzugewinnen. 
Triebkraft der Entwicklung zu sein ist 
des Widerspruchs Aufgabe. Und so 
gesehen steckt der Osten voller Trieb-
kräfte. Sie konstruktiv zu leiten und zu 
bündeln wäre Aufgabe von Politik.
Interessant auch der Umgang mit dem 
„Feindbild Islam“: Tillichs Aussage „Der 

Islam gehört nicht zu Sachsen“, gerne 
in Gegensatz gesetzt zu Merkels „Der 
Islam gehört zu Deutschland“ täuscht 
über eine Tatsache hinweg, die Richter 
nicht verschweigt: Im Osten Deutsch-
lands lebt die am meisten säkulare 
Gesellschaft Europas – wenn nicht der 
Welt. Für die Menschen hier gehört der 
Islam einfach deshalb nicht zu Sach-
sen, weil überhaupt keine Religion zum 
Staat zu gehören hat. Religion ist nicht 
zu leugnende Quelle und Träger von 
Kultur – aber kein Staatsziel. Das ist 
über Generationen verinnerlicht. Übri-
gens auch deshalb wirken die „patri-
otischen Europäer“ hier so lächerlich, 
wenn sie vom christlichen Abendland 
schwätzen, aber weder den Sinn der 
Passionszeit noch die Frist zwischen 
Ostern und Pfingsten kennen.

Die Lesung fand übrigens im „Akti“ 
in Meißen statt – uns wohlbekannt 
durch zahlreiche Kreisparteitage 
respektive Kreiswahlversammlungen. 
Und so war es nicht weiter verwun-
derlich, dass auch interessierte Mit-
glieder der LINKEN den Weg dorthin 
fanden. Und es war keine vertane 
Zeit. Musikalisch umrahmt wurde die 
Veranstaltung mittels Folk vom Feins-
ten durch Beate Voigt (Violine) und 
Götz Bergmann („alles mit Saiten“). 
Die beiden führten vor, wie Spiel-
leute im Mittelalter vielleicht einen 
Bankettsaal zum Kochen brachten. 
Anspruchsvolles Publikum vorausge-
setzt. Aber das hatte ja Frank Richter 
schon herbeigelockt.

• Reinhard Heinrich

Frauen sollen fliegen und nimmer kriechen! Louise Otto-Peters wird 200
„Wir wollen auch unser Teil fordern und 
verdienen an der großen Welt-Erlösung, 
welche der ganzen Menschheit, deren 
eine Hälfte wir sind, endlich werden 
muß.“ 

Kluge und starke Frauen führten den 
Kampf für Freiheit und Frauenrechte 
- gegen alle Widerstände, gegen alle 
Konventionen und teils bezahlt mit 
dem eigenen Wohlergehen. Eine dieser 
mutigen Frauen war Louise Otto-Peters, 
die den obigen Satz sprach. Louise war 
eine Frau des 19. Jahrhunderts mit dem 
Freiheitsdrang und dem aufgeklärten 
Denken den 20. Jahrhunderts. Sie las, 
lernte, reiste und schrieb, alles Dinge, 
die in ihrer Zeit eher Männern vorbehal-
ten waren. Ihr war es egal. „Wir wollen 
lieber fliegen als kriechen“ wurde zu 

ihrem Motto. Unter dieser Überschrift 
begeht Meißen in diesem Jahr zu ihrem 
200. Geburtstag das alljährliche Lite-

raturfest. DIE LINKE in Meißen nahm 
dieses Jubiläum zum Anlass, auch zum 
8. März an diese großartige Frau zu 

erinnern. Wir haben Louise leibhaftig 
begrüßen können: Die Stadtführerin 
und Geschichtskennerin Gabriele Kluge 
zeichnete auf beeindruckende Weise 
das Leben und den Mut dieser emanzi-
pierten Frau nach, welche in ihrer Sehn-
sucht nach Wissen, Erleben und Freiheit 
den Männern ihrer Zeit die Stirn bot. 
Ein Vorbild für uns alle. Was haben wir 
gelernt? Der Mensch (Mann) ist nicht 
so schnell und einsichtig, wie es sich 
Louise in ihrer Zeit gewünscht hätte. Für 
sie war komplette Gleichberechtigung 
eine Aufgabe für 100 Jahre – leider zu 
optimistisch. Im Festjahr ihres 200. Ge-
burtstages wird es Zeit, dass wir endlich 
einen Zahn zulegen! Das sage ich als 
Mann, als Feminist!

• Tilo Hellmann

Kommunalpolitik als 
Lebenselixier

Heinz Gleisberg beging seinen 85. 
Geburtstag. Herzliche Glückwünsche 
überbrachten am 31. März die Mei-
ßener Stadträte aus der Fraktion DIE 
LINKE/SPD/Grüne sowie Landrat 
Steinbach und Oberbürgermeister 
Raschke. Heinz Gleisberg ist Ehren-
vorsitzender der Fraktion.

• Ulrich Baudis, Fraktionsvorsitzen-
der (im Bild mit dem Jubilar)
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DIE LINKE.Kreisverband Bautzen

„Europa von LINKS“: Politfrüh-
schoppen mit Dr. Cornelia Ernst
28. April 2019, 10–12 Uhr, Stadt- 
theater Kamenz, Pulsnitzer Str. 11

Heraus zum 1. Mai 2019!

Zum 25. Mal feiert DIE LINKE. Hoyers-
werda ihr Politisches Volksfest zum 1. 
Mai, diesmal im Zentralpark Külzstra-
ße. Dazu laden wir alle Genossinnen 
und Genossen, Leserinnen und Leser 
recht herzlich ein. Ablauf:

10.00 Uhr Eröffnung durch den Orts-
vorsitzenden André Koch
10.05 Uhr Rede Caren Lay (MdB), 
stellv. Fraktionsvorsitzende im Bun-
destag
10.15 Uhr Rede Ralph Büchner, Frakti-
onsvorsitzender im Kreistag Bautzen 
und Direktkandidat zur Landtagswahl
Ab 10.30 Uhr buntes Markttreiben 
mit Mal- und Bastelstand der IG „Kin-
derferien“, Hüpfburg und Zucker-
watte, Politstand, Gesprächsrunden, 
Kuchenbasar, Stand der „Spätlese“, 
VVN/BDA und anderes mehr
Ab 11.00 Uhr Unterhaltung mit der  
Express Partyband

Generation Zukunft
Caren Lay freut sich über Europas politisierte Jugend
Wir erleben aktuell in Europa eine ganz 
bemerkenswerte Politisierung einer 
ganzen Generation. Seit Monaten 
protestieren europaweit jeden Freitag 
zehntausende junge Menschen in der 
Bewegung #FridaysforFuture, um von 
den deutlich Älteren an den Hebeln 
der Macht eindringlich zu verlangen, 
dass man ihnen noch einen lebensfä-
higen Planeten hinterlassen soll. Ich 
finde das großartig.

Mit den Diskussionen über die, leider 
so beschlossene, Urheberrechts-
reform im Europaparlament wurde 
gleich noch eine zweite Jugendbe-
wegung unter dem Slogan „Save the 
internet“ losgetreten. Auch wenn die 
Proteste hier zunächst in der Sache 
erfolglos blieben, wird es langfristig 
für das Wahlverhalten dieser jungen 
Menschen Auswirkungen haben – wer 
einmal enttäuschte, wird so schnell 

die Stimmen dieser Generation nicht 
zurückgewinnen.

Was sich mit beiden Bewegungen 
zeigt: Das Klischee der politikver-
drossenen, desinteressierten Jugend 
ist nicht zu halten. Mir hat das ein 
anderes, kleines, aber nicht minder 
beeindruckendes Projekt gezeigt. 
Schüler der Klasse 10d des Foucault-
Gymnasiums Hoyerswerda haben im 
letzten Schuljahr 7.000 Euro Spenden 
eingesammelt, um sie für ein im Bau 
befindliches Kinderhospiz im Spree-
wald zur Verfügung zu stellen. Nicht 
als Pflichtaufgabe der Schule im 
Rahmen des Unterrichts, sondern aus 
eigenem Antrieb, neben dem Stun-
denplan, aber mit Unterstützung von 
Klassenlehrerin und Schulleitung. Ich 
bin sehr froh, dass wir mit dem Frak-
tionsverein der Bundestagsfraktion, 
an den wir Abgeordneten der LINKEN 
unsere Diätenerhöhungen spenden, 
einen Beitrag zu dieser tollen Sache 
leisten konnten.

Als Partei sollten wir dringend Wege 
suchen, diese jungen, politischen Men-
schen auf ihren Wegen in die politische 
Debatte zu begleiten und sie für uns zu 
begeistern.

Brandenburger  
LINKE lehrt CDU den 
Schutz der Heimat

Die Debatte um den Bestand der 
beiden Lausitzer Orte Mühlrose / 
Miłoraz (Sachsen) und Proschim / 
Prožym (Brandenburg) geht auch 
nach dem ausgehandelten Kompro-
miss der Kohlekommission weiter. 
Der Begriff „Heimat“ steht bei der 
sächsischen CDU hoch im Kurs, und 
auf Bundesebene haben CDU und 
CSU sogar ein Heimatministerium 
gegründet. Wenn es aber nicht um 
bloße Worte, sondern um konkrete 
Taten geht, ergibt sich ein erstaun-
liches Bild. Während die sächsische 
CDU eine Abbaggerung von Mühl-
rose ausdrücklich befürwortet und 
Ministerpräsident Michael Kretsch-
mer (CDU) diese Abbaggerung sogar 
als eine „wichtige Zukunftsentschei-
dung“ bezeichnet,  hat DIE LINKE im 
Landtag Brandenburg, die dort zur 
Regierungskoalition gehört, eindeu-
tig „eine schnelle und klare Entschei-
dung gegen die Abbaggerung von 
Proschim“ gefordert.

An der Position der einzelnen Par-
teien und jedes einzelnen Politikers 
zu Mühlrose erweist sich, ob die vie-
len Worte über „Heimat“ ehrliches 
Bekenntnis oder Heuchelei sind! 
Auch zeigt sich, welchen Stellenwert 
der Schutz der Sorben und ihres 
angestammten Siedlungsgebietes 
bei der brandenburgischen LINKEN 
und der sächsischen CDU hat.

• Heiko Kosel

Auf zum Oster-
marsch!

Damit unsere Zukunft bunt und 
friedlich bleibt, brauchen wir welt-
weit Frieden, Vielfalt, Gerechtigkeit 
und ein solidarisches Miteinander! 
Wir Linke kämpfen konsequent für 
Frieden, soziale Gerechtigkeit und 
Abrüstung. Gemeinsam mit der 
Friedensbewegung rufen wir auf, zu 
Ostern auf die Straße zu gehen und 
sich an den Ostermärschen zu betei-
ligen. Am 20. April 2019 organisiert 
die Berliner Friedenskoordination 
die Demonstration „Abrüsten statt 
Aufrüsten – Die Welt braucht Frieden 
statt Kriegsbündnisse“, ab 13 Uhr 
auf dem Rosa-Luxemburg-Platz in 
Berlin. Macht mit und demonstriert 
mit uns Stärke, Entschlossenheit und 
den Willen, die Welt von Aufrüstung 
und Krieg zu befreien! 

• Marion Junge, Kreisvorsitzende

Zu Besuch im Deut-
schen Bundestag –  
auf Einladung von  
Caren Lay! 

Zum Abschluss unser Besucher-
fahrt in den Deutschen Bundestag 
entstand das gemeinsame Foto mit 
unserer Bundestagsabgeordneten 
Caren Lay.

Mit dieser Fahrt wollte sich die 
Bundestagsabgeordnete Caren Lay 
insbesondere bei Kommunalpoliti-
ker/innen aus dem Landkreis Baut-
zen für ihre ehrenamtliche Tätigkeit 
bedanken. 

Nach Gesprächsterminen im 
Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales und der Bundesgeschäfts-
stelle der Partei DIE LINKE im Karl-
Liebknecht-Haus waren wir für eine 
Stunde auch Gäste der Plenardebat-
te in Deutschen Bundestag. 

Im Anschluss hatten wir die Mög-
lichkeit, mit unserer Abgeordneten 
Caren Lay ins Gespräch zukommen 
und uns über ihre aktuellen Schwer-
punkte der parlamentarischen 
Arbeit zu informieren. Wir danken 
ihr und ihrem Mitarbeiter Silvio Lang 
für die interessanten politischen 
Gespräche und Begegnungen. 

• Rüdiger Thürling

Termine
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Mitte Januar wurde unser Genosse 
Hans-Peter Retzler zum vierten Mal im 
ersten Wahlgang zum Bürgermeister der 
kleinen Stadt Liebstadt gewählt. Und 
das mit knapp 94 Prozent der Stimmen.

Eigentlich wollte ich ein Interview mit 
Hans-Peter Retzler führen, aber meine 
vorbereiteten Fragen habe ich schnell 
bei Seite gelegt und meinem Gegen-
über nur gelauscht. Interessant und 
teils neu waren die Schilderungen sei-
ner kommunalen Tätigkeit. Er sei ja gar 
kein richtiger Liebstädter, weil er in der 
Nachbargemeinde wohnt. 1998 trat er 
zur vorgezogenen Bürgermeisterwahl 
mehr aus Frust als aus Lust an. Damals 
stimmten aus dem Stand 58 Prozent für 
ihn, den „Roten Retter“, wie die SZ ihn 
nannte. Er glaubt aber, dass der Name 
Retzler am meisten gezogen hat! Sein 
Vater war zu DDR-Zeiten über mehrere 
Jahrzehnte Kreisschulrat von Pirna und 
hat im damaligen Schulwesen Struk-
turentwicklungen und Neubauten maß-
geblich befördert. Hans-Peter war zu-
dem von 1990 bis 1994 Bürgermeister 
seiner Heimatgemeinde, wobei er auch 
dort ein paar kräftige Spuren hinterlas-
sen hatte. 

Die zur Kommunalwahl 1994 gegen ihn 
veranstaltete dreckige Wahlkampag-
ne kostete ihn das Amt, denn es fehlten 
letztendlich vier Stimmen. Mittlerweile 
ist diese Wunde verheilt, aber eine gro-
ße Narbe bleibt bis heute seelisch zu-

rück. „Hände weg vom Abwasser - das 
war 1994 mein Genickbrecher“, sagt er. 
Der Gegenkandidat verkündete damals 
lauthals, dass der Rote die Bürger ent-
eignen werde. Der Gegenkandidat war 
ein ehemaliges SED-Mitglied und sogar 
mit der Verdienstmedaille der DDR aus-
gezeichnet worden.

Und 1998, als Hans-Peter dann das Amt 
in Liebstadt übernahm, war die Situa-
tion fast noch schwerer: Schulden in 
astronomischer Höhe, ein fetter Fehl-
betrag, das Abwasser-Chaos und Rats-
leute von CDU und Freien Wählern, 
die nur auf Schwachstellen vom Bür-
germeister warteten. Sein Weg, so er-
klärt Hans-Peter, diese Probleme zu 
meistern, war relativ einfach. „Wenn es 
schon zu Problemen und Streit mit dem 
Stadtrat kommt, dann muss ich mit der 
Verwaltung klarkommen.“ Schmerz-
haft musste konsolidiert werden und oft 
war Hans-Peter Retzler auch der Buh-
mann der Presse. So auch beim Ver-
kauf von Schloss Kuckuckstein. Aber 
seinen Weg ging er gerade weiter. Am 
Wahltag dankten es ihm die Bürger je-
des Mal – 2005 mit 77 Prozent, 2012 
mit 72 Prozent, 2019 mit 94 Prozent. 
Seit 2013 kann die Stadt Liebstadt aus-
geglichene Haushalte vorlegen, die Ver-
schuldung ist unter 500 Euro pro Ein-
wohnerin bzw. Einwohner gesunken 
und der Kassenkredit wurde seit Jahren 
nicht beansprucht. Nur die Investitio-
nen hängen maßgeblich von Fördermit-

teln ab. Irgendwie klingt alles stolz, was 
er da von sich gibt. Und immer folgen 
seinen Ausführungen markige Sprüche 
wie „Als Bürgermeister bin ich keine Op-
position“ oder auch „Es gibt keine lin-
ke Kommunalpolitik, sondern nur gute 
oder schlechte“. Seine Bilanz: „Ich bin 
stolz auf unseren gesicherten Schuls-
tandort. Dort konnten wir in den letz-
ten 20 Jahren gut investieren und das 
dank reichlich Fördermitteln. Ein neuer 
und größerer Kindergarten wurde 2007 
fertiggestellt. Unsere drei Freiwilligen 
Feuerwehren sind auch ordentlich aus-
gerüstet worden. Dass es hier und da 
immer noch einiges zu tun gibt, ist aber 
normal. Die Pflichtaufgaben einer Kom-

mune haben wir eigentlich gut im Griff, 
trotz einiger schmerzhafter Maßnah-
men.“ Was würde er jedem, der sich als 
Bürgermeister bewirbt, mit auf den Weg 
geben? „Man braucht ein paar wirkliche 
und ehrliche Vertraute, mit denen man 
über alles reden kann. Niemand ist feh-
lerfrei und im öffentlichen Amt ist man 
immer Zielscheibe. Mir waren immer die 
Erfahrungen unserer Vorgänger wich-
tig. Und einige heiße Themen sollte man 
sich nicht auf den Tisch ziehen. Dazu 
zähle ich das Thema Abwasser und auch 
Straßenausbaubeiträge. Damit kann 
man nur verlieren, so meine teils bittere 
Erfahrung aus den 90 er Jahren.“

Viel berichtet er noch über kommuna-
le Vorhaben und Wünsche. Schade nur, 
dass er nicht mehr für den Kreistag und 
den Gemeinderat seines Wohnortes 
kandidiert. Aber auch hier von ihm klare 
Worte dazu: „25 Jahre Kreistag sind ge-
nug, jetzt müssen die jungen Netzwer-
ker ran“. ln Zukunft will sich Hans-Peter 
mehr um seine Freundschaften und sei-
ne Gesundheit kümmern.

Ich kenne Hans-Peter seit fast 30 Jah-
ren, er ist kritisch und oft sehr direkt. Im 
Abschluss unseres Gespräches verrät 
er, was ihn ärgert. Weder vom Bundes- 
noch vom Landesvorstand habe er 
Glückwünsche zur Bürgermeisterwahl 
erhalten.

• Anja Oehm

Der ewige Einzelkämpfer 

Zum „Friedenstag“ in Chemnitz, dem 
Jahrestag der Bombardierung am 5. 
März 1945, haben wir uns als LAG 
Deutsch-Russische Freundschaft Sach-
sen an der Kranzniederlegung am Mahn-
mal auf dem Städtischen Friedhof 
beteiligt und am Nachmittag an der Info-
standaktion auf dem Neumarkt. Gerade 
an einem solchen Tag ist der Einsatz für 
den Frieden wichtig!

Wladimir Putin hatte in seiner Rede vor 
dem Bundestag 2001 angeboten, eine 
Wirtschaftsgemeinschaft von Lissabon 
bis Wladiwostok zu bilden. Dieses An-
gebot wurde von der Bundesregierung 
nicht angenommen. Die Bundesregie-
rung verfolgt seitdem eine Politik der 
Abgrenzung und Aufrüstung gegenüber 
Russland. Sie lehnt diese enge Zusam-
menarbeit ab, weil das Russland stärken 
würde. Russland wird nicht als Verbün-
deter, sondern als Konkurrent betrach-
tet. Die NATO wurde bis in die baltischen 
Staaten ausgedehnt. Litauen grenzt 
an das russische Kaliningrad und Est-
land und Lettland haben eine direkte 
Grenze zu Russland. In diesen Ländern 
werden ständig NATO-Manöver durch-
geführt. Der 2+4-Vertrag wird ausge-
hebelt. Er besagt, dass nicht ständig 
NATO-Militär an der russischen Grenze 
stationiert sein darf. Es werden aber al-
ler sechs Monate Manöver im Baltikum 
durchgeführt, wobei die Soldaten aus-
getauscht werden, aber die Tötungsma-

schinen, Ausrüstung genannt, verblei-
ben im Land. Somit werden regelmäßig 
militärische Kampfeinheiten und Ausrüs-
tung ins Baltikum gekarrt. Dabei erfolgt 
der Transportweg quer durch Sachsen, 
Sachsen-Anhalt oder Brandenburg nach 
Polen bis ins Baltikum. Verantwortlich 
dafür ist Brigadegeneral Gunnar C. Brüg-
ner aus der Kaserne Frankenberg. Diese 
Manöver und angehäuften Rüstungsgü-
ter an der Grenze zu Russland gefährden 
das Sicherheitsbedürfnis aller Russen. 
Jeder weiß, wer aufrüstet, will Krieg.

Wir müssen uns diesen Militärtranspor-
ten entgegenstellen mit unseren Forde-

rungen nach Abrüstung und Frieden und 
Freundschaft mit Russland. NATO raus 
aus Deutschland! Die USA geben 2019 
ca. 600 Milliarden Dollar aus für Rüs-
tung. Die Bundesrepublik will 43 Milli-
arden Euro für Rüstung ausgeben und 
Russland wird 56 Milliarden Dollar für 
Rüstung ausgeben. Russland reduziert 
seine Rüstungsausgaben von 60 Milli-
arden Dollar von 2018 um 10 Prozent 
in 2019. Schon die Zahlen belegen, wer 
welches Ziel verfolgt. Die NATO beab-
sichtigt die Modernisierung der Atom-
waffen. Durch die Aufkündigung in INF-
Vertrages besteht die Gefahr, dass in 
Deutschland wieder Mittelstreckenra-

keten stationiert werden. Diese Raketen 
stellen im Kriegsfall ein Angriffsziel dar, 
was uns alle gefährdet.

Deutschland hat im letzten Jahrhun-
dert zweimal einen Krieg begonnen und 
verloren, mit verheerenden Folgen für 
Deutschland und alle beteiligten Länder. 
Es starben 50 Millionen Menschen im 
bisher blutigsten Krieg der Geschichte. 
Der Vernichtungskrieg gegen die Sowje-
tunion tötete 27 Millionen Sowjetbürge-
rinnen und Sowjetbürger.

Die Bundesregierung sollte mit Russ-
land Abrüstungsverhandlungen füh-
ren und die Sanktionen einstellen. Das 
dient dem Frieden. Die niedergehende 
Weltwirtschaftsmacht USA rüstet im-
mer mehr auf. Das Wirtschaftswachs-
tum ist durch die Rüstungsmilliarden 
aufgebläht. Erfüllen wir nicht die Forde-
rung von Trump und geben zwei Prozent 
vom Bruttoinlandsprodukt für Rüstung 
aus! Frieden, Bildung und Innovation 
sind in einem rohstoffarmen Land die 
Grundpfeiler des Fortbestehens. Dafür 
benötigen wir das Geld. Nehmt an den 
Ostermärschen teil und verkündet eu-
re Forderungen. Fordern wir ABRÜS-
TEN STATT AUFRÜSTEN – das erhält den 
Frieden und bringt Geld in die Sozial-
kassen.

• Regina Silbermann, LAG Deutsch-Rus-
sische Freundschaft

Abrüsten statt Aufrüsten!



4/2019  Sachsens Linke!Seite 9

Leipzig, 12. Februar 2019: Ein 16-jäh-
riger Junge wird beim Gehen über die 
Straße von einem Mercedes über-
rollt. Er stirbt wenige Zeit später an 
seinen Verletzungen. Keine zwei Wo-
chen danach stirbt eine 72-Jährige in 
Chemnitz, weil sie von einem Laster 
überfahren wird. Unfälle dieser Art 
passieren auf Sachsens Straße regel-
mäßig. Statistisch gesehen gehören 
Fußgänger*innen in Städten zu den ge-
fährdetsten Verkehrsteilnehmer*innen. 
Das Risiko gehender Menschen, inner-
orts durch einen Verkehrsunfall ums 
Leben zu kommen, ist deutlich höher 
als das aller anderen Akteure im Stra-
ßenverkehr. Im Jahr 2017 etwa wurden 
deutschlandweit 346 Fußgänger*innen 
getötet. Fast täglich ereignet sich al-
so ein tödlicher Unfall, viele davon 
beispielsweise an Zebrastreifen oder 
Fußgängerfurten. Besonders gefähr-
det: Ältere und Kinder. Für kleine und 
langsame Menschen sind unsere Stra-
ßen scheinbar nicht konzipiert. Immer 
größere Autos und zu kurze Grünpha-
sen an Fußgängerampeln machen das 
Fortbewegen in der Stadt oft zu einem 
Spießrutenlauf. Nicht zuletzt ist es an 
Straßen laut und dreckig. Wer schlen-
dert schon gerne an einer Stadtauto-
bahn entlang? 

Dabei ist gerade das Zufußgehen die 
Antwort auf viele urbane Probleme. 
Würden mehr Menschen zu Fuß gehen, 
wären unsere Städte lebenswerter, ge-
sünder und klimafreundlicher. Gehen, 
die einfachste aller Mobilitätsformen, 
könnte die Lösung sein für Probleme 
wie Abgase, Lärm und zugeparkte We-
ge. Außerdem macht Gehen unabhän-
gig. Es kostet nichts, man muss dafür 
nicht tanken, Scheiben kratzen oder 
Versicherungen abschließen – einfach 
losgehen. Und es nimmt kaum Platz 
weg, ganz anders als der Autoverkehr. 
Dem Berliner Flächengerechtigkeits-
Report zufolge nehmen Autos auf unse-
ren Straßen rund 20mal mehr Platz ein 
als zum Beispiel Radfahrer*innen. Mitt-
lerweile gibt es im urbanen Raum sogar 
mehr Pkw als Kinder. 

Dabei ist Deutschland eigentlich ein 
Stadt-Kinder-Land, stellt eine Untersu-
chung des Bundesinstituts für Baufor-
schung von 2018 fest. Demnach leben 
90 Prozent aller Kinder in Städten, vor 
allem in Groß- und Mittelstädten. Um 
eine kinderfreundliche Kommune zu 
sein, brauche es mehr als Spielplätze 
und Kitas. Genauso wichtig seien siche-
re Wege. Was viele Stadtplaner*innen 
ignorieren: Die Perspektive eines drei-
jährigen Mädchens ist eine komplett 
andere als die eines Erwachsenen. Kin-
der erleben die Stadt aus einer Höhe 
von etwa 95 Zentimetern. Ein parken-
der SUV muss ihnen wie ein Hochhaus 
erscheinen – den Verkehr dahinter se-
hen sie nicht. Verkehrspädagog*innen 
kritisieren denn auch, dass Kindern 
durch den wachsenden Verkehr immer 
weniger Freiräume verbleiben. Die Fol-
ge: Sie sind immer seltener unbegleitet 
unterwegs. Der Mensch, so scheint es, 
weicht vor dem Auto zurück.  

Autoland Sachsen  

Doch es gibt auch Lichtblicke. Seit 
etwa einem Jahr gibt es in Leipzig 
Deutschlands ersten kommunalen 

Fußverkehrsbeauftragten. Er ist im-
mer dann gefragt, wenn es um die Be-
lange von Fußgänger*innen geht – sei 
es nun, dass ein Bordstein abgesenkt 
werden soll oder komplett neue Wege 
geplant werden sollen. In der Landes-
hauptstadt gehen die verkehrspoliti-
schen Uhren hingegen etwas anders. 
Denn seit der Dresdner Stadtrat keine 
rot-grün-rote Mehrheit mehr hat, setzt 
sich die autofreundliche Lobby wieder 
verstärkt durch.  Zuletzt wurde der ge-
plante Bau eines Radstreifens an einer 
Hauptverkehrsstraße unter massiven 
Gegenprotesten wieder gekippt. Mitt-
lerweile gibt es mehrere Initiativen in 
Dresden, die sich einer Verkehrswende 
verschrieben haben. Sie demonstrie-
ren, organisieren Critical Mass-Fahr-
ten und schreiben Petitionen – alles, 
um die autogerechte Politik in Dresden 
und Sachsen umzukehren. So ist für 
den Nachmittag des 15. April eine gro-
ße Demonstration geplant. Progressi-
ves Potenzial geht aber auch von den 
kleineren Städten in Sachsen aus: Acht 
Kommunen haben Anfang März eine 
Arbeitsgemeinschaft zur Stärkung des 
Rad- und Fußverkehrs gegründet. Sie 
wollen damit die Bedingungen für den 
Rad- und Fußverkehr vor Ort verbes-
sern. Zu ihnen gehören Bautzen, Borna, 
Meißen, Niesky, Pirna, Radeberg, Ra-
debeul und Zittau. 

Keine leichte Aufgabe, ist der Freistaat 

schließlich als „Autoland“ bekannt. Der 
Wirtschaftsförderung Sachsen zufolge 
kommt jedes achte deutsche Auto von 
hier. Fünf Fahrzeug- und Motorenwerke 
verschiedenster großer Marken haben 
ihren Sitz in Sachsen – hinzukommen 
nochmal rund 780 Zulieferer, Ausrüs-
ter und Dienstleister der Branche. Ein 
Viertel aller sächsischen Industriear-
beitsplätze stehen in direktem Zusam-
menhang mit der Autoindustrie. Bei so 
einer starken Lobby ist es kein Wunder, 
dass die Liebe zum eigenen Auto unge-
brochen ist. Die Zahl der angemeldeten 
Pkw nimmt – wie überall in Deutsch-
land – von Jahr zu Jahr zu. Laut dem 
Statistischen Landesamt sind in Sach-
sen derzeit rund 2,15 Millionen Pkw an-
gemeldet – im Schnitt kommen auf je-
den Haushalt 1,2 Pkw. 

Ein Auto zu besitzen bedeutet aller-
dings nicht, ein Auto auch wirklich zu 
benötigen. Untersuchungen haben er-
geben, dass die Hälfte aller Fahrten 
meist kürzer als fünf Kilometer sind. 
Jede zehnte Autofahrt ist sogar kürzer 
als einen Kilometer. Statt zu Fuß zu ge-
hen, fahren wir mit dem eigenen Pkw 
zum Bäcker und selbst für den Weg ins 
Fitness-Studio setzen wir uns zuerst in 
den Wagen – um dann dort aufs Rad zu 
steigen. Laut einer Umfrage des Bun-
desumweltministeriums von 2016 wür-
den drei Viertel aller Autofahrer*innen 
kürzere Strecken gerne zu Fuß gehen, 

wenn die Rahmenbedingungen für den 
Fußverkehr besser wären.

Soziale Sprengkraft der  
Mobilitätsfrage

Um den Fußverkehr in den Städten 
attraktiver zu gestalten, hat das Um-
weltbundesamt in einer Strategie 
zahlreiche Forderungen aufgestellt. 
Die Behörde fordert eine innerörtli-
che Regelgeschwindigkeit von Tempo 
30, außerdem breitere Gehwege und 
Fußgänger*innen sollten an Ampeln 
nicht mehr unnötig lange auf grün war-
ten müssen. Aber auch das Verweilen 
spielt eine wichtige Rolle. Damit mehr 
Menschen Lust bekommen, ihre Stadt 
per pedes zu entdecken, brauche es 
mehr Grün, verkehrsberuhigte Stra-
ßen, kostenfreie Toiletten sowie aus-
reichend Sitzgelegenheiten. Ein Land, 
das vormacht, wie es geht, ist Baden-
Württemberg: Es gibt den Kommunen 
gezielt Geld für die Förderung des Fuß-
verkehrs und analysiert in sogenannten 
Fußverkehrs-Checks, wo und warum 
es mancherorts nicht so gut läuft. Das 
Verkehrsministerium will damit lang-
fristig die Bedingungen für das Zufuß-
gehen verbessern. Von solchen Zielen 
ist die sächsische Regierung noch weit 
entfernt. Während der Radverkehr in-
zwischen mehr Aufmerksamkeit be-
kommt, fristet das Zufußgehen immer 
noch ein politisches Nischendasein. 
Die Bedürfnisse von Menschen ohne 
Rad und Auto werden allenfalls als Be-
standteil umfassender Mobilitätskon-
zepte mitgedacht. Ein konkretes Be-
kenntnis, Gehwege zu optimieren und 
den Straßenverkehr für Gehende siche-
rer zu machen, gibt es vom Freistaat 
nicht. Immerhin ist 2016 ein Jobticket 
für die sächsischen Landesbedienste-
ten eingeführt worden. Doch was ist 
mit den Beschäftigten in privaten Un-
ternehmen, vor allem im Niedriglohn-
bereich? Mobilität muss man sich leis-
ten können. Für prekär Beschäftigte 
aber ist ein eigener Wagen eine enor-
me finanzielle Belastung – ein gut aus-
gebauter und günstiger ÖPNV wäre die 
Lösung. Doch gibt es in der Realität 
nicht immer Haltestellen vor den Be-
trieben. Von Jobtickets ganz zu schwei-
gen. Diese müssen von den Betriebsrä-
ten oft erst erkämpft werden. Hier wird 
die soziale Sprengkraft der Mobilitäts-
frage deutlich. Es geht dabei nicht nur 
um Nachhaltigkeit, sondern insbeson-
dere um gesellschaftliche Teilhabe. 

Leider wird Fußverkehr im linken Spek-
trum oft noch als grünes Nischenthema 
abgetan und eher belächelt als ernstge-
nommen. Dabei ist das Gehen mit den 
eigenen Beinen in einem Autoland wie 
Sachsen eine zutiefst politische und 
soziale Aktion. Auch Fußgänger*innen 
sehen sich meist selbst nicht als be-
deutende Gruppe im Straßenverkehr, 
eine Gruppe mit eigenen Rechten. Ge-
rade jene Menschen aber gehen viel zu 
Fuß, die finanziell und gesellschaftlich 
oft abgehängt sind: ältere Menschen, 
Geringverdiener*innen, Geflüchtete 
und Kinder. Deren Selbstbewusstsein 
zu stärken und die Rahmenbedingun-
gen für eine humanere Verkehrspla-
nung zu schaffen, muss ein Anliegen 
linker Politik sein. Denn die Stadt ge-
hört nicht nur den Autos – sie gehört 
allen!

Zu Fuß gehen ist 
politisch!
Das Gehen mit den eigenen Beinen ist  
eine zutiefst soziale Aktion – im Autoland 
Sachsen jedoch eine provokative  
Forderung. Von Uta Gensichen
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Vielerorts hört man* von spezifisch 
„sächsischen Verhältnissen“. Was heißt 
das überhaupt, und warum sind die-
se Verhältnisse zu kritisieren? Die Ant-
worten auf diese Fragen sind vielfältig. 
Dazu gehören der Abbau von kulturel-
len Angeboten, Schul- und Krankenh-
ausschließungen sowie der Rückbau 
der Infrastruktur. Dazu gehört, dass 
die ländlichen Regionen immer men-
schenleerer werden und dass es vie-
le Leute aus Sachsen wegzieht. Da-
zu gehören ein aus dem spezifischen 
„sächsischen Selbstbewusstsein“ der 
Wendezeit hervorgegangener „Sach-
senstolz“ und ein besonderes „sächsi-
sches Heimatbewusstsein“. Von über-
all springt einem Sachsen direkt ins 
Gesicht: Sachsenquelle, Sachsenobst, 
Radio Sachsen, Sachsenkrone. Dazu 
gehört die langjährige durch die säch-
sische CDU betriebene Verharmlosung 
des Neonazismus und rechter Gewalt 

sowie der Umstand, dass die NPD sich 
ganze zehn Jahre, von 2004 bis 2014, 
im Sächsischen Landtag halten konn-
te. Dazu gehört der Fakt, dass Pegida 
zuerst in Dresden auf die Straßen ging, 
sich auch einzig dort als eine dauerhaf-
te Protestbewegung etablieren konnte 
und von Sachsen aus den bundesdeut-
schen Diskurs seit 2014 bis in die Parla-
mente hinein immer weiter nach rechts 
verschob. Dazu gehört, dass es zahl-
reiche sächsische Politiker_innen und 
konservative Intellektuelle waren, die 
als erste Verständnis für das „Besorgt-
sein“ der „Montagsspaziergänger“ über 

die ach so „linksliberale“ Politik zeig-
ten. Dazu gehört, dass die sächsischen 
Polizeikräfte entweder tatenlos zuse-
hen, wie Journalist_innen von Pegida-
Demonstrierenden angegriffen werden 
oder gar selber dabei mitmachen. Da-
zu gehört die Tatsache, dass die ras-
sistische und völkisch-nationalistische 
AfD allein in Sachsen mit 27 Prozent 
der Stimmen bei der vergangenen Bun-
destagswahl zur stärksten Kraft wurde. 
Und dazu kommt, dass die CDU – mal 
offen, mal weniger offen – mit den Ge-
danken spielt, mit der AfD koalieren zu 
wollen.

Auf all das haben wir so gar keinen 
Bock, und deswegen arbeiten wir ak-
tiv dagegen an! Wir wollen diese ver-
krusteten, blau-braunen sächsischen 
Verhältnisse aufbrechen und zum Tan-
zen bringen. Wir wollen ein soziales, 
ein humanes, ein offenes, ein ökologi-
sches und tolerantes Sachsen, in dem 
nicht „Leit-“, sondern Willkommens-
kultur gelebt wird. Wir wollen soziale 
Gleichheit, gleichberechtigte Teilhabe 
und ein schönes Leben für Alle. Dafür 
organisieren wir uns in vielen Gruppen 
über ganz Sachsen verteilt und arbei-
ten gemeinsam dieser Vision entgegen. 
Als linker Jugendverband wollen wir die 
Gesellschaft grundlegend verändern. 
Wir möchten weg vom kapitalistischen 
und unsolidarischen, hin zum selbstbe-

stimmten, gerechten und solidarischen 
Leben. Hierfür möchten wir jungen 
Menschen die Möglichkeit schaffen, 
sich selbst und andere zu befähigen 
und für ein gutes Leben zu streiten. 

Uns ist bewusst, dass man* eine Ge-
sellschaft nicht allein im Parlament än-
dern kann. Wir meinen aber, dass es 
progressive Akteur_innen in Parlamen-
ten geben muss, um konservativen und 
reaktionären Kräften einen Gegenpol 
zu bieten, aber auch um eigene Projek-
te voranzutreiben, um Lebensrealitäten 
wenigstens kleinteilig ein Stück weit 
zu verbessern. Als unabhängiger, par-
teinaher Jugendverband der Partei DIE 
LINKE Sachsen sehen wir es als unsere 
Aufgabe an, jene nicht blind zu unter-
stützen, sondern auch da zu kritisieren, 
wo es nötig ist und dort progressive-
re, radikalere Akzente zu setzen, wo es 
möglich ist. Das haben wir mit diesem 
Programm getan.

Am 1. September 2019 steht einiges 
auf dem Spiel, aber es ist noch lange 
nichts verloren. Wir wollen den Verlauf 
mit unserer Kampagne mitbestimmen. 
Wir wollen mit unseren Themen in die 
Öffentlichkeit. Wir wollen zeigen, dass 
eine andere Gesellschaft möglich ist, 
dass nichts so sein muss wie es ist und 
wir wollen insbesondere junge Men-
schen dazu bringen, sich gegen die der-

zeitigen Verhältnisse zu engagieren. 
Das vorliegende Landesjugendwahlpro-
gramm ist die Grundlage der Kampa-
gne und fußt seinerseits auf unserem 
Grundsatzprogramm, das wir nach ei-
nem langen, basisdemokratischen Er-
arbeitungsprozess auf unserem Lan-
desjugendplenum im September 2018 
in Chemnitz beschlossen haben und in 
welchem wir unsere Vorstellungen zu 
vielen verschiedenen Themen artiku-
lieren, geprägt von einem klar linksra-
dikalen Profil. Am gleichen Wochenen-
de haben wir auch die sechs Themen 
für unsere Jugendkampagne festgelegt 
und sechs Menschen nominiert, die als 
junge Kandidierende1 auf der Landes-
liste der Partei DIE LINKE. Sachsen die 
Themen vorrangig in die Öffentlichkeit 
tragen. Sie haben außerdem gemein-
sam auf der Basis des Grundsatzpro-
gramms den Entwurf zum Landeswahl-
programm verfasst, der nach intensiver 
Diskussion und Überarbeitung auf dem 
Landesjugendplenum im März 2019 in 
Olganitz beschlossen wurde. Das Pro-
gramm liegt auch in leichter Sprache, 
als Hörfassung sowie in englischer 
Übersetzung vor. Lass uns gemeinsam 
für eine bessere Zukunft streiten! Noch 
ist lange nichts verloren.

1  Sprache hat einen großen Einfluss auf 
unsere Wahrnehmung und unser Denken und 
formt auf diesem Weg die gesellschaftlichen 
Verhältnisse mit. Uns ist es wichtig, Personen 
aller denkbaren Geschlechter gleichberech-
tigt anzusprechen und patriarchal geprägte 
Sprachmuster auszuhebeln. Insbesondere ist 
es unser Anliegen, Menschen mit einzubezie-
hen, die sich nicht in ein binäres Geschlech-
tersystem (sprich: männlich/weiblich) 
einordnen können oder wollen. Wir benutzen 
die Gender-Gap (Teilnehmer_innen, Zuschau-
er_innen) oder im Plural entsprechende 
Partizipien (Teilnehmende, Zuschauende), um 
Personenbezeichnungen geschlechtergerecht 
zu formulieren. Wir benutzen ein Sternchen 
hinter einem Wort, um hervorzuheben, dass 
ausdrücklich mehr Identitäten angesprochen 
werden sollen, als es der bloße Anschein 
vermuten lassen würde (z. B. Frauen*, wenn 
genau genommen FLTIQ-Personen (Frauen, 
Lesben, Trans, Inter, Queer) angesprochen 
werden sollen; man*, wenn verdeutlicht 
werden soll, dass obgleich das Wort an sich 
auf Cis-Männer abzielt, alle Personen gemeint 
sind. Unseren kompletten Leitfaden zur ge-
schlechtergerechten Sprache findet ihr unter 
gleft.de/2JV.

Jugend

Kein Bock auf 
„sächsische 
Verhältnisse“
Präambel des Landesjugendwahlprogramms 
2019 der linksjugend ['solid] Sachsen 

Alle Jahre wieder trifft sich die sächsi-
sche Linksjugend in den halb eisigen, 
halb sonnigen Monaten Februar oder 
März in einem der zahllosen sächsi-
schen Käffer, um ihre Vollversammlung, 
im Volksmund auch Landesjugendple-
num genannt, abzuhalten. So waren wir 
auch dieses Jahr am allerersten März-
Wochenende im wunderschönen und 
sehr abgelegenen Olganitz.

Da die Anreise dorthin für alle nicht in 
Olganitz wohnhaften Personen schwie-
rig ist, begann das Landesjugendple-
num erst am Samstagmorgen. So sa-
ßen um 10 Uhr etwa 60 sehr, sehr 
müde junge Menschen vor der nicht 
weniger müden Tagesleitung. Nach 
dem inzwischen fest eingeplanten 
FLTI*-Plenum (Ein Plenum für Frauen-
Lesben-Trans-Inter-*-Personen, wo 
diese sich ohne die Anwesenheit von 
cis-Typen über ihre gewünschte Ple-

numsatmosphäre und anderes unter-
halten und die Möglichkeit haben, An-
träge zu formulieren) nebst Workshop 
für Männer wurde die erste Delegation 
gewählt: eine kompetente Truppe aus 
acht Menschen, die uns die nächsten 
zwei Jahre beim Landesparteitag ver-
treten werden.

Danach wurde es inhaltlicher: Die ge-
ballte Wucht von sechs satzungsän-
dernden Anträgen rollte auf die Anwe-
senden zu. Neben der Frage nach der 
Verankerung unseres neuen Grundsatz-
programms oder der Möglichkeit der 
Abwahl von BR-Mitgliedern sollte zum 
Beispiel die Legislatur des Beauftrag-
tenrates von zwei Jahren auf ein Jahr 
gekürzt werden. Diese Forderung stieß 
bei einigen Anwesenden auf Ablehnung 
und so wurden in einer begrenzten De-
batte die Argumente ausgetauscht, be-
vor abgestimmt wurde.

Danach folgte mit der Wahl der Dele-
gation zum Bundeskongress wieder ei-
ne Übung im Stillsitzen: 24 Plätze wa-
ren dort nämlich zu vergeben. Leider 
zeigte sich bei der Aufstellung ein be-
kanntes Problem unseres Jugendver-
bands. Schon in den letzten Jahren war 
es schwer gewesen, die Liste zur Si-
cherung der Mindestquotierung voll zu 
besetzen. In diesem Jahr nun wurden 
nur zehn der zwölf Plätze besetzt. Das 
zeigt uns, dass wir es nicht gut schaf-
fen, unsere nicht-männlichen Mitglie-
der zu Aufgaben wie dem BuKo-Besuch 
zu motivieren. Ferner bedeutet es na-
türlich auch, dass wir nur zehn Men-
schen der gemischten Liste mitnehmen 
können.

Der Sonntag stand ganz im Zeichen 
des Landesjugendwahlprogramms. Be-
kanntermaßen haben wir im Herbst 
zum Landesjugendplenum unser 

Grundsatzprogramm beschlossen und 
die Schwerpunktthemen für die Land-
tagswahl festgelegt. Die Texte dazu 
wurden in den Wintermonaten erarbei-
tet und am Sonntag schließlich in Work-
shops diskutiert. Die sechs jungen Kan-
didierenden leiteten jeweils einen, sie 
stellten sich Fragen, Kritik und Verbes-
serungsvorschlägen und arbeiteten mit 
den Teilnehmer_innen Änderungsanträ-
ge an das gesamte Plenum aus. Mit den 
im Voraus gestellten kamen wir letzt-
endlich auf knapp 30 Änderungsanträ-
ge, die wir nach dem Mittagessen ab-
stimmten. Gesättigt stimmten wir über 
Änderungen und Landesjugendwahl-
programm ab und konnten die Tagung 
beenden. Nach gemeinsamer Aufräum-
Action walzte sich eine große Mas-
se müder, junger Menschen aus dem 
Schullandheim Olganitz hinaus in die 
große weite Welt – nach Dresden, Leip-
zig, Chemnitz oder Bautzen.

Ach wie schön ist Olganitz – Bericht des Landesjugendplenums
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Mittlerweile bin ich seit acht Jahren 
Vize-Präsidentin der Iran-Delegation 
im Europäischen Parlament. Ziel die-
ser Delegation ist es, die parlamenta-
rischen und politischen Kontakte zwi-
schen dem Europaparlament und dem 
Iran auszubauen. In diesem Zuge war 
ich 2013 zum ersten Mal im Land, da-
mals bogen die Verhandlungen zum 
Atomabkommen allmählich auf die 
Zielgerade ein.

In den vergangenen Jahren konnte 
ich deshalb zahlreiche (zivil-)gesell-
schaftliche Kontakte zum und im Iran 
knüpfen – die Entwicklungen in der 
Gesellschaft sind unübersehbar. Als 
wir kürzlich erneut dort waren, er-
lebte ich ein Land, das sich bis tief in 
die Gesellschaft hinein zu öffnen ver-
sucht. Die Hoffnung, persönliche und 
zivile Freiheiten zu vergrößern, ist fast 
überall zu hören. Das beginnt mit dem 
Wunsch danach, auf den Straßen (wie-
der) musizieren dürfen; sich als Frau 
für oder eben auch gegen ein Kopf-
tuch entscheiden zu dürfen – was mir 
natürlich auch nicht freistand; oder 
schlicht der basale Wunsch nach Si-
cherheit für die zahlreichen Minder-
heiten im Land.

US-Geschäftsinteressen

Von meiner jüngsten Reise kehrte ich 
Anfang Dezember zurück, diesmal 
und nach wie vor steht das Atomab-
kommen aus Sicht Washingtons plötz-
lich auf der Kippe. Kurz nach unserer 
Rückkehr nach Europa brachen im 
Iran die ersten Proteste aus und es 
war just der Mann aus dem Weißen 
Haus, der zu den allerersten Gratulan-
ten, beziehungsweise besser: Stim-
mungs-Anheizern gehörte.

Diese Proteste werden von Donald 
Trump dazu missbraucht, seine von 
Geschäften geleitete Interessens-
politik in der Region weiter voranzu-
treiben. In erster Linie bedeutet das 
für ihn und seine Geschäftspartner, 
Saudi-Arabien – Irans regionalem Wi-
dersacher – den Rücken freizuhalten. 
Aufrichtige demokratische Proteste 
für die eigene Machtpolitik zu miss-
brauchen ist nicht nur unredlich, son-
dern auch brandgefährlich. Sollte ein 
kriegerischer Konflikt in der Region 
ausbrechen, würde er sich rasant zu 
einem Flächenbrand entwickeln, den 
niemand mehr zu kontrollieren ver-
mag, das wäre katastrophal!

Die eigentlichen Hardliner sind die 
Ajatollahs und der schiitische Klerus, 
die dem Saudi-Clan beziehungsweise 
ihrem missionarischen Wahhabismus 
in nichts nachstehen – mit seinem Ge-
polter und abstrusen Bewertungen 

hetzt Donald Trump eben jenen in die 
Hände.

Es geht um Reformen, nicht um 
die Revolution

Im iranischen Parlament, dem Mad-
schles, traf ich in schwarze Gewän-
der gehüllte Frauen, ausgerüstet mit 
Mikrofon, scharfen Fragen und guten 
Argumenten. Ich hatte keinen Zwei-
fel, dass sie journalistischen Ansprü-
chen des „Westens“ gerecht würden. 
Sie waren Vertreterinnen einer brei-
ten Schicht hoch qualifizierter Frauen 
im Iran.

Es gibt eine urbane Mittelschicht, die 
sich Reformen im Geiste von Präsi-
dent Hassan Rohani wünschen. Ih-

nen geht es um Reformen, nicht um 
Revolution. Natürlich ist die Situation 
fern der Städte eine andere, doch die 
Probleme der Städte, wie die große 
Umweltverschmutzung, Energie-Eng-
pässe und die grassierende Drogen-
sucht müssen dringend angegangen 
werden.

Als ich in Teheran war, war die Luft so 
schlecht, dass ich kaum atmen konn-
te. Momentan braucht der Iran für sei-
ne Energieversorgung die Atomener-
gie. Wer jedoch will, dass sich das 
Land von der Atomenergie löst, muss 
mit dafür sorgen, dass modernste 
Technologien für erneuerbare Energi-
en eingesetzt werden.

Der Iran hat ein Drogenproblem

Offiziell gibt es über drei Millionen 
Drogenabhängige im Land. Auch wenn 
die Todesstrafe weniger häufig ver-
hängt wird, so wird das Problem auf 
diese Weise nicht gelöst. Die Sucht-
prävention muss eine zentrale Rolle 
einnehmen. Wir dürfen bei unseren 

Bewertungen aus der Ferne nicht ver-
gessen, dass der Iran in den letzten 
Jahren über drei Millionen Flüchtlinge, 
vor allem aus Afghanistan aufgenom-
men hat – nicht zuletzt sie brauchen 
eine Perspektive in der Gesellschaft.

Immer wenn wir diese Probleme an-
sprachen, spürte ich eine große Hoff-
nung, die in uns Europäer und Euro-
päerinnen gesetzt wird. Sie erhoffen 
sich Unterstützung bei der Lösung 
ihrer Probleme. Egal mit wem wir re-
deten, immer erwarteten die Men-
schen, dass die Einhaltung des Anti-
Atom-Deals durch den Iran von den 
Vertragspartnern respektiert und 
Sanktionen dementsprechend weiter 
abgebaut werden. Selbst Außenminis-
ter Mohammed Dschawad Zarif bestä-

tigte das uns gegenüber in einem Ge-
spräch. Nur so könne man ein Fenster 
für soziale und demokratische Refor-
men offenhalten. Dies sei der einzige 
Weg, um das Leben im Iran verbes-
sern zu können.

Die EU und ihre Mitgliedstaaten müs-
sen nun alles daran setzen, das tes-
tosterongesteuerte Säbelrasseln am 
Golf einzudämmen und keinen Raum 
mehr für militärische Provokationen 
zu lassen. Um die Lage in der Regi-
on zu entspannen, muss auch Sau-
di-Arabien endlich am Schlafittchen 
gepackt werden, diplomatische oder 
wirtschaftliche Konsequenzen zu spü-
ren bekommen und der schreckli-
che Stellvertreterkrieg im Jemen eine 
übergeordnete Rolle für die Politik der 
EU einnehmen. Das Atomabkommen 
muss unbedingt erhalten bleiben.

Eine neue Grüne Revolution?

Ihr persönliches Leben zu verbessern 
war der Grund, weshalb zum Jahres-
ende 2017 viele Menschen auf die 

Straße gingen: Weil sie arbeitslos sind; 
weil sie die Preissteigerungen nicht 
ertragen; weil viele der Drogen nicht 
Herr werden können; weil sie der Um-
weltsünden leid sind oder weil sie als 
Minderheit, wie beispielsweise die Ba-
hai, nicht studieren dürfen. Sie wollen 
nicht, dass noch mehr Geld in Kriegen 
wie im Jemen und Syrien mörderisch 
und sinnlos verbrannt wird. Viele die-
ser Probleme sind hausgemacht, aber 
zahlreiche sind auch die Folge von 
Sanktionen.

Die Demonstrationen sind ein Ruf nach 
Reformen, nicht nach einer Revolution, 
die nur Chaos bringen würde. Sie sind 
die Forderung nach Veränderungen, 
nicht nach Umstürzen. Bis jetzt gibt es 
keinen Plan B, es gibt keine Parteien 
oder festgefügten Bewegungen außer-
halb des Regierungslagers.

Vor unseren Augen spielt sich ein 
Machtkampf zwischen dem Klerus 
und den Reformern ab. Das zeigt sich 
an den unterschiedlichen Interpreta-
tionen der Demonstrationen durch 
Irans Präsidenten Hassan Rohani und 
dem Obersten Religionsführer Ali Kha-
menei. Neue Sanktionen stärken nur 
die erzkonservativen Kleriker. Hilfrei-
cher wäre es, massiv die Freilassung 
aller Demonstranten und Demonst-
rantinnen einzufordern. Damit würden 
wir das Zeichen setzen, dass wir als 
EU das Recht auf freie Meinungsäuße-
rung klar unterstützen. Dies wäre ein 
erster wichtiger Schritt hin zu einem 
offeneren Klima.

Der Iran ist voller Widersprüche. Es 
brodelt unter der Oberfläche und die 
iranische Führung steht unter massi-
vem Druck. Die große Frage ist, wel-
che Kräfte sich durchsetzen werden. 
Wie reformfähig das Land gegenwärtig 
ist, vermögen nur die Iraner und Irane-
rinnen selbst herauszufinden. Sie kön-
nen das, weil es eine breite Schicht 
hoch gebildeter Leute gibt. Wenn sich 
dieses geistige Kapital mit den sozi-
alen Forderungen der ärmeren und 
ärmsten Schichten der Bevölkerung 
verbindet, ist vieles möglich. Das 
könnte die Hoffnung auf eine friedli-
che Zukunft des Landes und damit der 
gesamten Region Wirklichkeit werden 
lassen.

Dr. Cornelia Ernst ist nicht nur Mitglied 
im Ausschuss für Bürgerliche Freihei-
ten, Justiz und Inneres (LIBE), im Aus-
schuss zu Terrorismus (TERR), sowie 
im Ausschuss für Industrie, Forschung 
und Energie (ITRE) des Europaparla-
ments. Sie ist auch seit Beginn ihres 
Mandats Vize-Vorsitzende der EP-De-
legation für die Beziehungen zum Iran 
(D-IR).

DIE LINKE im Europäischen Parlament

Iran vor Ort – Warum neue 
Sanktionen sinnlos sind
Cornelia Ernst hat erneut beobachtet: Im Iran liegen Licht und Schatten,  
Hoffnung und Probleme eng beieinander

EuropEan unitEd LEft /  
nordic GrEEn LEft
EuropEan parLiamEntary 
Group
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„In Brandenburg stimmte die große 
Mehrheit der Linksfraktion für ein schär-
feres Polizeigesetz und die Ausweitung 
des Verfassungsschutzes, in Teilen von 
der bayerischen Version abgeschrieben. 
Obwohl, wenn ich mich richtig erinnere, 
es den linken Grundsatzbeschluss gibt, 
den VS abzuschaffen. Wer da als Wähler 
seine Stimme hingibt, weiß nicht mehr, 
was hinterher rauskommt.“ (Nutzerkom-
mentar bei freitag.de)

Nicht zu wissen, was bei Regieungs-
beteiligungen der LINKEN rauskommt, 
ist nichts neues. Ich sage nur beispiel-
haft „DDR=Unrechtsstaat“, Zustim-
mung zur Autobahnprivatisierung, 
Vergrößerung des Verfassungssch(m)
utzes durch RRG Thüringen. Dass An-
träge, die solche Vorgänge kritisieren, 
auf dem Bundesparteitag nicht behan-
delt werden, spricht nicht gerade für 
Basisorientierung. 

Doch von vorn: Der Bundesparteitag 
(BPT) in Bonn versprach spannend zu 
werden. Nach dem Leipziger Parteitag 
im Sommer, mit seinem orchestrierten 
Schauprozess innerparteilicher Krei-
se gegen Sahra Wagenknecht, war zu 
hoffen, dass sich eine solche künst-
lich organisierte Eskalation nicht wie-
der ereignen würde. Der Hauptzweck 
des Bonner Parteitages bestand im Be-
schließen des Programmes zur Wahl 
zum EU-Parlament. Weiterhin gab es 
zahlreiche Anträge, u.a. massiv unter-
stützt von der Parteibasis, wie einen 
Antrag zum Verhältnis zu Russland, so-
wie einen mit dem Parteivorstand abge-
stimmten Antrag zur Ablehnung eines 

US-Putsches in Venezuela. Besonders 
erwähnenswert waren auch zwei Anträ-
ge gegen die Politik der Landtagsfrakti-
on der Brandenburger LINKEN: Der ei-
ne richtete sich gegen die dort geplante 
Schuldenbremse, der andere gegen die 
Zustimmung zum rot-rot-repressiven 

Polizeigesetz (R3PG statt R2G). Schon 
vor dem offiziellen Beginn wurden Prog-
nosen geäußert, dass die Parteitagsre-
gie im Interesse des Parteivorstandes 
versuchen würde, die Antragsbehand-
lung gerade der Russland- und Venezu-
ela-Anträge zu verhindern. Der vermu-
tete Grund: Würden diese beschlossen, 
vergrößerten sich damit die Gräben zu 
SPD und Grünen, was Regierungsbe-

teiligungen schwieriger mache. Außer-
dem könnten die Beschlüsse negativ in 
den Medien kommentiert werden und 
entsprechend abschreckend auf grün-
linksliberale Wähler (Wo nicht anders 
gekennzeichnet, sind immer explizit al-
le Geschlechter gemeint) wirken. Bei 
einer Ablehnung wiederum würde das 
friedenspolitische Profil der Partei of-
fensichtlicher leiden, als es bei einer 
Nichtbehandlung der Fall wäre …

So wurde am Freitag vom Plenum ein 
Zeitplan beschlossen, der die eventuel-
le Antragsbehandlung ganz nach hinten 
schob. Ob die Genossen alle wussten, 
dass sie die Antragsbehandlung da-
mit äußerst unwahrscheinlich machen 
würden? Wohl kaum. Dabei wäre durch 
den Wegfall von Sahras Rede (fiel wohl 
wegen stress- und mobbingbeding-
ter Krankheit aus) und einer Verlänge-
rung des Freitags-Planes um eine halbe 
Stunde nach hinten eine ganze Stunde 
frei geworden – mehr als genug. Letzt-
lich hat gerade diese Nichtbehandlung 
dazu geführt, dass friedenspolitisch 
orientierte Menschen (wieder einmal) 
sehen konnten, dass der Anspruch der 
Linken als Friedenspartei und die
Realität zwei verschiedene Paar Schu-
he sind. Dass Rico Gebhardt laut Tages-
spiegel sagte, er habe die
Antragsbehandlung des Venezuela-An-
trages verhindert, verdeutlicht das um-
so mehr. (Rico schrieb in einer Mail, der 
Journalist habe ihn falsch wiedergege-
ben. Dann gehört sich m.E. eine
Journalistenrüge aber öffentlich geäu-
ßert.) Besonders heikel ist die Nicht-
behandlung des Venezuela-Antrages, 

weil genau für das Wochenende des 
BPT eine Eskalation des US-geführten 
Putschversuches vermutet wurde. Hier 
wäre es wichtig gewesen, wenigstens 
symbolisch ein anderes Zeichen zu set-
zen. 

Hinsichtlich der Wahl zum EU-Parla-
ment (merke: EU ist nicht gleich Euro-
pa) gibt es zwei Hauptrichtungen: Die 
der grundsätzlichen EU-Kritik als auch 
die Idee einer „Republik Europa“. Der 
Wunsch nach einem „Neustart“ der EU 
liegt irgendwo dazwischen. Mir sind 
diese Ansätze in der innerparteilichen 
Debatte nicht genügend mit konkre-
ten (rechts- und politikwissenschaft-
lich, gern auch marxistisch gestützten) 
Realisierungsmöglichkeiten unter-
setzt. Sympathisch ist mir der Ansatz 
der „flexiblen/differentiellen Koope-
ration“, den Peter Wahl kürzlich in der 
Ossietzky (www.bit.ly/2Fo4T20) skiz-
zenhaft vorstellte (wenn auch diesem, 
wie unserer Beschlusslage, eine nach-
kapitalistische Perspektive fehlt): We-
niger Europa bedürfe es z. B. hinsicht-
lich der vier Grundfreiheiten, die die EU 
auf einen neoliberalen Kurs zwingen, 
mehr Europa dagegen bei der Steu-
er- oder Umweltpolitik. Damit lehnt 
man den bürgerlich-liberalen Pro-EU-
Mainstream ab, ohne von Nationalisten 
vereinnahmt werden zu können. Von 
einem wirklichen fundierten europapo-
litischen Konzept abseits idealistischer 
Schlagworte sehe ich uns noch weit 
entfernt. Und selbst wenn es ein Kon-
zept gäbe: Würden „wir“ es bei einer 
Regierungsbeteiligung überhaupt ohne 
neoliberale Ausrichtung umsetzen?

Sie begann am 1. März in den Räumen 
der Volkshochschule Hietzing in Wien, 
die 2. Rosa Luxemburg Konferenz in 
Österreich. Sie begann mit „Rote Lieder 
gegen den grauen Alltag“ (Betty Ros-
sa & Kapelle). Gekommen waren sehr 
viele, die in Österreich links verortet 
sind oder an linkem Gedankengut und 
der dazugehörigen Praxis Interesse zei-
gen. Und das sind sehr Verschiedene. 
Die lange Liste der Unterstützer*innen 
zeigte das. Der erste Tag endete mit 
„Lieder für den (täglichen) (Klassen)
kampf“ (Free Willy).

Ein wenig international war die Kon-
ferenz auch. Die „Junge Welt“ war da 
und der Verein Rosa-Luxemburg-Stif-
tung Sachsen e.V. konnte seine Publi-
kationsreihe zu Rosa Luxemburg prä-
sentieren. Das Interesse war groß. Als 
Vorsitzender des Vereins war ich auch 
als Teilnehmer zu einer der beiden Po-
diumsdiskussionen geladen – Prob-
lematik: „Ist EUropa noch zu retten“. 
Die Diskussion zeigte eine vielfach nu-
ancierte und nicht zuletzt auch polari-
sierte Meinungsvielfalt zu linkem Blick 
auf und gewünschtem Umgang mit der 

EU. Dass hinter der Polarisierung oft 
nur eine Vereinseitigung einer dialek-
tisch-widersprüchlichen Realität des 
Gegenstandes steht, wurde aber auch 
offenkundig. Insofern traf wahrschein-
lich der Vertreter von attac mit dem Un-
tertitel eines seiner Bücher diese Wi-
dersprüchlichkeit der Situation ganz 
gut: „Warum die EU nicht zu retten und 
ein Austritt keine Lösung ist.“ Die De-
batten auf dem Europaparteitag stie-
ßen auf großes Interesse sowie auch 

die Arbeit der der Partei DIE LINKE na-
hestehenden Stiftungen in Deutsch-
land. Die Frage, wie man rechten 
Bestrebungen der beabsichtigten Zer-
störung zumindest des EU-Parlaments 
und der Rückkehr zum Nationalstaat 
und zum Nationalismus entgegentritt, 
war allgegenwärtig, wenn man auch 
nicht verschweigen darf, dass einzelne 
Linke nicht nur die ersatzlose Abschaf-
fung der EU forderten, sondern auch 
dem Nationalstaat bessere Chancen im 

Kampf gegen das Bank- und Monopol-
kapital einräumten als einer von Grund 
auf veränderten EU.

Der zweite Tag begann eindrucksvoll 
mit einer Theater-Matinée: „Geheim-
sache Rosa Luxemburg“. Die Schau-
spielerin Anita Zieher pflanzte Texten 
von Rosa Luxemburg Leben, Anschau-
lichkeit und Verstehen ein, begleitet 
von der sensiblen Percussion Ingeborg 
Oberkanins’. Der Tag wurde mit einer 
aktivierenden Podiumsdiskussion zum 
Thema „Wer sich nicht bewegt, spürt 
seine Fesseln nicht“ abgeschlossen. 
Den Ausklang brachten wiederum Mu-
sik und die „After-Conference-Party“. 
Der Ertrag des Ganzen war für einen 
Einzelnen gar nicht zu erfassen; 32 
Workshops und Präsentationen füllten 
die beiden Tage. Diverse linke Verla-
ge und Initiativen zeigten ihre Produk-
te und Arbeitsergebnisse. Unzählige 
Bücher, Broschüren, Flyer und Reso-
lutionen fanden Aufmerksamkeit und 
Abnehmer*innen. Der Einladung zu fol-
gen war jedoch ein Gewinn.

• Peter Porsch

2. Rosa Luxemburg Konferenz in Österreich

„Mit einem Mojito klingt jede Rede 
gut.“ / Foto: Nico Rudolph

Der Bundesparteitag als Symptom
Nico Rudolph blickt zurück auf den Europaparteitag in Bonn
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Wirtschaftliche Unternehmen 
der Kommunen

Die wirtschaftliche Betätigung ge-
hört zu den herkömmlichen Hand-
lungsfeldern der Kommunen. Mit der 
industriellen Entwicklung seit Ende 
des 19. Jahrhunderts veränderten sich 
die sozialräumlichen Existenzbedin-
gungen der Menschen. Es entstand die 
Notwendigkeit kommunaler Daseins-
vorsorge für die Sicherstellung ele-
mentarer Lebensbedingungen. Dazu 
gehörten anfangs in den städtischen 
Ballungsräumen insbesondere die 
Müllabfuhr, die zentrale Wasserver-
sorgung und die Abwasserbeseitigung, 
um für alle Einwohner hygienische Mi-
nimalstandards kostengünstig zu ge-
währleisten. 

Wie in den Kommunalordnungen 
anderer Bundesländer so werden auch 
in der Sächsischen Gemeindeordnung 
(SächsGemO) die Bedingungen für 
eine wirtschaftliche Betätigung der 
Kommunen definiert, insbesondere 
werden die Beschränkungen („Schran-
kentrias) benannt, denen die wirt-
schaftliche Betätigung unterworfen ist. 

Nach § 94a SächsGemO dürfen Ge-
meinden (gleiches gilt für Landkreise) 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben ein wirt-
schaftliches Unternehmen ungeach-
tet der Rechtsform nur dann errichten, 
übernehmen, unterhalten, wesentlich 
verändern oder sich daran unmittelbar 
oder mittelbar beteiligen, wenn

 � 1. der öffentliche Zweck dies recht-
fertigt,

 � 2. das Unternehmen nach Art und 
Umfang in einem angemessenen Ver-
hältnis zur Leistungsfähigkeit der Ge-
meinde und zum voraussichtlichen Be-
darf steht und

 � 3. der Zweck nicht besser und wirt-
schaftlicher durch einen privaten Drit-
ten erfüllt wird oder erfüllt werden 

kann.
In Sachsen gilt seit 2014 als zusätz-

liche, verschärfende Bedingung: Vor 
einer Entscheidung ist den jeweiligen 
wirtschafts- und berufsständischen 
Kammern der betroffenen Wirtschafts-
kreise Gelegenheit zur Stellungnahme 
zu geben. 

Der öffentliche Zweck
Die Tätigkeit kommunaler Wirt-

schaftsunternehmen, egal in welcher 
Rechtsform, muss nach § 94a Abs. 
1 SächsGemO auf den öffentlichen 
Zweck ausgerichtet sein. Öffentlicher 
Zweck heißt hier: die von den kommu-
nalen Wirtschaftsunternehmen zu er-
bringenden Leistungen haben sich im 
Rahmen kommunalen Aufgabenerfül-
lung zu bewegen, die wirtschaftliche 
Betätigung hat sich am Gemeinwohl zu 
orientieren und dem Wohl der Einwoh-
ner zu dienen. 

Wenn der öffentliche Zweck der 
wirtschaftlichen Betätigung zugrunde 
zu liegen hat, dann heißt das auch: die 
Gewinnerzielung steht dabei nicht im 
Vordergrund. Zwar darf ein kommu-
nales Wirtschaftsunternehmen auch 
Gewinne erwirtschaften, die ggf. dann 
dem kommunalen Haushalt zufließen. 
Unvereinbar mit den Aufgaben eines 
kommunalen Wirtschaftsunterneh-
mens wäre hingegen ein Geschäfts-
gebaren, das ausschließlich auf Ge-
winnerzielung ausgerichtet wäre, ohne 
jeglichen Bezug auf ein konkretes Ge-
meinwohlziel.1

In § 94a Abs. 4 SächsGemO wird da-
zu klargestellt: Wirtschaftliche Unter-
nehmen der Gemeinde sind so zu füh-
ren, dass der öffentliche Zweck erfüllt 
wird; sie sollen einen Ertrag für den 
Haushalt der Gemeinde abwerfen, so-

weit dadurch die Erfüllung des öffentli-
chen Zwecks nicht beeinträchtigt wird. 

„Kommunale Wirtschaftsunterneh-
men sind gemeinwohlgebundene und 
gemeinwohlorientierte Einrichtungen 
zur Erfüllung öffentlicher Aufga-
ben. Ein öffentlicher Zweck setzt eine 
Leistung voraus, die einen Bedarf be-
friedigt, der im öffentlichen Interes-
se der Einwohner geboten ist. Dieser 
Bedarf ist aber nicht eng auf die ,Klas-
sische Versorgung’ der Einwohner mit 
Elektrizität, Gas, Wasser usw. begrenzt 
und auch nicht auf den Bereich der Da-
seinsversorgung beschränkt. Vielmehr 
können dafür Leistungen und Liefe-
rungen für die Bedürfnisbefriedigung 
der Einwohner und der Gemeinde aus 
den verschiedensten Lebens- und Auf-
gabenbereichen in Betracht kommen. 
Allerdings ist es keineswegs Aufgabe 
der Gemeinde, im Rahmen ihrer wirt-
schaftlichen Betätigung alle individu-
ellen Bedürfnisse der Bevölkerung zu 
befriedigen. Dies ist vielmehr grund-
sätzlich die Aufgabe der Privatwirt-
schaft im System der sozialen Markt-
wirtschaft.“2

Damit der öffentliche Zweck erfüllt 
ist, muss eine Leistung über die indivi-
duelle Bedürfnisbefriedigung hinaus-
gehen und eine dem Gemeinwohl die-
nende, der Gesamteinwohnerschaft 
nützende Zielsetzung verfolgt wer-
den. Danach würde z.B. das Betreiben 
eines kommunalen Hotels, eines kom-
munalen Frisörsalons oder eines kom-
munalen Einzelhandelsunternehmens 
grundsätzlich nicht darunter fallen. 

Betätigungsfelder
Als Betätigungsfelder kommunaler 

Wirtschaftsunternehmen im Sinne des 
öffentlichen Zwecks werden u.a. ge-

nannt: 
 � die Versorgungswirtschaft (Gas, Ener-
gie, Wärme);

 � Verkehrsbetriebe (hierzu zählen auch 
Parkhäuser); 

 � Wohnungsbaugesellschaften (der Bau 
von Wohnungen „für den gehobenen 
Wohnbedarf“ zählt nicht zur Daseins-
vorsorge und fällt nicht darunter3);

 � Betriebe der Urproduktion und Verar-
beitung wie Steinbrüche, Kiesgruben, 
Sandgruben u.a.m., sofern sie ihre Pro-
dukte auch an Dritte verkaufen;

 � Bestattungsunternehmen;
 � Wirtschaftsförderungsgesellschaften 
und Technologieparks;

 � Vermittlung von Fremdenzimmern.4

Jedoch unterliegt der Begriff „öffent-
licher Zweck“ einem zeitlichen und 
gesellschaftlichen Wandel, es handelt 
sich um einen unbestimmten Rechtsbe-
griff, der einer gerichtlichen Prüfung 
unterzogen werden kann. Deshalb las-
sen sich auch keine für alle Kommunen 
einheitlichen Maßstäbe dafür festset-
zen, was denn unter den öffentlichen 
Zweck fällt. 

„Angesichts des demographischen 
Wandels, der in Verbindung mit dem 
Strukturwandel im Einzelhandel in 
peripheren Lagen ländlicher Gemein-
den zu Versorgungsengpässen führen 
kann, könnte es in Zukunft durchaus 
rechtfertigen, wenn Kommunen in Be-
reichen des Marktversagens Initiati-
ven in Richtung auf ein Basisangebot 
ergreifen. Dies muss zwar nicht zwin-
gend eine eigene wirtschaftliche Betä-
tigung bedingen (es kommen hier zu-
nächst auch Zuschüsse für Private in 
Betracht, die eine zuvor unrentable mo-
bile Versorgung sicherstellen), kann es 

Fortsetzung auf folgender Seite
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beschlossenen Haushalts finanziert.

aber im Einzelfall durchaus rechtferti-
gen, klassisch privatwirtschaftlich er-
füllte Versorgungsaufgaben in kom-
munaler Regie wahrzunehmen.“5

Leistungsfähigkeit und Bedarf
§ 94a Abs. 2 SächsGemO verlangt, 

dass Kommunen ein wirtschaftliches 
Unternehmen nur unterhalten dür-
fen, wenn das Unternehmen nach Art 
und Umfang in einem angemessenen 
Verhältnis zur Leistungsfähigkeit der 
Kommune und zum voraussichtlichen 
Bedarf steht. Selbst dann, wenn der 
öffentliche Zweck nachgewiesen wer-
den kann, darf die Gemeinde ein wirt-
schaftliches Unternehmen nicht er-
richten, erwerben oder wesentlich 
erweitern, wenn dies unwirtschaftlich 
wäre und ihre Leistungsfähigkeit über-
steigen würde. 

Diese Einschränkung der wirtschaft-
lichen Betätigung folgt aus den allge-
meinen Haushaltsgrundsätzen, insbe-
sondere dem Gebot der sparsamen und 
wirtschaftlichen Haushaltsführung 
und dem Gebot der Erforderlichkeit. 
Damit sollen die Kommunen vor Ri-
siken und Überaktivität geschützt wer-
den. Sie sollen davor bewahrt werden, 
wirtschaftliche Aktivitäten zu entfal-
ten, die ihre finanziellen Kräfte und 
Möglichkeiten übersteigen. 

Deshalb darf die Kommune Wirt-
schaftsunternehmen weder gründen 
noch sich an ihnen beteiligen, die aus 
eigener Kraft nicht unterhalten werden 
können oder deren Betrieb nur durch 
dauernd hohe Zuschüsse gedeckt wer-
den kann (z.B. Betrieb einer überdi-
mensionierten, nicht durch den Bedarf 
der Kommune gerechtfertigten Klär- 
oder Müllverbrennungsanlage). Schon 
gar nicht dürfen solche Unternehmen 
geschaffen werden, für die kein Bedarf 
besteht. 

Umfang und Ausmaß kommunaler 
wirtschaftlicher Unternehmen sind auf 
den gegebenen und künftigen Bedarf 
im örtlichen Versorgungsgebiet auszu-
richten. Dies schließt aber keinesfalls 
aus, dass ein kommunales Unterneh-
men auch Nachbargemeinden mitver-
sorgt. 

Örtlichkeitsprinzip
Das Örtlichkeitsprinzip meint, dass 

die wirtschaftliche Betätigung einer 
Kommune im wesentlichen auf die je-
weilige kommunale Gebietshoheit (Ge-
meindegebiet oder Landkreisgebiet) 
beschränkt sein soll. Die Beschrän-
kung auf das kommunale Territorium 
ist eine Konsequenz aus den ersten bei-
den Voraussetzungen der „Schranken-
trias“: 

 �Der öffentliche Zweck der wirt-
schaftlichen Betätigung der Kommu-
ne gilt in Bezug zum Gebiet der Kom-
mune. § 2 Abs. 1 SächsGemO, dass die 
Gemeinden in ihrem Gebiet im Rah-
men ihrer Leistungsfähigkeit alle öf-
fentlichen Aufgaben erfüllen. 

 �Die Begrenzung auf das kommu-
nale Territorium hat auch deshalb ei-
nen Sinn, weil nach § 94a Abs. 1 Zif-
fer 2 das wirtschaftliche Unternehmen 
nach Art und Umfang in einem ange-
messenen Verhältnis zur Leistungsfä-
higkeit der Gemeinde und zum voraus-
sichtlichen Bedarf zu stehen hat. 

Jedoch muss „aus der territorialen 
Definition der Einwohnerschaft… kei-
ne strikte kartographische Grenze für 
die kommunalwirtschaftliche Betä-

tigung abgeleitet werden. Denn die 
Bedürfnisse der ,örtlichen Gemein-
schaft’ enden angesichts der vielfäl-
tigen Verflechtungen – vor allem in 
Ballungsräumen – typischerweise 
nicht an Gemarkungsgrenzen. In die-
sem Sinne ist beispielsweise die über-
örtliche (regionale) Versorgung des 
Umlands von Großstädten durch de-
ren Stadtwerke seit jeher unbeanstan-
dete kommunale Praxis. Gleiches gilt 
für Dienstleitungen des ÖPNV. Die 
sozioökonomische Verflechtung von 
größeren Kommunen und ihrem Um-
land wird im Übrigen durch die lan-
desplanerische Konzeption Zentraler 
Orte (§ 3 Abs. 2 SächsLPlG6) in dem 
als Rechtsverordnung ergehenden Lan-
desentwicklungsplan bestätigt. Die 
Geschäftstätigkeit kommunaler Un-
ternehmen ist aber auch in dieser hi-
storisch-funktionalen Sicht als zweck-
gebundene Wahrnehmung örtlich 
legitimierter öffentlicher Aufgaben 
auf das Gemeindegebiet und das damit 
vernetzte Umland beschränkt.“7

Wenn Stadtwerke und andere kom-
munale Unternehmen seit geraumer 
Zeit weit über die Grenzen ihrer Mut-
terkommune hinaus, ja sogar an aus-
ländischen Unternehmen beteiligt 
waren, dann vollzogen sich derartige 
Aktivitäten in einer rechtlichen Grau-
zone.8

Wirtschaftliche Betätigung einer Ge-
meinde, wenn sie denn über das Ge-
meindegebiet hinausgeht, muss immer 
auch einen gemeindespezifischen ört-
lichen Bezug beibehalten. „Eine stadtei-
gene Gesellschaft in Nordrhein-Westfa-
len beispielsweise, die zu dem Zweck 
der Stadtentwicklung in den neuen Bun-
desländern oder zu einer bundesweiten 
thermischen Abfallverwertung gegrün-
det würde, wäre danach verfassungs-
rechtlich nicht zulässig, weil ihr Wir-
kungsbereich das Gebiet dieser Stadt 
überschreiten würde.“9 

Auch ein Beispiel aus den späten 
1990er Jahren, als die Liberalisie-
rung kommunaler Dienstleistungen in 
Mode kam, fällt unter diese „verfas-
sungsrechtlich nicht zulässige“ Kate-
gorie: wo die Stadtwerke X einer thü-
ringischen Stadt Y auf die Idee kamen, 
ein Krematorium in einer ungarischen 
Stadt Z zu betreiben. 

Da der liberalisierte europäische En-
ergiemarkt keine geographisch abge-
grenzten Versorgungsgebiete mehr 
kennt, wurde hier eine gesetzliche An-
passung des Örtlichkeitsprinzips vor-
genommen. Deshalb wurde 2015 in § 
94a SächsGemO in Abs. 5 der Passus 
aufgenommen: Die Betätigung außer-
halb des Gemeindegebiets in den Be-
reichen der Strom-, Gas- und Wär-
meversorgung dient einem öffentlichen 

Zweck und ist zulässig, wenn sie nach 
Art und Umfang in einem angemes-
senen Verhältnis zur Leistungsfähig-
keit der Gemeinde steht.

„Eine durch das Kommunalrecht be-
dingte Marktbeschränkung auf das 
Gemeindegebiet würde die kommu-
nalen Unternehmen im Wettbewerb 
mit überregional tätigen Versorgern im 
eigenen Kundengebiet jedoch benach-
teiligen, da sie den Verlust von Kunden 
nicht durch die – für die Kapazitäts-
auslastung und die Refinanzierung der 
Investitionen unabdingbare – Akqui-
sition neuer Kunden außerhalb des Ge-
meindegebietes ausgleichen könnten. 
Eine solche Benachteiligung gegen-
über Konkurrenten im Energiebereich 
verstieße jedoch gegen das ausdrück-
liche Gleichbehandlungsgebot in Art. 3 
Abs. 1 der (höherrangigen) EU-Richt-
linien, wonach die Mitgliedstaaten ver-
pflichtet sind, bei der Errichtung eines 
wettbewerbsorientierten Elektrizitäts-
binnenmarktes ,allen Unternehmen die 
gleiche Behandlung’ zuteil werden zu 
lassen… Der notwendige ,örtliche Be-
zug’ kommunalwirtschaftlicher Tätig-
keit geht bei europarechtskonformer 
Auslegung daher auch in diesen Fäl-
len nicht verloren und… stehen einer 
Gebietsüberschreitung im Bereich der 
Energieversorgung somit nicht entge-
gen, wenn sie erforderlich ist, um die 
Chancengleichheit gegenüber privaten 
Mitbewerbern herzustellen, um die 
Versorgung der Gemeindeeinwohner 
weiterhin sicherstellen zu können.“10

Subsidiaritätsklausel
Die Subsidiaritätsklausel (auch 

Funktionssperre genannt) besagt nach 
§ 94 Abs. 1 Ziffer 3, dass die Kommu-
ne ein Wirtschaftsunternehmen nur 
betreiben darf, wenn der Zweck des 
Unternehmens nicht besser und wirt-
schaftlicher durch einen privaten Drit-
ten erfüllt wird oder erfüllt werden 
kann. 

Als Kriterien dafür, ob die Voraus-
setzungen für die Anwendung die Sub-
sidiaritätsklausel gegeben sind, werden 
insbesondere genannt: die Zuverlässig-
keit privater Wettbewerber, die gleich-
mäßige Versorgung der Einwohner, 
das soziale Bedürfnis der Leistungs-
empfänger, die Wirtschaftlichkeit der 
Betriebsführung sowie die Qualitäts-
merkmale der Leistung.11

Mit der Liberalisierung kommunaler 
Dienstleistungen und dem Wegfall der 
Gebietsmonopole verschärften sich 
die strukturellen Bedingungen für die 
wirtschaftliche Betätigung der Kom-
munen. Die kommunalen Wirtschafts-
unternehmen waren jetzt zunehmend 
privater Konkurrenz ausgesetzt und 
reagierten ihrerseits darauf, indem sie 

neue Geschäftsfelder mit innovativen 
Angebotsstrategien zu erschließen ver-
suchten, auf denen auch schon die Pri-
vatwirtschaft tätig war. Dies wiederum 
verschärfte das Spannungsverhältnis 
zwischen kommunalen Unternehmen 
und privater Erwerbswirtschaft. 

Daraufhin wurden vor allem mittel-
ständische Interessenverbände aktiv 
und es gelang ihnen, „auf politischer 
Ebene Subsidiaritätsklauseln zu La-
sten der Kommunen durchzusetzen“12, 
womit die Interessen von Handwerk 
und Mittelstand gestärkt wurden. 

In Sachsen wurde erstmals in die 
ab 28. Dezember 1996 geltende Fas-
sung der SächsGemO eine Subsidiari-
tätsklausel aufgenommen und ab 2014 
weiter verschärft mit der Bestimmung, 
dass vor einer Entscheidung den je-
weiligen wirtschafts- und berufsstän-
dischen Kammern der betroffenen 
Wirtschaftskreise Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben ist. Der Säch-
sische Städte- und Gemeindetag hat 
in „seiner Stellungnahme die Einfüh-
rung des Anhörungsrechts nachdrück-
lich und überzeugend abgelehnt. Zu 
Recht wies er darauf hin, dass das An-
hörungsverfahren die Gründungspro-
zesse und anstehende Entscheidungen 
verzögern und die Auseinanderset-
zung vor Ort nicht versachlichen wird. 
In Wettbewerbssparten, in denen kom-
munale Unternehmen tätig sind, sei das 
evident. Entscheidend sei aber, dass die 
Vertreter des örtlichen Handwerks und 
der mittelständischen Wirtschaft – wie 
andere Bevölkerungsgruppen auch – 
Mitglied im Gemeinderat sind und so 
direkt ihre Interessen geltend machen 
könnten. Dass die SächsGemO einigen 
Interessenverbänden besondere Rechte 
einräumt, sei nicht einsichtig… (weil) 
es die Kammern und Berufsverbände 
generell als ihre Aufgabe ansehen, in 
jedem Fall für den Vorrang der Privat-
wirtschaft zu votieren.“13

Mit der Subsidiaritätsklausel soll er-
reicht werden, dass eine Kommune 
nicht nachfreiem Ermessen entschei-
den darf, ob sie eine Aufgabe der ört-
lichen Daseinsvorsorge durch eigene 
wirtschaftliche Betätigung ausführt 
oder das der Privatwirtschaft überlässt. 
Die Subsidiaritätsklausel nach der 
SächsGemO „verlangt einen Verzicht 
auf eigene Wahrnehmung nur dann, 
wenn ein Dritter diese Aufgabe besser 
und wirtschaftlicher erfüllen kann als 
die Gemeinde selbst, sei es mit einem 
eigenen Unternehmen oder mit einer 
Beteiligung an einem rechtlich selbst-

Fortsetzung auf Seite 3
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ständigen wirtschaftlichen Unterneh-
men. Wenn die Gemeinde diese Auf-
gabe gleich gut und in gleicher Weise 
wirtschaftlich leisten kann, darf sie 
die Aufgabe in eigener Regie wahr-
nehmen. Die ,bessere’ Erfüllung des 
Zwecks bezieht sich auf die ,Güte’, also 
auf Zuverlässigkeit sowie auf die dau-
erhafte und nachhaltige Sicherung des 
öffentlichen Zwecks.“14

Nichtwirtschaftliche 
Unternehmen

Ausgenommen von den Bestim-
mungen für kommunale Wirtschafts-
unternehmen und damit auch von den 
Beschränkungen, denen diese unter-
worfen sind, werden nach § 94a Abs. 
3 SächsGemO folgende Unternehmen 
oder Einrichtungen: 

 � 1. Unternehmen, die Aufgaben 
wahrnehmen, zu denen die Gemeinde 
verpflichtet ist,

 � 2. Einrichtungen des Unterrichts-, 
Erziehungs- und Bildungswesens, der 
Kunstpflege, der körperlichen Ertüch-
tigung, der Gesundheits- und Wohl-
fahrtspflege und

 � 3. Hilfsbetriebe, die ausschließlich 
zur Deckung des Eigenbedarfs der Ge-
meinde dienen.

Sie gelten nicht als „wirtschaftliche 
Unternehmen“ im Sinne des Gesetzes. 

Zu den nichtwirtschaftlichen Un-
ternehmen, bei denen die Kommune 
Pflichtaufgaben wahrnimmt, gehören 
u.a. die Wasserversorgung, die Ab-
wasserbeseitigung, die Entsorgung von 
Siedlungsabfällen, die Krankenversor-
gung, die Unterhaltung von Friedhö-
fen. 

Zu den Hilfsbetrieben, die aus-
schließlich der Eigenbedarfsdeckung 
der Kommune dienen, gehören u.a. 
Druckereien, Bauhöfe und kommunale 
Betriebe zur Grünflächenpflege.

AG
—

1 Vgl. Kommunale Selbstverwaltung, 
Autoren: Vogelsang, Lübking, Ulbrich; 
3. überarb. Aufl., E. Schmidt Verlag 
2005, S. 233. 
2 Gemeindeordnung für den Freistaat 

Sachsen. Ergänzbarer Kommentar…, G 
§ 94a, Randnummer (Rn) 66.
3 Urteil des VGH Baden-Württemberg 

vom 5.11.2014.
4 Vgl. Gemeindeordnung für den Frei-

staat Sachsen. Ergänzbarer Kommen-
tar…, G § 94a, Rn 15ff. 
5 Sächsische Gemeindeordnung. Kom-

mentar, Hrsg.: Binus/Sponer/Koolman, 
Kommunal- und Schulverlag 2016, S. 
291.
6 Sächsisches Landesplanungsgesetz.
7 Sächsische Gemeindeordnung. Kom-

mentar, Hrsg.: Binus/Sponer/Koolman, 
Kommunal- und Schulverlag 2016, S. 
294.
8 Vgl. ebenda. 
9 Kommunale Selbstverwaltung…, 3. 

überarb. Aufl., E. Schmidt Verlag 2005, 
S. 241. 
10 Sächsische Gemeindeordnung. Kom-

mentar, Hrsg.: Binus/Sponer/Koolman, 
Kommunal- und Schulverlag 2016, S. 
295. 
11 Vgl. Kommunale Selbstverwaltung…, 

3. überarb. Aufl., E. Schmidt Verlag 
2005, S. 238. 
12 Gemeindeordnung für den Freistaat 

Sachsen. Ergänzbarer Kommentar…, G 
§ 94a, Rn 93.
13 Ebenda, G § 94a, Rn 101.
14 Ebenda, G § 94a, Rn 96f. 

Fortsetzung von Seite 2

Wirtschaftliche 
Unternehmen ...

Notfallrettungsdienstleistungen ohne Vergaberecht
Die Regelungen über die öffentliche 
Auftragsvergabe gelten nicht für die 
Dienstleistung des Transports von 
Patienten im Notfall durch gemein-
nützige Organisationen oder Verei-
nigungen
PRESSEMITTEILUNG Nr. 38/19 des 
Gerichtshof der Europäischen Union 
(EuGH) vom 21. März 2019. Urteil in 
der Rechtssache C-465/17.
Die Stadt Solingen (Deutschland) hat, 
nachdem sie mehrere Hilfsorganisa-
tionen zur Abgabe eines Angebots 
aufgefordert hatte, im Jahr 2016 ei-
nen Auftrag über Rettungsdienstlei-

stungen für die Dauer von fünf Jahren 
an zwei dieser Vereinigungen verge-
ben. Der Auftrag betraf insbesonde-
re die Betreuung und Versorgung von 
Notfallpatienten durch Rettungsassi-
stenten, unterstützt durch einen Ret-
tungssanitäter, sowie den Einsatz im 
Krankentransport mit der Hauptaufga-
be der Betreuung und Versorgung von 
Patienten durch einen Rettungssanitä-
ter, unterstützt durch einen Rettungs-
helfer (letzterer im Folgenden: qualifi-
zierter Krankentransport).
Das Unternehmen Falck Rettungs-
dienste und die Falck A/S-Gruppe, zu 

der Falck Rettungsdienste gehört (im 
Folgenden gemeinsam: Falck), riefen 
deutsche Gerichte an, um festzustel-
len zu lassen, dass diese Vergabe man-
gels vorheriger Veröffentlichung einer 
Auftragsbekanntmachung im Amts-
blatt der Europäischen Union (im Fol-
genden: Amtsblatt) nach den allgemei-
nen Regelungen der Richtlinie über die 
öffentliche Auftragsvergabe rechts-
widrig sei.
In diesem Kontext fragt das Oberlan-
desgericht Düsseldorf (Deutschland) 
den Gerichtshof, ob diese Aufträge un-
ter den Begriff „Dienstleistungen der 
Gefahrenabwehr“ fallen, die gemäß 
Art. 10 Buchst. h der Richtlinie 2014/24 
vom Geltungsbereich der klassischen 
Regelungen über die Vergabe öffent-
licher Aufträge ausgeschlossen sind, 
sofern sie bestimmten CPV (Common 
Procurement Vocabulary [Gemein-
sames Vokabular für öffentliche Auf-
träge]) – Codes entsprechen und von 
gemeinnützigen Organisationen oder 
Vereinigungen erbracht werden. Un-
ter Umständen fielen diese Dienstlei-
stungen unter den Begriff „Einsatz von 
Krankenwagen zur Patientenbeförde-
rung“, für die ein vereinfachtes Verga-
beverfahren gelte. Zudem möchte das 
Oberlandesgericht wissen, wie der Be-
griff „gemeinnützige Organisationen 
oder Vereinigungen“ auszulegen ist.
In seinem Urteil stellt der Gerichtshof 
fest, dass nach Art. 10 Buchst. h der 
Richtlinie die klassischen Regelungen 
über die öffentliche Auftragsvergabe 
einschließlich der Verpflichtung zur 
Veröffentlichung einer Bekanntma-
chung im Amtsblatt nicht für öffent-
liche Aufträge gelten, die den Kata-
strophenschutz, den Zivilschutz oder 
die Gefahrenabwehr betreffen, wenn 
die doppelte Bedingung eingehalten 
wird, dass sie unter bestimmte CPV-
Codes fallen (hier der Code für „Ret-
tungsdienste“ oder für den „Einsatz 
von Krankenwagen“) und von gemein-
nützigen Organisationen oder Ver-
einigungen erbracht werden. Diese 
Ausnahme von der Geltung der Rege-
lungen über die öffentliche Auftrags-
vergabe enthält jedoch insofern ei-
ne Ausnahme von der Ausnahme, als 
dass sie nicht für den Einsatz von Kran-
kenwagen zur Patientenbeförderung 
gilt, für die die vereinfachten Beschaf-
fungsregelungen gelten.
Der Gerichtshof weist darauf hin, dass 
es sich bei der Betreuung und Versor-
gung von Notfallpatienten in einem 
Rettungswagen durch einen Rettung-
sassistenten/Rettungssanitäter und 
beim qualifizierten Krankentransport 
weder um „Dienstleistungen des Kata-
strophenschutzes“ noch um „Dienst-
leistungen des Zivilschutzes“ handelt, 
sondern um „Gefahrenabwehr“. Aus 
der wörtlichen und aus der systema-
tischen Auslegung der Richtlinie ergibt 
sich nämlich, dass die „Gefahrenab-
wehr“ sowohl Gefahren für die Allge-
meinheit als auch Gefahren für Einzel-
personen betrifft.
Des Weiteren gilt die zugunsten von 
Dienstleistungen der Gefahrenab-
wehr bestimmte Ausnahme von den 
Regelungen über die öffentliche Auf-
tragsvergabe nur für bestimmte Not-
falldienste, die von gemeinnützigen 
Organisationen oder Vereinigungen 

erbracht werden, und darf nicht über 
das unbedingt notwendige Maß hinaus 
ausgeweitet werden. Die Nichtan-
wendbarkeit der Regelungen über die 
öffentliche Auftragsvergabe ist somit 
untrennbar mit dem Vorhandensein 
eines Notfalldienstes verknüpft.
Der Gerichtshof stellt fest, dass die 
Betreuung und Versorgung von Not-
fallpatienten, die außerdem in einem 
Rettungswagen durch einen Rettung-
sassistenten/Rettungssanitäter ge-
leistet wird, unter den CPV-Code fällt, 
der „Rettungsdiensten“ entspricht. 
Der qualifizierte Krankentransport fällt 
hingegen nur dann unter den Code, 
der dem „Einsatz von Krankenwagen“ 
entspricht, wenn zumindest potenziell 
ein Notfall vorliegt, d. h. wenn ein Pa-
tient befördert werden muss, bei dem 
das – objektiv zu beurteilende – Risiko 
besteht, dass sich sein Gesundheits-
zustand während des Transports ver-
schlechtert. Dieses Risiko bringt mit 
sich, dass der Transport von ordnungs-
gemäß in erster Hilfe geschultem Per-
sonal durchgeführt werden muss. 
Unter diesen Umständen finden die all-
gemeinen Regelungen über die öffent-
liche Auftragsvergabe (einschließlich 
der Verpflichtung zur vorherigen Veröf-
fentlichung einer Bekanntmachung mit 
Amtsblatt) keine Anwendung, sofern 
diese Dienstleistungen von gemein-
nützigen Organisationen oder Vereini-
gungen erbracht werden.
Schließlich stellt der Gerichtshof fest, 
dass gemeinnützige Organisationen 
oder Vereinigungen, deren Ziel in der 
Erfüllung sozialer Aufgaben besteht, 
die nicht erwerbswirtschaftlich tätig 
sind und die etwaigen Gewinne reinve-
stieren, um ihr Ziel zu erreichen, unter 
den Begriff „gemeinnützige Organisa-
tionen oder Vereinigungen“ im Sinne 
der Richtlinie fallen. Folglich steht 
die Richtlinie einer nationalen Rege-
lung entgegen, wonach anerkannte 
Hilfsorganisationen wie Zivil- und Ka-
tastrophenschutzorganisationen als 
„gemeinnützige Organisationen oder 
Vereinigungen“ gelten, ohne dass die 
Anerkennung als Hilfsorganisation im 
nationalen Recht davon abhängt, dass 
keine Gewinnerzielungsabsicht vor-
liegt.
HINWEIS: Im Wege eines Vorabent-
scheidungsersuchens können die Ge-
richte der Mitgliedstaaten in einem bei 
ihnen anhängigen Rechtsstreit dem 
Gerichtshof Fragen nach der Ausle-
gung des Unionsrechts oder nach der 
Gültigkeit einer Handlung der Union 
vorlegen. Der Gerichtshof entscheidet 
nicht über den nationalen Rechtsstreit. 
Es ist Sache des nationalen Gerichts, 
über die Rechtssache im Einklang mit 
der Entscheidung des Gerichtshofs zu 
entscheiden. Diese Entscheidung des 
Gerichtshofs bindet in gleicher Wei-
se andere nationale Gerichte, die mit 
einem ähnlichen Problem befasst wer-
den.
(https://curia.europa.eu/jcms/jcms/
Jo2_7052/de/)
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Vorschau
Tagesseminar: Gewählt – was nun?

Die Stimmen sind ausgezählt, dass Ergebnis wurde verkündet, die Zusam-
mensetzung des neuen Gemeinderats steht fest. Du bist frisch gewählt, hast 
den Kopf voller Ideen und willst dich gleich mit Tatendrang in die Ratsarbeit 
stürzen. Aber wie genau anfangen, was wird gebraucht und wo ist noch gleich 
der Ratssaal?! „Gewählt – was nun?“ hilft dir weiter. 
In diesem Seminar bringen wir euch die Grundlagen bei, die ihr in den er-
sten Sitzungen des Gemeinderats braucht. Ganz konkret widmen wir uns der 
Vorbereitung und dem Ablauf der sogenannten konstituierenden Sitzung: Die 
erste Sitzung des neugewählten Gemeinderates, in der wichtige Entscheidung 
für die kommende Legislatur getroffen werden. Dazu gehören die Bildung 
einer Fraktion und die Besetzung von als auch die Arbeit in Aufsichtsräten, 
Ausschüssen und Beiräten.
Darüber hinaus lernt ihr eure grundlegenden Rechte und Pflichten im kom-
munalen Mandat kennen. Hierfür schauen wir gemeinsam in die Sächsische 
Gemeindeordnung und erarbeiten mit euch, was eine Hauptsatzung ist und 
was eine Geschäftsordnung ausmacht. 
Nicht zuletzt geht es bei Gewählt – was nun? um eure Vernetzung. Lernt euch 
kennen, bleibt in Kontakt, tauscht eure Erfahrungen aus und stützt euch auf-
einander. Das KFS wird euch mit seinen über 25 Jahren an Wissen und Kom-
petenz immer zur Seite stehen.
Gehen wir es gemeinsam an!

Teilnahmebeitrag: 10 Euro, ermäßigt 5 Euro
Ermäßigung für KFS-Mitglieder und ALG-Empfänger, Auszubildende etc. 
Teilnahmebeitrag inklusive alkoholfreien Tagungsgetränken und Handbuch.

Termine und Veranstaltungsorte

Sonnabend, 15. Juni 2019, 10:00 - 18:00
 � Haus für Viele(s), Dresdner Straße 13, 01662 Meißen
 � Villa Rosental, Humboldtstraße 1, 04105 Leipzig

Sonntag, 16. Juni 2019, 10:00 - 18:00
 � Kreativcafé „All In“, Rosenhof 14, 09111 Chemnitz

Sonnabend, 29. Juni 2019, 10:00 - 18:00
 � Jugendherberge „Altstadt“, Peterstraße 15, 02826 Görlitz
 � Multifunktionsraum „Am Schulplatz, Schulplatz 1, 08371 Glauchau

Sonntag, 30. Juni 2019, 10:00 - 18:00
 � Volkshochschule, Macherstraße 144A, 01917 Kamenz
 � Gewerkschaftshaus, Schützenplatz 14, 01067 Dresden

Der Weltwasserstag am 22. März 
stand unter dem Motto „Leaving no 
one behind – water and sanitation for 
all“ – „Niemand zurücklassen – Was-
ser und Sanitärversorgung für alle“. 
Die UN-Nachhaltigkeitsziele zum Was-
ser werden in Deutschland vor allem 
durch die Wasserwirtschaft in öffent-
licher Hand in den Strukturen der kom-
munalen Daseinsvorsorge gesichert. 
Mit vielfältigen Maßnahmen trägt die 
öffentliche Wasserwirtschaft zur Ver-
besserung der Gewässer- bzw. Was-
serqualität bei und engagiert sich für 
den nachhaltigen Ressourcenschutz. 
Sie orientiert sich am Gemeinwohl 
und nicht an einer „Gewinnmaximie-
rung“, von der nur wenige profitieren. 
Damit stärkt die Wasserwirtschaft als 
Teil der kommunalen Daseinsvorsorge 
die Schaffung gleichwertiger Lebens-
verhältnisse. Sie lässt bewusst nie-
manden zurück und denkt in nachhal-
tigen Konzepten.

Vorsorge- und Verursacherprinzip 
stärken
AöW-Vizepräsident Baas forderte an-
lässlich des Weltwassertags ein klares 
Bekenntnis der deutschen Politik zur 
kommunalen Wasserwirtschaft. Ber-
lin müsse den nachhaltigen Schutz der 
Ressource stärker in den Blick nehmen 
und das Verursacherprinzip dabei nati-
onal wie international stärken. Man ha-
be erste Initiativen gesehen, doch aus 
Sicht der Wasserwirtschaft greife das 
bislang noch zu kurz, so Baas. „Wenn 
wir wirklich wollen, dass alle von einer 
sicheren, guten und günstigen Trink-
wasserversorgung und Abwasserent-
sorgung, wie sie die Wasserwirtschaft 
in öffentlicher Hand vertritt, profitie-
ren sollen, dann muss Deutschland 
sich auch international deutlich dazu 
bekennen. Sie muss eine Vorreiterrolle 
bei der Unterstützung der öffentlichen 
Wasserwirtschaft einnehmen.“
Mit Blick auf die Entwicklungen der 
letzten Jahre, gerade auch mit Blick 
auf die anthropogenen Spurenstoffe, 
ergänzte Baas: „Die konsequente Be-
rücksichtigung des Vorsorge- und Ver-
ursacherprinzips zur Vermeidung von 
Gewässerbelastungen muss noch stär-
ker in den politischen Fokus gerückt 
werden. Das haben wir auch gegen-
über den Kandidierenden zur Europa-

wahl 2019 betont.“ Zukünftig müssten 
nicht nur die Verbraucher, sprich die 
Wasserkunden, sondern die anderen 
Akteure von Herstellern über Händler 
bis zur Landwirtschaft ihren fairen Bei-
trag zur Verbesserung der Gewässer-
qualität leisten. Das würde das Verur-
sacherprinzip stärken und einen ganz 
entscheidenden Baustein dafür bilden, 
eine sichere, gute und günstige Trink-
wasserversorgung und Abwasserent-
sorgung für alle Bürger zu erhalten. 
„Die Wasserwirtschaft in öffentlicher 
Hand wird ihren Beitrag auch in Zu-
kunft dazu leisten. Denn sie agiert ver-
lässlich und nachhaltig. Sie erfüllt be-
reits seit langem das UN-Motto, denn 
sie lässt niemanden zurück. Das er-
warten wir auch von den politischen 
Entscheidern in Berlin und Brüssel“, 
bekräftigte AöW-Vizepräsident Baas.

Weltwassertag soll Bewusstsein 
schaffen 
Die Vereinten Nationen haben den 22. 
März zum Weltwassertag erkoren und 
legen jedes Jahr ein Schwerpunktthe-
ma fest. Die Weltwassertage sollen da-
zu genutzt werden, insbesondere die 
breite Öffentlichkeit auf die globalen 
Zielsetzungen und ihre lokale Bedeu-
tung sowie auf die Herausforderungen 
der Umsetzung dieser Ziele aufmerk-
sam zu machen.A
(AöW, 21.03.2019, https://aoew.de/
pages/presse/pressemitteilungen.
php)

Wasser für alle

Die Digitalisierung der deutschen 
Verwaltung schreitet nicht so schnell 
voran wie erhofft. Der Deutsche Land-
kreistag (DLT) hatte sich anlässlich der 
Sitzung des Digitalrats am 28. März 
2019 unter Leitung der Bundeskanzle-
rin dafür ausgesprochen, die Voraus-
setzungen für eine Verwaltungsdigita-
lisierung rascher zu schaffen. Präsident 
Landrat Reinhard Sager sagte: „Nach 
wie vor sind nicht alle Kernelemente 
des Portalverbundes geklärt, der künf-
tig eine elektronische Verwaltung er-
möglichen soll. Ohne einen solchen 
Rahmen für die IT-Architektur zwi-
schen Bund, Ländern und Kommunen 
kann die Digitalisierung nicht wirklich 
Fahrt aufnehmen. Zudem brauchen wir 
einen echten Modernisierungsschub in 
der Verwaltung, der eine durchgängige 
elektronische Bearbeitung vom Antrag 

über das Verfahren bis zum Bescheid 
ermöglicht. Das erfordert eine stärkere 
Berücksichtigung kommunaler Belan-
ge.“

575 Verwaltungsleistungen sollen 
bis 2022 online zur Verfügung stehen. 
Nach Aussage des DLT-Präsidenten sei 
dies allein in Anbetracht der bislang 
abgelaufenen Zeit eine sehr ambitio-
nierte Aufgabe: „Die gemeinsame Ent-
wicklung von Online-Verwaltungslei-
stungen im Rahmen des sogenannten 
Digitalisierungsprogramms schreitet 
nur langsam voran. Die dafür einge-
richteten Digitalisierungslabore sollten 
daher zu einem dauerhaften Instru-
ment zwischen Bund, Ländern und 
Kommunen ausgebaut werden, um die 
Umsetzung der Online-Prozesse zu be-
gleiten.“

Vor allem aber sei es bislang noch 
nicht gelungen, sich im IT-Planungsrat 
auf eine einheitliche Basisinfrastruk-
tur für den Portalverbund zu einigen. 

„Die Kommunen bauen derzeit eigene 
Bürgerportale aus und integrieren die-
se in Zusammenarbeit mit den Ländern 
in die Länderportale. Wir befürchten 
erneut viele landesspezifische Einzel-
lösungen.“ Notwendig sei aber mehr 
Standardisierung, damit Online-An-
wendungen mit den bestehenden „da-
hinter liegenden“ Verfahren auf kom-
munaler Ebene zusammen passen und 
man nicht überall das Rad neu erfinden 
müsse.

Außerdem sei eine schlanke Daten-
austauschstruktur im Portalverbund 
grundlegend. „Die über Behörden hin-
weg zu bewältigenden Datenmengen 
sind derart umfangreich, dass schlan-
ke Verlinkungslösungen in einem ech-
ten Verbund von Länder- und Kom-
munalportalen einem sonst de facto 
entstehenden zentralen Datensamm-
lungsdienst auf Bundesebene vorzu-
ziehen sind. Eine dezentrale Daten-
haltung ist stabiler, ausfallsicherer und 
datenschutzkonformer als zentrale Da-
tenformate.“

Mit Blick auf die Alltagstauglichkeit 
komme es laut Sager zudem sehr grund-
legend darauf an, benutzerfreundliche 
und rechtssichere Wege zum Nach-
weis der Identität zu finden. „Das ist 
eine große Hürde für die Akzeptanz 
bestehender digitaler Verwaltungsan-
gebote. E-Government in Deutschland 
wird mit dem höchsten Vertrauensstan-
dard über den neuen Personalausweis 

(nPA) nur funktionieren, wenn die-
ser mobil und ohne Lesegerät über das 
Smartphone als App-Lösung verwen-
det werden kann. Alles andere werden 
die Bürger als zu kompliziert und nicht 
zeitgemäß ablehnen.“

Um Bürger und Unternehmen zu ent-
lasten, müsse es schließlich möglich 
werden, bei der öffentlichen Hand ein-
mal vorhandene Daten flächendeckend 
zu nutzen. „Der Bund sollte jetzt zü-
gig die rechtlichen und technischen 
Voraussetzungen für das ‚Once-On-
ly‘-Prinzip schaffen. Danach sind die 
Behörden verpflichtet, auf vorhan-
dene Daten des Betroffenen aus elek-
tronischen Registern zurückzugreifen. 
Nicht mehr der Bürger oder das Un-
ternehmen sollten Geburtsurkunden, 
Meldenachweise oder Handelsregi-
stereinträge vorlegen müssen, sondern 
diese sollten – wenn vom Antragsteller 
gewünscht – von der jeweiligen Behör-
de direkt in einem elektronischen Re-
gister abgefragt werden.“ Der DLT un-
terstütze daher die Überlegungen des 
Bundes, einen Kerndatensatz pro Per-
son zu schaffen. „Wir können uns ei-
ne grundsätzliche Ausrichtung an dem 
österreichischen Modell mit bereichs-
spezifischen Personenkennziffern 
vorstellen“, so der DLT-Präsident ab-
schließend.
Pressemitteilung vom 28. März 2019
(http://www.landkreistag.de/pressefo-

rum.html)

Digitale Verwaltung 
kommt zu langsam voran



Liebe Leserinnen  
und Leser,
 
vor einigen Wochen sorgte eine Studie 
für Wirbel: Wissenschaftler vom Leibniz-
Institut für Wirtschaftsforschung in Halle 
meinten, dass die Wirtschaft bei uns 
im Osten weniger produktiv sei als die 
westdeutsche. Sie empfahlen, Förder-
mittel auf Ballungszentren zu konzentrie-
ren. Das wurde als Plädoyer verstanden, 
bestimmte Regionen de facto aufzuge-
ben. Seitdem haben sich die – notwendi-
gen – Debatten über das Verhältnis von 
Stadt und Land verschärft.

CDU und SPD haben sich im Landtag 
energisch dagegen ausgesprochen, 
Regionen abzuhängen. Dazu veranstal-
teten sie im März-Plenum sogar eine 
Aktuelle Debatte. Wir sehen das auch 
so – allerdings habe ich mir erlaubt, 
darauf hinzuweisen, dass die Regierung 
jahrelang genau das gemacht hat, 
wogegen sie sich jetzt verwahrt: auf 
Leuchttürme zu setzen. Drei Jahrzehnte 
lang ließ man die Menschen der Arbeit 
hinterherziehen und die Infrastruktur 
ausbluten – Kitas und Schulen schlos-
sen, Buslinien entfielen. Die Aufregung 
der Koalition ist nichts weiter als 
Wahlkampf. Die gigantische Projektli-
ste, die nun im Rahmen des Lausitzer 
Strukturwandel-Prozesses präsentiert 
wird, zeigt die jahrzehntelange Vernach-
lässigung. Allein hundert Infrastruktur-
Vorhaben sind da aufgelistet.

Für uns gehört es zur Lebensqualität, 
dass man nicht Stunden lang auf einen 
Bus warten muss, dass die Kinder keine 
ewig langen Kita- und Schulwege haben, 
dass eine Ärztin in der Nähe ist und die 
Kommunen genug Geld haben, über 
dessen Verwendung sie frei entscheiden 
können. Was vor Ort gebraucht wird, 
weiß man dort besser als in den Dresd-
ner Ministerien. Doch das ist mit dieser 
Regierung nicht zu machen.

 

Rico Gebhardt 
Fraktionsvorsitzender

In der Lausitz wird kaum noch Gra-
nit abgebaut. Früher hatte die Bran-
che tausende Beschäftige, heute sind 
es weniger als 30 – denn Granit wird 
importiert, vorwiegend aus Polen und 
China. Dort gibt es niedrigere Löhne 
und weniger Sicherheitsvorkehrun-
gen. Und der Preis gibt den Ausschlag, 
wenn die öffentliche Hand Aufträge 
erteilt. Da ist es Nebensache, dass 
Granit mit dem Schiff aus Asien heran-
geschafft wird – mit schlimmen Folgen 
fürs Klima.

So etwas ließe sich vermeiden, wenn 
der Staat seine Vergabeentscheidun-
gen nicht länger allein am Preis ori-
entierte. Dafür wäre ein modernes 
Vergabegesetz notwendig. CDU und 
SPD vereinbarten 2014, bis spätes-
tens 2017 „ein modernes Vergabege-
setz“ zu schaffen. Passiert ist nichts, 
obwohl die Regularien, nach denen 
öffentliche Aufträge vergeben wer-
den, dringend modernisiert werden 
müssen. Deshalb hat die Linksfraktion 
gemeinsam mit den Gewerkschaften, 
dem Bündnis „Sachsen Kauft Fair“ und 
dem BUND ein sozial-ökologisches 
Vergabegesetz entworfen (Drucksa-
che 6/13914). Im März haben CDU, 
SPD und AfD es abgeschmettert.

Damit haben sie die Chance vertan, 
diejenigen – vor allem mittelständi-
schen – Betriebe zu unterstützen, die 
gute Arbeit leisten, ihre Beschäftigten 
anständig behandeln und nachhal-
tig wirtschaften. In Sachsen gibt der 
Staat jährlich mindestens eine Milli-
arde Euro für Lieferungen, Dienstleis-
tungen und Bauarbeiten aus. Bisher 
werden über 90 Prozent der öffentli-
chen Aufträge direkt vergeben, ohne 
fairen Wettbewerb. Daran wird sich 
vorerst leider nichts ändern. 

Dabei könnte das Vergaberecht ein 
Druckmittel für höhere Einkommen 
sein. Sachsen ist ein Niedriglohn-
land. „Das haben die CDU-geführten 
Regierungen lange als Standortvor-
teil gepriesen. Aber für die Menschen 
ist es ein Lebensnachteil“, so der 
gewerkschaftspolitische Spre-
cher der Linkfraktion, Klaus 
Tischendorf. Im Osten bekommt 
fast ein Drittel der Beschäftigten nur 
2.000 Euro brutto im Monat oder weni-
ger. In Sachsen arbeiten 37 Prozent im 
Niedriglohnsektor, haben also weniger 
als zwei Drittel des mittleren Stunden-
lohns. Nur 43 Prozent der Beschäftig-
ten werden nach einem Tarifvertrag 
bezahlt. „Die Folgen: Abwanderung, 
Fachkräftemangel, Armut trotz Arbeit. 
Auch der heutige Mindestlohn gibt 

keine Sicherheit. Nur ein Mindestlohn 
von mindestens zwölf Euro schützt 
gerade so vor Armut – auch im Alter“, 
so Tischendorf. 

Die Linksfraktion schlägt vor, öffentli-
che Aufträge nur an Unternehmen zu 
vergeben, die ihre Beschäftigten nach 
Tarif bezahlen und entsprechende 
Arbeitsbedingungen gewähren. Die 
Beschäftigten müssen mindestens so 
viel verdienen wie Staatsbedienstete, 
wenn sie die Aufträge selbst ausfüh-
ren würden. „Die von uns vorgeschla-
gene Tariftreue gibt es in 14 der 16 
Bundesländer. Es geht ja auch darum, 
wie mit Steuergeld umgegangen wird. 
Es ist doch Schwachsinn, dass die 
öffentliche Hand Aufträge an Unter-

nehmen vergibt, deren Löhne am Ende 
durch Sozialleistungen aufgestockt 
werden müssen – sei es aktuell oder 
später bei der Rentenzahlung.“

Nötig wäre ein modernes Verga-
begesetz auch unter ökologischen 
Gesichtspunkten. „Der Staat kann 
schlecht von den Bürgerinnen und 
Bürgern verlangen, dass sie beim Ein-
kauf auf faire Produktion oder einen 
hohen Umweltstandard des Produktes 
achten und selbst diesen Aspekten 
bei der Beschaffung nur eine unter-
geordnete Bedeutung zumessen“, 
so Tischendorf. Güter und Leistun-
gen müssten umweltverträglich und 
energieeffizient sein. Also seien die 
Lebenszykluskosten eines Produkts, 
Transport- sowie Entsorgungskosten 
zu beachten. „Die Frage darf nicht nur 
sein, was ein Produkt zum Zeitpunkt 
der Anschaffung kostet. Sondern 

auch: Was kostet das über den gesam-
ten Lebensweg?“ Anhaltspunkte könn-
ten geprüfte Siegel und Zertifikate 
sein. Das werde in der privaten Wirt-
schaft bei der Vergabe von Aufträgen 
oft bereits praktiziert, etwa von Auto-
mobilzulieferern, Krankenhäusern und 
immer öfter auch von Lebensmittel- 
und Textildiscountern. 

Wenn es nach der Linksfraktion geht, 
sollen zudem nur Produkte genutzt 
werden, die ohne Zwangs- oder Kin-
derarbeit hergestellt worden sind und 
deren Produzenten sich zu Gewerk-
schaften zusammenschließen können. 
Auch ist zu berücksichtigen, ob und 
inwieweit die Bieterin oder der Bieter 
Maßnahmen die Gleichstellung der 

Geschlechter und die Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf fördert. Tisch-
endorf: „Bei der Vergabe öffentlicher 
Aufträge dürfen keine Waren Gegen-
stand der Leistungen sein, die unter 
Missachtung der in den International 
Labour Organisation (ILO)-Kernar-
beitsnormen festgelegten Mindest-
standards gewonnen oder hergestellt 
worden sind.“

Es sollte künftig nicht mehr unbedingt 
derjenige den Zuschlag bekommen, 
der den günstigsten Preis anbietet 
– das setzt nur einen Unterbietungs-
wettbewerb in Gang, auf Kosten von 
Mensch und Qualität. Auch soziale, 
ökologische oder innovative Aspekte 
sollen zählen. Sachsen verdient eine 
Regierung, die das so sieht und ent-
sprechend handelt! Wer das von der 
CDU oder der AfD erwartet, beißt auf 
Granit.

ParlamentsrePort
April 2019 Fraktion DIE LINKE im Sächsischen Landtag

CDU, SPD und AfD gegen faire 
Löhne und mehr Klimaschutz
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Sachsen leidet an Hausarztmangel – in 
24 der 47 Planungsregionen herrscht 
oder droht Unterversorgung, darunter 
Freiberg, Plauen, Zwickau, Chemnitz. 
255 Hausarztstellen sind offen, 2018 
absolvierten lediglich 73 Menschen die 
Facharztprüfung für Allgemeinmedizin. 
27 Prozent der Hausärzte sind über 60, 
elf Prozent sogar älter als 65. Für Medi-
zin gibt es in Sachsen 560 Studien-
plätze – aber etwa die Hälfte eines Jahr-
gangs wandert nach dem Studium ab.

Es müssen mehr Ärzte aufs Land! Dar-
über, wie das zu erreichen ist, gab es 
im März einen Koalitionskrach. Die 
CDU forderte eine Landarztquote – für 
40 Studienplätze sollen die Zugangs-
hürden gesenkt werden, geknüpft an 
die Verpflichtung, später abseits der 
Großstädte zu arbeiten. Die SPD fühlte 
sich überrumpelt – und lehnt ab. Wis-

senschaftsministerin Eva-Maria Stange 
sagte der Freien Presse: „Die Ausbil-
dung neuer Ärzte dauert zehn Jahre. 
Wir verpflichten einen 18-Jährigen, defi-
nitiv zu sagen, dass er mit knapp 30 
Jahren seinen Facharzt auf dem Land 
macht und anschließend für zehn Jahre 
praktiziert. Sonst droht ihm eine Strafe 
von 180.000 bis 250.000 Euro. Welcher 
junge Mensch geht so ein Risiko ein?“ 
Stattdessen will man mehr Medizin-
studierende mit Stipendien aufs Land 
locken, Absolventen in Tandem-Pra-
xen von älteren Kollegen begleiten las-
sen oder Polikliniken fördern. Denn im 
Anstellungsverhältnis bekommen Ärzte 
mehr Sicherheit und leiden weniger 
unter der Bürokratie.

Wir bezweifeln auch, dass eine Land-
arzt-Quote genug Nachwuchs bringen 
würde. Wer aufs Land will, geht sowieso 

dorthin, und die anderen brauchen 
stärkere Anreize. Seit vielen Jahren for-
dert die Linksfraktion deshalb, Poliklini-
ken auszubauen – neben weiteren Vor-
schlägen wie der Förderung innovativer 
Praxismodelle (Praxisgemeinschaften, 
Praxiskliniken, Ärztegenossenschaf-
ten etc.), Aufwandsentschädigungen 
für Medizinstudierende im Praktischen 
Jahr oder organisatorische und finanzi-
elle Niederlassungsförderung. All das 
hat die CDU stets abgelehnt – die SPD 
aber auch. Susanne Schaper, die 
Sprecherin der Linkfraktion für 
Gesundheitspolitik, stellt deshalb 
fest: „Wenn man die Forderungen der 
SPD im Wahljahr liest, könnte man mei-
nen, sie hätte in den letzten fünf Jahren 
gar nicht regiert. Halbherzige Forderun-
gen im Wahljahr helfen auch der CDU 
nicht, Glaubwürdigkeit und Vertrauen 
zu gewinnen.“

Sachsens Generalstaatsanwalt hat eine 
Rundverfügung erlassen. Damit wird – 
im Auftrag des Justizministers Sebas-
tian Gemkow – die Strafverfolgungs-
praxis verschärft. „Das Ziel der CDU 
ist es, dass künftig Straftaten aus der 
Kleinkriminalität vor Gericht verhan-
delt werden und nicht wie bisher leider 
immer wieder üblich vorher durch die 
Staatsanwaltschaft eingestellt werden“, 
so CDU-Rechtspolitiker Martin Mod-
schiedler freudestrahlend. In der März-
Sitzung des Landtages gab es dazu eine 
Fachregierungserklärung des Justizmi-
nisters sowie eine von der Linksfraktion 
beantragte Aktuelle Debatte.

Was gut klingt, entpuppt sich als Wahl-
kampf-Salve, die nach hinten losgeht. 
Denn das Muskelspielen ignoriert 
erstens vernünftige Grundsätze des 
Rechtsstaates, provoziert zweitens 
eine noch stärkere Überlastung der 
Justiz und bedroht drittens deren Unab-
hängigkeit.

Die CDU erweckt den falschen Ein-
druck, dass es stets an der Nachsich-
tigkeit von Staatsanwälten liege, wenn 
Ermittlungsverfahren eingestellt wer-
den oder aus ihnen keine Verurteilung 
folgt. Meist liegt das aber daran, dass 
sich ein Tatverdacht nicht bestätigt 
oder kein Täter ermittelt werden kann. 
Auch ist es nicht per se schlecht, dass 
die Strafprozessordnung es ermöglicht, 
Verfahren gegen Ersttäter einzustel-
len – wenn ihre Schuld gering ist, kein 
öffentliches Interesse an der Verfol-
gung besteht oder Wiedergutmachung 
durch Schadensersatz, Geldbuße oder 
gemeinnützige Arbeit leistbar ist. Denn 
jeder Strafprozess kostet Geld. 

„Es wird mit Kanonen auf Spatzen 
geschossen, ab zehn Euro Schaden 
gnadenlos auf Verfolgung geschaltet, 
egal welche Vorgeschichte der Ertappte 
hat. Das wird zehntausend neue Ver-
fahren pro Jahr für die ohnehin überlas-
tete Justiz erzeugen“, so Klaus Bartl, 
Rechtspolitiker der LINKEN. Die 
wenigen neuen Planstellen würden nie-
mals reichen. Derzeit landeten mindes-

tens 30 Prozent der Bagatelldelikte gar 
nicht bei Gericht, weil die Staatsanwalt-
schaft sie in anderer Weise abschließt 
und dabei auf die erzieherische Wirkung 
setzt, die allein das Verfahren schon 
hat. Künftig dürften bis zu 90 Prozent 
der Bagatelldelikte bei Gericht landen, 
und die Staatsanwälte dürfen einer Ein-
stellung selbst in sinnvollen Fällen nicht 
mehr zustimmen. „Also werden die 
Gerichte in einer Verfahrensflut absau-
fen“, so Bartl. Die Regierung dürfe auch 
„Gift darauf nehmen, dass ihre Planvor-
gaben für den Neubau von Gefängnis-
sen bei Weitem nicht mehr ausreichen 
werden.“ Dass der Rechtsstaat funk-
tioniere, sei man doch zuallererst den 
Opfern von schweren Straftaten schul-
dig, für deren Verfolgung die Gerichte 
schon jetzt oft Jahre brauchen.

Dass die CDU zudem die Unabhängig-
keit der Justiz nicht ernst nimmt, zeigt 
schon die Tatsache, dass die Rund-
verfügung als Geheimpapier gilt. Sie 
ist weder der Richterschaft noch den 
Strafverteidigern offiziell bekannt – die 
müssten sie aber auch kennen, wegen 
des Grundsatzes der „Waffengleich-
heit“. Staatsanwälte und Richter sol-
len frei entscheiden, ob und wann sie 
ein Verfahren einstellen – das wird 
den Staatsanwaltschaften nun faktisch 

untersagt. Richter brauchen aber  in 
der Regel deren Zustimmung für eine 
Einstellung. „Die Richterinnen und 
Richter entscheiden, wie sie innerhalb 
des von Bundesgesetzgeber vorge-
sehenen Strafrahmens die Tathand-
lung sanktionieren“, dringt Bartl auf 
rechtsstaatliche Grundsätze. Die nun 
erfolgten politischen Vorgaben seien 
problematisch, weil sie in die Staats-
anwaltschaften hineinwirken und somit 
die Gerichte und den Ausgang von Ver-
fahren beeinflussen.

„Wer zur politischen Begründung auf 
das Rechtsgefühl abstellt, verlässt den 
Bereich der rationalen Kriminalpolitik. 
Die Aufstockung nicht nur bei Richtern 
und Staatsanwälten ist dringend erfor-
derlich – aber doch nicht dazu da, nun 
Hühnerdiebe zu verfolgen. Anstatt sich 
mit den Ressourcen auf Kleinstkrimi-
nalität zu konzentrieren, wäre es doch 
möglich, jetzt verstärkt und intensiver 
als bisher schwergewichtigere Strafta-
ten zu verfolgen. So wird nur das Vor-
urteil gestärkt, dass man die Kleinen 
hänge, aber die Großen laufen lasse.“ 
So lautet übrigens das Fazit des Rich-
ters Ruben Franzen, Vorstandsmitglied 
der Neuen Richtervereinigung. Seinem 
Urteil über die Rundverfügung ist nichts 
hinzuzufügen.

Die Kleinen hängt man, ... Schnelles Netz in 
öffentlicher Hand!
 
Ein schneller Zugang zum Inter-
net wird immer wichtiger – für 
private Haushalte, aber auch 
für die Unternehmen. Vielerorts 
kann man nicht einmal störungs-
frei per Handy telefonieren – 
peinlich für ein Industrieland 
wie unseres. Der Netzausbau 
läuft heute zwar besser als vor 
fünf Jahren. Aber es ist noch 
lange nicht alles gut. „Sachsen 
dümpelt im bundesweiten Ver-
gleich am unteren Ende. Nur ein 
Bruchteil der Fördermittel für 
den Ausbau ist bewilligt, noch 
weniger geflossen. Auch gibt es 
keine landesweit abgestimmten 
Kreisprojekte. Trotzdem verkün-
det die Regierung jeden bewillig-
ten Bescheid als Durchbruch und 
streut der Öffentlichkeit Sand 
in die Augen“, kritisiert Nico 
Brünler, der Wirtschaftspo-
litiker der Linksfraktion.

Selbst wenn Förderprojekte 
zügig abgeschlossen wären, 
hätten wir noch lange nicht jene 
Dateninfrastruktur, die nötig 
ist. Glasfasernetze sind längst 
nicht flächendeckend verfügbar. 
Zudem müssen schon Ausbau-
leistungen nachgebessert wer-
den, vor allem die in den letzten 
Jahren per Vectoring ertüchtig-
ten Anschlüsse. Und: Gerade 
in den Kernräumen zahlreicher 
Unter- und Mittelzentren werden 
Mindestdatenraten von über 30 
Mbit auf absehbare Zeit nicht ver-
fügbar sein. „Der Breitbandaus-
bau ist kein einmaliges Projekt 
mit absehbarem Ende“, ist Brün-
ler überzeugt. „Wenn die Staats-
regierung Zukunftstechnologien 
wie das Internet der Dinge und 
autonomes Fahren beschwört, 
dann muss man sich klar machen, 
dass 5G und die entsprechenden 
Netze noch gar nicht existieren.“

Um den Netzausbau zu gewähr-
leisten, schlägt die Linksfraktion 
vor, eine Landesgesellschaft 
für die Hochgeschwindigkeits-
netze zu einrichten (Drucksache 
6/16711). Denn es ist blauäugig, 
allein auf private Netzanbieter 
zu setzen. Denn die bauen nur 
dort, wo sie Geld verdienen kön-
nen. Die Landesgesellschaft soll 
bisherige Aktivitäten der Kommu-
nen und Kreise sowie laufende 
Förderprojekte unterstützen und 
aktiv Lücken schließen. Und wenn 
der Ausbau der Hochgeschwin-
digkeitsbreitbandnetze schon mit 
Steuergeld subventioniert werden 
muss, sollte die Infrastruktur auch 
in öffentlichem Eigentum bleiben! 
Glasfasernetze könnten an pri-
vate Telekommunikationsanbieter 
vermietet werden, wie es die Nie-
derösterreichische Glasfaserinf-
rastruktur GmbH vormacht. Wenig 
überraschend: Die Regierungsko-
alition hielt all das für unnötig, der 
Breitbandausbau verlaufe zügig 
und zufriedenstellend …
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Wie kommen mehr Ärzte aufs Land?
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Die Bilanz von „Beitritt statt Vereini-
gung“ ist nach 30 Jahren für den Osten 
ernüchternd – trotz schicker Innen-
städte und sanierter Straßen, und vor 
allem: trotz des Engagements der Men-
schen in Ostdeutschland. Die Treu-
hand hinterließ ein deindustrialisiertes 
Niedriglohnland, Betriebe wurden ver-
scherbelt und dichtgemacht. Die Men-
schen in Ostdeutschland arbeiten län-
ger und das für weniger Geld, weshalb 
sie stärker von Arbeitslosigkeit und 
Armut bedroht sind. Die Renteneinheit 
ist noch immer nicht da. Ostdeutsche 
Erfahrungen wurden ignoriert und dann 
teils „neu erfunden“, Stichworte: Kita-
Netz, polytechnische Oberschule oder 
Polikliniken. Viele Ostdeutsche fühlen 
sich geringgeschätzt, geprellt, in ihrer 
Lebensleistung nicht ernst genommen. 

Die Ursachen dieser wirtschaftlichen, 
sozialen und politischen Fehlentwick-
lungen liegen in den Weichenstellun-
gen für die Einheit – aber auch darin, 
was seit der „Wende“ hier geschehen 
und politisch entschieden worden ist. 
„Ostdeutsche Arbeits- und Lebens-
leistung anerkennen – Fehler und Ver-
säumnisse der Nachwendezeit und 
Treuhand-Unrecht kritisch aufarbei-
ten“ – das fordert die Linksfraktion 
nun in einem aktuellen Antrag, der ihre 
ost-politischen Initiativen dieser Wahl-
periode zusammenfasst (Drucksache 
6/17169). Eine Hauptforderung besteht 
darin, dass die Landesregierung für 
eine extern besetzte, wissenschaftliche 
Kommission streiten soll, die das Han-
deln der Treuhand aufarbeitet. Darüber 
hinaus werden elf detaillierte Ziele for-
muliert, für die sich die Landesregie-
rung einsetzen soll. Im Überblick:

n Gleiche (Tarif)Löhne in Ost und West 
bei deutlicher Anhebung des Lohnni-
veaus-Ost.

n Angemessene Repräsentanz Ost-
deutscher in Behörden, Gerichten, 
Hochschulen, Unternehmen, insbeson-
dere in Führungspositionen.

n Mehr Gerichts- und Behördenstand-
orte des Bundes im Osten.

n Gleiche Rente für gleiche Arbeit in 
Ost und West.

n Ende der Benachteiligung der Ost-
Rentnerinnen und -Rentner, beispiels-
weise von in der DDR geschiedenen 
Frauen; in der Veredlung von Boden-
schätzen tätig gewesener Bergleute; 
der Beschäftigten des Gesundheits- 
und Sozialwesens sowie der Land- und 
Forstwirtschaft, des Handwerks sowie 
von anderen Selbständigen. Zu DDR-
Zeiten erworbene Versorgungsansprü-
che und geleistete Versorgungsbei-
träge insbesondere von Angehörigen 
der wissenschaftlichen, medizinischen, 
pädagogischen, technischen und 
künstlerischen Intelligenz, von Ange-
hörigen des öffentlichen Dienstes, der 
Armee, der Polizei und des Zolls sowie 

der Reichsbahn und der Post der DDR 
sind anzuerkennen.

n  Streichung der Altschulden der ost-
deutschen Wohnungsunternehmen.

n  Entschädigung aller, die nach DDR-
Recht bestandsgeschütztes Eigentum 
an Garagen, Datschen-Grundstücken 
oder Bodenreform-Land verloren.

n Entlastung der Ost-Bundesländer 
von der Zahlung von DDR-Renten und 
Sonderrenten durch den Bund.

n Überführung des Aktenbestandes 
der Staatssicherheit ins Bundesarchiv. 

n Schluss mit der Inanspruchnahme 
des Ostens Aufmarsch- und Übungsge-
biet der NATO-Kräfte!

n Bereitstellung auskömmlicher Bun-
desmittel für eine gute sozial-ökologi-
sche Zukunft der Braunkohlereviere.

Wohl im April wird sich der Landtag 
damit befassen. Wir fordern Respekt!

Politik ist in Deutschland männerdo-
miniert, Frauen sind in den Parlamen-
ten unterrepräsentiert. Im Sächsi-
schen Landtag liegt der Frauenanteil 
bei 33 Prozent, nur ein Fünftel der 
Sitze in Gemeinde- und Stadträten 
sind mit Frauen besetzt. „Die Zahlen 
sind mager“, meint Sarah Budde-
berg, die Gleichstellungspoli-
tikerin der Linksfraktion. „Dass 
es wenigstens diese gibt, ist den Par-
teien zu verdanken, die ihre Wahllis-
ten quotiert besetzen. Selbst in der 
CDU bewegt sich allmählich etwas 
– allerdings nicht weil progressive 
Männer ihre Macht teilen wollten, 
sondern durch engagierte weibliche 
Mitglieder.“ Die Erfahrung zeige: Soll-
Vorschriften in Parteien sind so wir-
kungslos wie die Selbstverpflichtung 
in DAX-Konzernen, den Frauenanteil 
in Vorständen zu verbessern. Eine 
Gesetzesregelung ist nötig.

Eine solche hat die Linksfraktion 
mit ihrem Parité-Gesetz vorgestellt 
(Drucksache 6/16948). Vorbild ist 
Brandenburg, wo unlängst ein solches 

Gesetz beschlossen wurde. Listen zur 
Landtagswahl sollen nur noch zulässig 
sein, wenn ihre Plätze abwechselnd 
mit Frauen und Männern besetzt sind. 
„Das ist keine Sonderbehandlung von 
Frauen, sondern die Herstellung von 
Chancengleichheit“, so Buddeberg. 
Der Maßstab könne nicht sein, wie 
viele Frauen in einer Partei Mitglied 
sind, sondern welchen Anteil sie an 
der Bevölkerung haben. In 21 der 28 
EU-Staaten gibt es solche Regelungen.

Eine gesetzliche Quotierung erhöhe 
erstens den Frauenanteil in den Par-
lamenten. Zweitens wären die Par-
teien gezwungen, ihre Parteiarbeit für 
Frauen attraktiver zu machen. Denn 
sie brauchen ja Kandidatinnen. Sie 
werden also ihre Nachwuchsarbeit, 
Beteiligungsmöglichkeiten, Diskussi-
onskultur und Sitzungszeiten so verän-
dern müssen, dass Frauen besser zum 
Mitmachen motiviert werden. „Pari-
tätisch besetzte Landeslisten können 
nur ein erster Schritt sein. Im zweiten 
müsste eine paritätische Besetzung 
der Direktwahlkreise erfolgen – auch 

diesem Ziel dient es, Frauen in den 
Parteistrukturen zu fördern“, ist sich 
Buddeberg sicher. Denn wenn mehr 
Frauen verantwortungsvolle Positio-
nen übernähmen, würden sie auch in 
Wahlkreisen antreten.

Die Abgeordneten vertreten das ganze 
Volk. Die Lebenserfahrungen von Män-
nern und Frauen unterscheiden sich 
aber stark. Das beeinflusst ihre Pers-
pektiven, Interessen und Prioritäten. 
Gesetze können ungleiche Geschlech-
terverhältnisse zementieren oder 
abbauen – das hängt auch davon ab, 
wer Politik macht. Frauen können das 
seltener als Männer, denn sie tragen 
nach wie vor die Hauptverantwortung 
in der Familien- und Sorgearbeit. Pfle-
gende Angehörige sind zu drei Vierteln 
weiblich, für die Kindererziehung treten 
in erster Linie Frauen beruflich kürzer. 

Das Frauenwahlrecht musste gegen 
große Widerstände erkämpft werden. 
Auch nach 100 Jahren ist keine gleich-
berechtigte politische Teilhabe von 
Frauen erreicht. Es ist höchste Zeit! 

Mehr Frauen in die Politik! 

Schmetterling, Biene 
und Co. brauchen 
Lebensräume

Das Insektensterben bekommt in 
der öffentlichen Debatte langsam 
den Stellenwert, den es verdient 
– in Bayern unterstützten mehr 
als eine Million Menschen eine 
Petition für besseren Schutz. 
Wohl bereits seit den 1950er Jah-
ren werden die Populationen klei-
ner, einige Arten sterben sogar 
aus. Seit den 1990er Jahren hat 
sich dieser Prozess verstärkt.

Die Ursachen sind vielfältig. Dis-
kutiert wird über ein Überangebot 
an Nährstoffen, geringe Vielfalt 
bei der Feldfruchtwahl, immer 
größere Ackerschläge, der Verlust 
an Randstrukturen und Blühstrei-
fen, die zunehmende Anwendung 
von Pflanzenschutzmitteln. Selbst 
landwirtschaftliches und land-
schaftspflegerisches Handeln im 
Rahmen der Gesetze schädigt 
offenbar die Insekten. 

Auch in Sachsen spielen die klei-
nen Tiere eine große Rolle für 
unsere Lebensgrundlagen. Des-
halb macht die Linksfraktion in 
einem aktuellen Antrag (Drucksa-
che 6/17170) Vorschläge, damit 
das Summen und Schwirren bei 
uns wieder zunimmt. 

Fördermaßnahmen mit EU-, Bun-
des- oder Landesmitteln sollen 
daraufhin überprüft werden, ob 
sie dem Insektensterben entge-
genwirken oder es sogar fördern. 
Landwirtschaft soll auf landesei-
genen Flächen nur noch in einer 
Weise betrieben werden, die 
Insekten bessere Lebensbedin-
gungen bietet. Zu Pflanzenschutz-
mitteln soll intensiver geforscht 
und beraten werden, insekten-
gefährliche Substanzen sollen 
zurückgedrängt werden. Auch die 
Waldbewirtschaftung soll auf den 
Insektenschutz ausgerichtet wer-
den, etwa durch mehr Totalreser-
vate. Naturschutz soll verstärkt in 
Lehr- und Bildungspläne integriert 
und durch pädagogische Projekte 
umgesetzt werden.

Wir sind gespannt auf die Debat-
ten im Landtag. Wenn es um die 
Erhaltung unserer Lebensgrund-
lagen geht, sind parteipolitische 
Spielchen zweifellos fehl am 
Platze. Wir sind auch davon über-
zeugt, dass auch in der hiesigen 
Bevölkerung eine riesige Mehrheit 
mehr Insektenschutz befürwortet.
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Respekt für den Osten
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Am 28. März fand der diesjährige Girls‘ 
Day statt. Er soll Mädchen und jungen 
Frauen Einblick in männerdominierte 
Berufe ermöglichen. Daran beteiligte 
sich die Linksfraktion selbstverständ-

lich – denn Frauen müssen auch von 
den Parteien gezielt in die politischen 
Prozesse einbezogen werden. Die Frak-

tion DIE LINKE lud daher auch 2019 
wieder Schülerinnen zum Girls‘ Day in 

den Landtag ein. Einen ganzen Tag lang 
konnten die Teilnehmerinnen hinter die 
Kulissen schauen, weibliche Abgeord-
nete kennen lernen und den politischen 
Betrieb von innen begutachten. 

Durchgeführt wurde der Tag von 
Sarah Buddeberg, Gleichstel-
lungs- und queerpolitische Spre-
cherin sowie Parlamentarische 
Geschäftsführerin. Ihr Fazit: „Es gibt 
viel zu tun in Sachen geschlechterge-
rechter Beteiligung. Der Girls‘ Day ist 
immer ein sehr lebendiger Tag im Land-
tag. Es ist schön zu sehen, wie viele 
Ideen die jungen Frauen mitbringen. 
Von der viel beschworenen Politikver-
drossenheit bei der jungen Generation 
ist nichts zu spüren. Die Teilnehmerin-
nen haben klare Vorstellungen davon, 
was sie verändern wollen.“

229 Fragen, 454 Seiten mit Antwor-
ten: Die Linksfraktion wollte mittels 
einer Großen Anfrage an die Regie-
rung (Drucksache 6/12700) herausfin-
den, wie Polizei und Justiz in Sachsen 
mit Strukturermittlungen gegen Orga-
nisierte Kriminalität vorgehen. Es geht 
um Tatverdächtige und Finanzströme, 
Drogenkriminalität, Banden, Wirt-
schaftskriminalität, Menschenhandel, 
Cybercrime, Korruption, Rocker, die 
Mafia. Das Dunkelfeld scheint groß.

„Die Organisierte Kriminalität in Sach-
sen bewegt sich auf hohem Niveau. 
Sie ist ein in großen Teilen ein inter-
nationales Phänomen, auch wenn die 
Tatverdächtigen überwiegend Deut-
sche sind“, so der innenpolitische 
Sprecher der Linksfraktion, 
Enrico Stange. Eine große Rolle 
spielen Rockergruppen. Tatverdäch-
tige deutscher Staatsangehörigkeit 
fielen hauptsächlich bei Rauschgift-
handel, Eigentumskriminalität und 
Gewaltkriminalität auf, ausländische 
Tatverdächtige im Bereich Eigentum-
skriminalität. Korruption sei weitest-
gehend ein deutsches Phänomen. 

„Wir bezweifeln, dass die Polizei und 
das Landeskriminalamt gut genug auf-
gestellt sind, um Organisierte Krimi-
nalität zu bekämpfen“, so Stange. Die 
Integrierte Ermittlungseinheit Sach-

sen, die für die Bekämpfung schwerer 
Kriminalität zuständig ist, umfasse nur 
noch 17 statt wie früher 25 Bediens-
tete. Das zuständige Fachdezernat 
hatte 2014 nur noch 44 Sachbearbei-
ter, 2006 waren es noch 54. „Große 
Lücken gibt es bei der organisierten 
Internetkriminalität, seit 2013 wurde 
nur ein einziger Tatverdächtiger ent-
deckt. Bei Korruptionsermittlungen 
sind die Zahlen eingebrochen, die 
ermittelten Schadenssummen auf ein 
Tausendstel geschrumpft. Felder wie 
die Mafia oder Clankriminalität schei-
nen nicht oder nur sehr bedingt auf 
dem Schirm zu sein. Auch beim Men-
schenhandel gibt es ein großes Dun-
kelfeld“, kritisiert der Innenpolitiker. 

Die Antwort sei „ehrlich“, findet auch 
der rechtspolitische Sprecher 
Klaus Bartl. Die personelle, techni-
sche und logistische Ausrüstung von 
Polizei und Justiz reiche keineswegs 
für den Kampf gegen Organisierte Kri-
minalität. „So wurden Ermittlungen 
über die Beteiligung von Mafia-Struk-
turen an Geldwäsche bislang nicht 
geführt. Im Bereich Menschenhandel 
gibt es eine verschwindend geringe 
Zahl an Verurteilungen. Es gelingt 
offensichtlich kaum, die Rädelsführer, 
Drahtzieher, ,Paten‘ zur Verantwor-
tung zu ziehen.“ Auch gab man seit 
2010 de facto keine Studien zu den 

Phänomenen der Organisierten Krimi-
nalität in Auftrag. 

Während die Staatsregierung zur Jagd 
auf Klein- und Bagatellkriminalität 
bläst und in Kauf nimmt, dass grö-
ßere Arbeitspotentiale der Strafver-
folgungsbehörden bei der buchstäb-
lichen Jagd nach dem Hühnerdieb 
gebunden werden (siehe Beitrag S. 2), 
setzt die Linksfraktion die Prämissen 
anders. „Vernünftige Kriminalpolitik 
verlangt, Ressourcen zuerst dort ein-
zusetzen, wo die schwerwiegendsten 
Taten begangen werden, die größ-
ten Schäden entstehen, Opfer am 
schwersten betroffen sind“, so Bartl. 
„Die Krise im Ansehen des Rechts-
staates resultiert nicht daraus, dass 
wir nicht jeden Schwarzfahrer, nicht 
jeden Ladendieb, nicht jeden ver-
mummten Versammlungsteilnehmer 
grillen. Sie hängt mit dem Eindruck 
zusammen, dass der Rechtsstaat die 
Kleinen hängt und die Großen lau-
fen lässt.“ Dagegen wandte sich die 
Linksfraktion auch in einem Entschlie-
ßungsantrag (Drucksache 6/17037).

Alle, die sich – unter erheblicher Eigen-
gefährdung – um die Bekämpfung der-
artiger Kriminalitätsstrukturen ver-
dient machen, verdienen Respekt. Ihr 
Dienstherr muss ihnen die bestmögli-
chen Mittel an die Hand geben.

Plenarspiegel
März 2019
Die 88. und die 89. Sitzung des 6. 
Sächsischen Landtages fanden 
am 13. und 14. März 2019 statt. 
Die Linksfraktion war mit diesen 
Drucksachen (Drs) vertreten:

Aktuelle Debatte

„,law and order‘-Gehabe des 
Staatsanwaltes ist Gift für den 
Rechtsstaat – Unabhängigkeit der 
Rechtsprechung vor exekutiver 
Einflussnahme schützen!“ 

Gesetzentwürfe

„Gesetz zur Weiterentwicklung 
des Vergaberechts im Freistaat 
Sachsen“ (Drs 6/13914)

„Gesetz zur Gewährleistung der 
paritätischen Vertretung von 
Frauen und Männern im Sächsi-
schen Landtag“ (Drs 6/16948)

Große Anfrage

„Schwere kriminelle Bedrohungs-
lagen“ (Drs 6/12700), mit Ent-
schließungsantrag (Drs 6/17037)

Anträge

„Versorgung mit schnellem Inter-
net als Bestandteil der öffentli-
chen Daseinsvorsorge gesetzlich 
verankern – Sächsische Lan-
desgesellschaft für den flächen-
deckenden Ausbau von Hoch-
geschwindigkeitsdatennetzen 
einrichten!“ (Drs 6/16711)

„Rechtsprechung des Sächsi-
schen Landessozialgerichts end-
lich umsetzen: Bekleidungs- und 
Verpflegungsgeld der Angehöri-
gen der Deutschen Volkspolizei 
der DDR als Arbeitsentgelt bei der 
Rentenberechnung anerkennen!“ 
(Drs 6/16393)

Sammeldrucksache 6/16922 
mit den LINKEN Anträgen 

„Lebensmittelsicherheit ins 21. 
Jahrhundert bringen – Globale 
Märkte erfassen, Technik nutzen, 
Transparenz schaffen“  
(Drs 6/13478)

„Fachkräftemangel abmildern – 
Spurwechsel ermöglichen – Blei-
berecht für Auszubildende und 
Erwerbstätige“ (Drs 6/15207)

15. April 2019, 10-15 Uhr 
Chemnitz, pentagon3,  
Brückenstraße 17 
Sachsen und der Osten 30 
Jahre nach der deutschen 
Einheit – Situation, Folgen, 
Herausforderungen und 
Auswege 
Fachkonferenz

30.April 2019, 10-17 Uhr 
Marienberg, Hoyerswerda, Riesa 
Öffentliche Fraktions- 
sitzung

Mehr Informationen dazu bald 
unter 
www.linksfraktionsachsen.de

Termine
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Mafia und Menschenhandel bekämpfen 

Girls‘ Day bei der Linksfraktion
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